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Einfluss bürokratischer Hürden auf die grenzüberschreitende Arbeitneh-
merentsendung von KMU in Grenzregionen 

Influence of administrative burdens on the cross-border posting of employees 
by SMEs in border regions 

Michael Holz, Annette Icks 
IfM-Materialien Nr. 299 

Zusammenfassung 

Auf der Grundlage von Fachgesprächen mit Unternehmerinnen und Unternehmern sowie Ex-
pertinnen und Experten untersucht die Studie, inwieweit bürokratische Erfordernisse die grenz-
überschreitende Erbringung von Dienstleistungen von deutschen und niederländischen KMU 
in ausgewählten Grenzregionen be- bzw. verhindern. Großen Verbesserungsbedarf sehen die 
Befragten insbesondere im Hinblick auf die fehlende Harmonisierung der Entsendevorschriften 
und -verfahren in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten. Auch Erleichterungen bei kurzen bzw. 
kurzfristigen Entsendungen werden sehr häufig als notwendig erachtet. Ein nicht unerheblicher 
Teil der KMU in beiden Ländern befolgt einzelne Vorschriften nicht, um den hohen Bürokratie-
aufwand auf ein – aus ihrer Sicht – verhältnismäßiges Niveau zu begrenzen. 

Schlagwörter: Arbeitnehmerentsendung, Bürokratie, EU, Dienstleistungsverkehr, KMU 

Abstract 

Based on interviews with companies and experts, the study examines the extent to which ad-
ministrative requirements hinder or prevent the cross-border provision of services by German 
and Dutch SMEs in selected border regions. The respondents see a great need for improve-
ment especially with regard to the lack of harmonisation of posting regulations and procedures 
in the individual EU member states. Facilitations for short-term postings and those done at 
short notice are also very often considered necessary. A not insignificant proportion of SMEs 
in both countries do not comply with individual regulations in order to limit the high administra-
tive burden to a - from their point of view - proportionate level. 

JEL: D73, F2, K2, L5, L8, M16 

Keywords: Posting of workers, administrative burdens, EU, trade in services, SMEs 
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Kurzfassung 

Im Rahmen der EU-Dienstleistungsfreiheit können Unternehmen zeitlich be-
grenzt Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in andere EU-Mitgliedstaaten ent-
senden. Um Sozialdumping und schlechte Arbeitsbedingungen zu verhindern, 
müssen die Entsendeunternehmen jedoch – in Abhängigkeit von den jeweiligen 
Vorschriften in den einzelnen Zielländern – verschiedene bürokratische Erfor-
dernisse erfüllen. Die vorliegende Studie analysiert auf Basis von Fachgesprä-
chen mit Unternehmerinnen und Unternehmern sowie Expertinnen und Exper-
ten, inwieweit diese Anforderungen die grenzüberschreitende Arbeitnehmerent-
sendung von deutschen KMU nach Frankreich, Österreich und in die Nieder-
lande sowie von niederländischen KMU nach Deutschland be- bzw. verhindern. 

Regulierung wird grundsätzlich befürwortet  

Die weit überwiegende Mehrheit der Befragten in allen Untersuchungsregionen 
befürwortet die Grundintention der Regulierung der Arbeitnehmerentsendung in 
der EU. Aufgrund weitergehender Spezialregelungen wird jedoch die Bürokra-
tiebelastung vor allem für Frankreich, aber auch für Österreich als deutlich höher 
wahrgenommen als für die Niederlande. 

Hohe Belastungen aufgrund fehlender Harmonisierung  

Die fehlende Harmonisierung der nationalen Entsenderegeln und -verfahren in 
der EU wird von allen Befragten als größte Belastung identifiziert. Aber auch die 
Häufigkeit der erforderlichen Meldungen wird oftmals als eine wesentliche Bü-
rokratiebelastung genannt. Vor allem im Hinblick auf kurze und kurzfristige Ent-
sendungen wird die Bürokratie als unverhältnismäßig angesehen, was in der 
Folge dazu führt, dass ein Teil der Unternehmen die Entsendungen ganz ein-
stellt oder diese deutlich reduziert. Nach Ansicht der Unternehmerinnen und Un-
ternehmer wäre hier mehr Flexibilität wünschenswert.  

Unterschiedliche Faktoren beeinflussen die Wahrnehmung und den Um-
gang mit den bürokratischen Anforderungen  

Die Bürokratiebelastung wird vor allem in Abhängigkeit von der Unternehmens-
größe unterschiedlich wahrgenommen. Daneben spielt aber auch u. a. die Art 
der erbrachten Leistungen, die Häufigkeit der Aufträge, die Inanspruchnahme 
von Unterstützungsleistungen, der Umsatzanteil der betreffenden Auslands-
märkte sowie auch die Bewertungs- und Handlungsautonomie, die sich 



 

 

VI 

Unternehmen beim Umgang mit den bürokratischen Erfordernissen selbst zu-
gestehen, eine Rolle. 

Unternehmen praktizieren teilweise "autonomen Bürokratieabbau" 

Neben den vollständig rechtskonform agierenden Unternehmen befolgt ein Teil 
der Unternehmen bewusst einzelne Vorschriften nicht, um so die (aggregierte) 
Bürobelastung auf ein – aus ihrer Sicht – verhältnismäßiges Niveau zu reduzie-
ren. Dies betrifft häufig operative, "nachgelagerte" bürokratische Erfordernisse 
wie z. B. das Berechnen der Vergleichsansprüche der Beschäftigten im Ziel-
land, das Übersetzen und Vorhalten von Unterlagen sowie das Durchführen von 
Änderungsmeldungen. Überwiegend handelt es sich hierbei aber um Unterneh-
men, die die zentralen Schutzgüter der Arbeitnehmerentsendung anerkennen.  

Niederländische Akteure beurteilen das deutsche Entsendesystem positiv 

Die niederländischen Befragten beurteilen den risikobasierten Ansatz des deut-
schen Arbeitnehmerentsendungsrechts sehr positiv. Demzufolge werden die 
entsenderechtlichen bürokratischen Anforderungen weitgehend auf bestimmte 
Wirtschaftsbranchen mit erhöhtem "Schadenspotenzial" begrenzt. Insgesamt 
zählen die niederländischen Befragten das deutsche Entsendesystem zu den-
jenigen mit einer relativ geringen Belastungsintensität. 

Risikobasierte Ansätze bevorzugt 

Im Gegensatz zu herkömmlichen „One-size-fits-all“ Ansätzen können risikoba-
sierte Ansätze ein neues Gleichgewicht von Vertrauen und Kontrolle herstellen, 
da sie den zentralen Schutzgütern der Arbeitnehmerentsendung eine angemes-
sene und differenzierte Bürokratiebelastung gegenüberstellen. Dies muss auch 
unter Beachtung der Risken vorgenommen werden, die von der kleinen Gruppe 
der „schwarzen Schafe“ ausgehen, die in betrügerischer Absicht „Entsendun-
gen“ vornehmen. Gleichwohl empfiehlt es sich, Verbesserungen im Bereich der 
Informations- und Verfahrens-Infrastruktur, der Harmonisierung der nationalen 
Anforderungen sowie bei der Reduzierung des Erfüllungsaufwands vorzuneh-
men. 
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1 Einleitung 

Der seit Januar 1993 existierende Europäische Binnenmarkt zählt zu den zent-
ralen Errungenschaften der europäischen Integration. Durch die Harmonisie-
rung von Vorschriften und die Abschaffung von Markteintritts- und Handels-
hemmnissen eröffnet der Binnenmarkt den wirtschaftlichen Akteuren und Haus-
halten vielfältige Wohlfahrtsgewinne und Nutzenpotenziale. Wesentliche Pfeiler 
des Europäischen Binnenmarktes sind die vier sogenannten Grundfreiheiten – 
freier Warenverkehr, Personenfreizügigkeit (inkl. Arbeitnehmerfreizügigkeit und 
Niederlassungsfreiheit), Dienstleistungsfreiheit sowie freier Kapital- und Zah-
lungsverkehr. Wichtiger Bestandteil aller Grundfreiheiten ist das Diskriminie-
rungsverbot. Demnach dürfen Staatsangehörige bzw. Waren anderer EU-Mit-
gliedstaaten nicht schlechter behandelt werden als inländische. 

Im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit haben Anbieter gewerblicher, kaufmän-
nischer, handwerklicher und freiberuflicher Tätigkeiten freien Zugang zu den 
Dienstleistungsmärkten aller Mitgliedstaaten der EU. Im Unterschied zur Nie-
derlassungsfreiheit behalten die Dienstleistungsanbieter dabei ihre rechtmäßige 
Niederlassung im ursprünglichen Mitgliedstaat bei und erbringen lediglich vo-
rübergehend ihre Dienste in einem anderen EU-Land. Werden zur grenzüber-
schreitenden Erbringung einer Dienstleistung eigene Arbeitnehmerinnen oder 
Arbeitnehmer vorübergehend in ein anderes EU-Land entsandt, so kommen 
spezielle entsenderechtliche Vorschriften sowohl der EU als auch des jeweiligen 
Ziellandes im Hinblick auf die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zur An-
wendung. 

Diese sollen EU-weit den Schutz der Rechte und Arbeitsbedingungen entsand-
ter Arbeitnehmer sicherstellen und gleiche Wettbewerbsbedingungen garantie-
ren. In Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofes können die Entsendevorschriften somit die Dienstleistungsfreiheit begren-
zen, um ein legitimes Ziel wie den Arbeitnehmerschutz zu erreichen. Die Ent-
sendevorschriften sind jedoch zugleich an das Gebot der Verhältnismäßigkeit 
gebunden. Die betreffenden Maßnahmen müssen geeignet sein, die intendier-
ten Schutzziele zu erreichen, und dürfen nicht über das hinausgehen, was zur 
Zielerreichung erforderlich ist (vgl. Europäische Kommission 2019). 

Die Einhaltung der entsenderechtlichen Vorschriften, die Durchführung der er-
forderlichen administrativen Meldeverfahren und das Bereithalten der erforder-
lichen Belege und Unterlagen während des Arbeitseinsatzes im Ausland ist für 
die Entsendeunternehmen mit einem nicht unerheblichen bürokratischen 
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Aufwand verbunden. Die dadurch bedingte Erhöhung der Transaktionskosten 
kann die grenzüberschreitende Dienstleistungserbringung – insbesondere von 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) – u. U. merklich behindern bzw. ein-
schränken. Im Zuge der von den EU-Mitgliedstaaten bis Juli 2020 umzusetzen-
den revidierten Entsenderichtlinie hat sich zudem der bürokratische Aufwand 
u. a. durch die Ausweitung der Schutzrechte der entsandten Arbeitnehmer noch 
einmal deutlich erhöht (vgl. Kapitel 3). 

Darüber hinaus müssen Unternehmen im Kontext der grenzüberschreitenden 
Dienstleistungserbringung neben dem Entsenderecht – bzw. in dessen Folge 
dem Arbeitsrecht – auch eine größere Anzahl von Vorschriften aus weiteren 
Rechtsgebieten beachten. Hierzu zählen u. a. Regelungen aus dem Sozialver-
sicherungsrecht (insbesondere im Zusammenhang mit der sog. A1-Bescheini-
gung)1, dem Gewerberecht (z. B. zusätzliche (Qualifikations-) Nachweise im 
Handwerk oder Baugewerbe), dem Arbeitsschutzrecht, Vertragsrecht, Haf-
tungsrecht und Steuerrecht (Umsatzsteuer). 

Im Gegensatz zum Warenexport sind grenzüberschreitende Dienstleistungen 
und Arbeitnehmerentsendungen innerhalb der EU relativ komplex und mit ei-
nem deutlich höheren bürokratischen Aufwand verbunden. Angesichts des (po-
tenziell) sehr weit gefassten Untersuchungsgegenstands konzentriert sich die 
vorliegende Studie auf: 

• Arbeitnehmerentsendungen im Rahmen von Dienstleistungsverträgen (vgl. 
Kapitel 3), 

• bürokratische Erfordernisse aus dem Entsende- bzw. Arbeitsrecht und an-
grenzenden, mit der Entsendung sachlich eng zusammenhängenden und 
praktisch oftmals zusammen abgewickelten Rechtsgebieten (Sozialversiche-
rungsrecht und Gewerberecht), 

• traditionelle KMU als Entsendeunternehmen mit grundsätzlich gutem Willen, 
die Vorschriften zu erfüllen (d. h. keine fokussierte Berücksichtigung von sog. 

 

1  Alle entsandten Arbeitnehmer müssen während der Entsendung eine A1-Bescheinigung 
mitführen, die belegt, dass sie im Herkunftsland weiterhin sozialversichert sind und somit 
im Zielland keine Sozialversicherungsabgaben entrichten müssen. Die Verpflichtung zum 
Mitführen einer A1-Bescheinigung ergibt sich nicht aus dem Entsenderecht, sondern geht 
auf die Verordnung (EG) 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit 
zurück. 
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„schwarzen Schafen“, die mit betrügerischer Absicht die grundlegenden 
Schutzrechte der Arbeitnehmerentsendung verletzen).2 

Selbst wenn deutsche Unternehmen aufgrund des vergleichsweise hohen Ni-
veaus bezüglich Löhne und sozialer Sicherung in Deutschland in der Praxis 
nicht primärer Adressat der entsenderechtlichen Maßnahmen sein mögen, ist 
zu erwarten, dass der bürokratische Aufwand für die grenzüberschreitende 
Dienstleistungserbringung infolge der erweiterten bürokratischen Pflichten noch 
einmal spürbar zunimmt. Besonders nachteilig kann sich die Bürokratiebelas-
tung für KMU und die betreffenden Grenzregionen auswirken. Im Gegensatz zu 
Großunternehmen bedienen KMU oftmals in einem höheren Ausmaß regionale 
Märkte, zu denen in Grenzregionen auch der Markt jenseits der Grenze gehört. 
Auch für die Grenzregionen können sich somit negative Folgewirkungen – etwa 
hinsichtlich der regionalen Integration, der Internationalisierungsaktivitäten und 
der Politik- und Bürokratieverdrossenheit – entfalten. 

Die vorliegende Studie zielt darauf ab, den Einfluss bürokratischer Hürden auf 
die vorübergehende Entsendung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
und damit zusammenhängend auf die grenzüberschreitende Dienstleistungser-
bringung von KMU zu untersuchen. Die Auswirkungen der Regulierung werden 
aus deutscher Perspektive für drei Grenzregionen mit unterschiedlich hohem 
Bürokratieaufwand analysiert (in absteigender Reihenfolge: Deutschland-
Frankreich, Deutschland-Österreich sowie Deutschland-Niederlande). Im Rah-
men einer internationalen Projekterweiterung werden die Untersuchungsfragen 
zudem auch aus niederländischer Perspektive analysiert. Dieser Untersu-
chungsteil beschäftigt sich folglich mit den bürokratischen Belastungen, mit de-
nen niederländische Unternehmen bei der Entsendung von Beschäftigten nach 
Deutschland konfrontiert sind. 

Durch den Vergleich der beiden Perspektiven können Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede hinsichtlich der Belastungswirkungen sowie zusätzliche Hinweise 
für Handlungsempfehlungen identifiziert werden. Da die Niederlande wirt-
schaftspolitisch gemeinhin für Pragmatismus bekannt sind, können von der 

 

2  Ebenfalls nicht im Fokus stehen Sonderkonstellationen mit erhöhtem Schadenspotenzial 
im Hinblick auf Lohn- und Sozialdumping, z. B. Entsendungen im Rahmen von umfassen-
den Wertschöpfungsverbünden mit vielen Unterauftragnehmern aus verschiedenen Län-
dern. Wagner (2015) zeigt anhand der Bauwirtschaft in Deutschland exemplarisch auf, wie 
betrügerische Akteure in derartigen Konstellationen die geltenden Arbeits- und Beschäfti-
gungsbedingungen zum Nachteil der entsandten Beschäftigten umgehen. 
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Berücksichtigung der Niederlande in beiden Studienteilen wertvolle Erkennt-
nisse für unsere Untersuchungsfragen ausgehen. 
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2 Vorgehensweise / Untersuchungsmethodik 

2.1 Untersuchung des bürokratischen Aufwands für deutsche KMU in 
drei ausgewählten Grenzregionen 

Zur Recherche des wirtschafts- und sozialpolitischen Hintergrunds sowie zur 
Ermittlung der Art und des Umfangs der mit der Arbeitnehmerentsendung ver-
bundenen bürokratischen Belastungen haben wir zunächst eine umfassende Li-
teratur- und Dokumentenanalyse durchgeführt. Auf dieser Grundlage entwickel-
ten wir einen teilstandardisierten Interviewleitfaden für die anschließenden 
Fachgespräche mit Expertinnen und Experten sowie Unternehmen. Die Fach-
gespräche dienten uns als zentrale Informationsquelle, um die Auswirkungen 
der bürokratischen Erfordernisse der Arbeitnehmerentsendung auf KMU und 
Grenzregionen einschätzen und beurteilen zu können. 

Die einzelnen EU-Mitgliedsländer gestalten die Anforderungen, die Arbeitgeber 
und Arbeitgeberinnen im Zusammenhang mit der Arbeitnehmerentsendung er-
füllen müssen, sehr unterschiedlich. Um eine möglichst große Bandbreite des 
Bürokratieaufwands zu erfassen, haben wir auf Basis von Vorrecherchen die 
drei Grenzregionen Deutschland-Frankreich, Deutschland-Österreich und 
Deutschland-Niederlande mit jeweils unterschiedlich hoher Bürokratiebelastung 
ausgewählt. 

In den drei Grenzregionen befragten wir in Deutschland ansässige Expertinnen 
und Experten aus Handwerkskammern, Industrie- und Handelskammern, Wirt-
schaftsverbänden und Wirtschaftsförderungseinrichtungen zu ihren Einschät-
zungen, die sich aus ihrer praktischen Arbeit ergeben. Für eine eher übergeord-
nete Sichtweise führten wir ergänzend Gespräche mit Repräsentantinnen und 
Repräsentanten von Gewerkschaften, der Germany Trade and Invest – Gesell-
schaft für Außenwirtschaft und Standortmarketing mbH (GTAI) und Verbrau-
cherschutzorganisationen. Wertvolle Einschätzungen aus der betrieblichen Pra-
xis lieferten uns Unternehmen aus verschiedenen Branchen in den drei Grenz-
regionen, indem sie über ihre Erfahrungen bei der Entsendung ihrer Beschäftig-
ten in die Nachbarländer und den damit verbundenen bürokratischen Aufwand 
berichteten. 

Um ein besseres Verständnis für den Meldeaufwand bei der Entsendung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu erhalten, führten wir zusätzlich unter 
Anleitung ein simuliertes Meldeverfahren auf dem französischen Meldeportal 
SIPSI durch. 
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Insgesamt haben wir in Deutschland Experten-Interviews geführt mit 

• fünf Handwerkskammern, 
• drei Industrie- und Handelskammern, 
• einem Wirtschaftsverband, 
• einer Wirtschaftsförderung, 
• einer Gewerkschaft, 
• Germany Trade and Invest (GTAI) – Gesellschaft für Außenwirtschaft und 

Standortmarketing mbH, 
• einer Verbraucherschutzorganisation. 

Darüber hinaus haben wir in den drei Grenzregionen Fachgespräche mit insge-
samt zehn Unternehmen aus dem Maschinen- und Anlagenbau (5) sowie dem 
Baugewerbe (5) geführt. Die Beschäftigtengröße der Unternehmen variierte zwi-
schen 23 und über 4.000 Beschäftigten. Bei fünf Unternehmen handelt es sich 
um Kleinunternehmen (mit bis zu 49 Beschäftigten), vier Unternehmen gehören 
zu den mittleren Unternehmen (50 bis 499 Beschäftigte), während ein teilneh-
mendes Unternehmen mit mehr als 4.000 Beschäftigten zur Gruppe der Groß-
unternehmen zählt. 

2.2 Projekterweiterung zur Analyse des Bürokratieaufwands für nieder-
ländische Unternehmen bei der Entsendung nach Deutschland 

Während der laufenden Projektbearbeitung erfolgte im Rahmen eines externen 
Drittmittelauftrags – für das niederländische Wirtschaftsministerium – eine in-
haltliche Projekterweiterung. Innerhalb dieses zusätzlichen Studienteils sollten 
analog zur deutschen Erhebung ausgewählte niederländische Unternehmen so-
wie Expertinnen und Experten zu ihren Einschätzungen bezüglich des Bürokra-
tieaufwands für niederländische Unternehmen bei der Arbeitnehmerentsendung 
nach Deutschland befragt werden. Das Ziel bestand wiederum darin, Art und 
Umfang der Bürokratielasten sowie deren Folgewirkungen für die betroffenen 
Unternehmen und die Grenzregion zu ermitteln. 

Hierzu haben wir ebenfalls teilstandardisierte Fachgespräche mit insgesamt drei 
niederländischen Unternehmen sowie mit zwei niederländischen Wirtschafts-
verbänden und einer niederländischen Gewerkschaft geführt. Bei den drei Un-
ternehmen handelt es sich um KMU aus den Wirtschaftsbereichen Maschinen- 
und Anlagenbau, Dienstleistungen und Handel. Die Fachgespräche wurden 
qualitativ ausgewertet (vgl. Kapitel 7) und fließen – besonders im Hinblick auf 
die Ableitung von Handlungsempfehlungen – in die Gesamtuntersuchung ein.  
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3 Rechtlicher Hintergrund: Die EU-Entsenderichtlinie und ihre Refor-
men im Überblick 

Die EU-rechtlichen Entsendevorschriften sind grundlegend in der Richtlinie über 
die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleis-
tungen festgelegt. Diese wurde im Jahr 1996 erstmalig angenommen (Richtlinie 
96/71/EG) und im Jahr 2018 im Wege einer sog. Änderungsrichtlinie überarbei-
tet (Richtlinie (EU) 2018/957). Die Bestimmungen der Änderungsrichtlinie waren 
von den EU-Mitgliedstaaten bis zum 30. Juli 2020 in nationale Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften umzusetzen. Ein wesentliches Ziel bestand darin, das 
Gleichgewicht zwischen der Förderung der Dienstleistungsfreiheit und der Ge-
währleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen einerseits und des Schutzes 
der Rechte entsandter Arbeitnehmer andererseits neu auszutarieren. Die ent-
sandten Arbeitnehmer sollten so insgesamt besser vor Lohn- und Sozialdum-
ping geschützt werden. Wesentlicher Leitgedanke ist das Prinzip „gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit am gleichen Ort“ (vgl. Nowak 2022). 

Im Jahr 2014 verabschiedete die EU zudem eine Durchsetzungsrichtlinie (Richt-
linie 2014/67/EU), die die praktische Anwendung und Durchsetzung der Entsen-
devorschriften verbessern sollte. Die Richtlinie enthielt Maßnahmen in verschie-
denen Bereichen, u. a.: Zugang der Entsendeunternehmen zu Informationen; 
Verhinderung der Umgehung der geltenden Bestimmungen; Kontrollen und 
Überwachung; gemeinsame Haftung in Unterauftragsketten sowie Austausch 
von Informationen unter den Mitgliedstaaten. Die Durchsetzungsrichtlinie sollte 
so für die (verbesserte) Einhaltung der Richtlinie 96/71/EG sorgen, ohne den 
Dienstleistungserbringern unnötige Verwaltungslasten aufzubürden. Alle im 
Rahmen dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen sollen gerechtfertigt und 
verhältnismäßig sein, damit kein zusätzlicher Verwaltungsaufwand entsteht, das 
Beschäftigungspotenzial insbesondere kleiner und mittlerer Unternehmen 
(KMU) nicht eingeschränkt wird und zugleich die entsandten Arbeitnehmer ge-
schützt werden (vgl. Erwägungsgründe (4) und (5) der Durchsetzungsrichtlinie). 

Gegenstand der entsenderechtlichen Vorschriften ist die temporäre Entsendung 
von Arbeitnehmern zur grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleistun-
gen in einem anderen EU-Mitgliedstaat, wobei grundsätzlich drei verschiedene 
Konstellationen zu unterscheiden sind (vgl. Artikel 1, Absatz 3 der Entsende-
richtlinie 96/71/EG): 
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a) Entsendung im Rahmen eines Dienstleistungsvertrags mit einem Abnehmer 
/ Kunden in einem anderen EU-Mitgliedstaat, für den die Dienstleistungen 
bestimmt sind; oder 

b) Entsendung in eine Niederlassung oder ein der Unternehmensgruppe ange-
hörendes Unternehmen in einem anderen EU-Mitgliedstaat („unternehmens-
interne Entsendung“); oder 

c) Entsendung durch ein Leiharbeitsunternehmen, das einen Arbeitnehmer in 
ein entleihendes Unternehmen entsendet, das seinen Sitz in einem anderen 
EU-Mitgliedstaat hat oder dort seine Tätigkeit ausübt. 

Die entsandten Arbeitnehmer werden über die Entsendung hinaus bei dem Ent-
sendeunternehmen weiterbeschäftigt. Grundsätzlich unterliegen sie daher wei-
terhin dem für ihren Arbeitsvertrag geltenden Recht, das in den meisten Fällen 
das Recht ihres Herkunftsmitgliedstaats ist. Zum Schutz vor Lohn- und Sozial-
dumping während der Entsendung enthält die (revidierte) Entsenderichtlinie je-
doch einige zentrale Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, die Entsende-
unternehmen ihren entsandten Arbeitnehmern für die Dauer der Entsendung 
garantieren müssen. Die Entsendeunternehmen müssen daher die entspre-
chenden Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im eigenen Land mit denje-
nigen im Zielland vergleichen. Sind die Arbeits- und Beschäftigungsbedingun-
gen im Zielland (Aufnahmemitgliedstaat) für die entsandten Arbeitnehmer vor-
teilhafter als im Herkunftsland, so müssen die Unternehmen die Vorschriften 
des Ziellandes umsetzen und somit ihre Beschäftigten denjenigen im Zielland 
(mindestens) gleichstellen.3 Dabei sind alle Regelungen zugrunde zu legen, die 
im Zielland durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften und / oder durch für all-
gemein verbindlich erklärte Tarifverträge festgelegt sind. 

Seit dem 30. Juli 2020 müssen Entsendeunternehmen gemäß Artikel 1, Absatz 
2 der Änderungsrichtlinie im Hinblick auf die folgenden Arbeits- und Beschäfti-
gungsbedingungen eine Gleichbehandlung ihrer entsandten Arbeitnehmer mit 
Arbeitnehmern im Zielland garantieren, soweit diese vorteilhafter sind als im 
Herkunftsland des Entsendeunternehmens: 

a) Höchstarbeitszeiten und Mindestruhezeiten; 
b) bezahlter Mindestjahresurlaub; 

 

3  Sind demgegenüber die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im Herkunftsland vor-
teilhafter, so darf hiervon selbstverständlich nicht zum Nachteil der Beschäftigten abgewi-
chen werden. 
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c) Entlohnung4 einschließlich der Überstundensätze; dies gilt nicht für die zu-
sätzlichen betrieblichen Altersversorgungssysteme; 

d) Bedingungen für die Überlassung von Arbeitskräften, insbesondere durch 
Leiharbeitsunternehmen; 

e) Sicherheit, Gesundheitsschutz und Hygiene am Arbeitsplatz; 
f) Schutzmaßnahmen im Zusammenhang mit den Arbeits- und Beschäfti-

gungsbedingungen von Schwangeren und Wöchnerinnen, Kindern und Ju-
gendlichen; 

g) Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie andere Nichtdiskriminie-
rungsbestimmungen; 

h) Bedingungen für die Unterkünfte von Arbeitnehmern, wenn sie vom Arbeit-
geber für Arbeitnehmer, die von ihrem regelmäßigen Arbeitsplatz entfernt 
sind, zur Verfügung gestellt werden; 

i) Zulagen oder Kostenerstattungen zur Deckung von Reise-, Unterbringungs- 
und Verpflegungskosten für Arbeitnehmer, die aus beruflichen Gründen nicht 
zu Hause wohnen. 

Insgesamt bedeutet dies, dass Unternehmen, die Arbeitnehmer vorübergehend 
in andere EU-Mitgliedstaaten entsenden, allein im Hinblick auf den Vergleich 
der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen mit einem relativ hohen bürokra-
tischen Aufwand konfrontiert sind. Sie müssen die Vielzahl der relevanten Vor-
schriften im Zielland identifizieren, inhaltlich verstehen, mit denjenigen des ei-
genen Landes vergleichen und dann korrekt auf die eigenen Entsendefälle an-
wenden.5 Aufgrund fehlender Harmonisierung der nationalstaatlichen Regelun-
gen potenziert sich der Aufwand für Unternehmen, die in mehrere EU-Länder 
entsenden. 

  

 

4  Die Ursprungsrichtlinie 96/71/EG gewährte entsandten Arbeitnehmern lediglich Anspruch 
auf allgemeine Mindestlohnsätze im Zielland. Im Zuge der Änderungsrichtlinie erhalten 
entsandte Arbeitnehmer nunmehr einen deutlich weiter gefassten Anspruch auf alle Ent-
lohnungsbestandteile (z. B. spezielle tarifliche Mindestlöhne, Zulagen, Urlaubsgeld etc.), 
die durch Rechtsvorschriften oder für allgemein verbindlich erklärte Tarifverträge im Ziel-
land gelten. 

5  Die EU-Mitgliedstaaten sind laut Artikel 5 der Durchführungsrichtlinie und Artikel 1 Absatz 
2 der Änderungsrichtlinie verpflichtet, die notwendigen Informationen einschließlich der 
verschiedenen Entlohnungsbestandteile unverzüglich und in transparenter Weise sowie 
korrekt und aktuell auf einer einzigen nationalen Website zu veröffentlichen. In der Praxis 
besteht jedoch in vielen EU-Ländern noch größerer Verbesserungsbedarf vor allem im Hin-
blick auf die Bereitstellung von Informationen zu den im Einzelfall anzuwendenden tarifver-
traglichen Regelungen (vgl. ZDH 2021). 
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4 Entsendungsbezogene bürokratische Anforderungen in den drei Un-
tersuchungsländern 

Der bürokratische Aufwand für die Entsendeunternehmen resultiert jedoch nicht 
nur aus den Tätigkeiten, die im Zusammenhang mit dem o. g. Vergleich der Ar-
beits- und Beschäftigungsbedingungen stehen. Bürokratiebelastungen entste-
hen darüber hinaus auch aus den Verwaltungsanforderungen und Kontrollmaß-
nahmen, die die Zielländer vorschreiben, um die Einhaltung der Pflichten, die 
aus der Entsendrichtlinie sowie der Durchsetzungsrichtlinie erwachsen, zu ge-
währleisten. Die EU-Mitgliedstaaten dürfen grundsätzlich nur solche Maßnah-
men ergreifen, die notwendig sind, um eine wirksame Überwachung zu ermög-
lichen und die im Einklang mit dem Unionsrecht gerechtfertigt und verhältnis-
mäßig sind. 

Laut Artikel 9 der Durchsetzungsrichtlinie 2014/67/EU können die Mitgliedstaa-
ten zu diesem Zweck u. a. folgende bürokratische Maßnahmen vorsehen: 

a) die Pflicht des Entsendeunternehmens zur Abgabe einer einfachen Erklä-
rung („Entsendemeldung“) gegenüber den zuständigen Behörden des Ziel-
landes spätestens zu Beginn der Erbringung der Dienstleistung, die die ein-
schlägigen Informationen enthält, die eine Kontrolle der Sachlage erlauben; 

b) die Pflicht zur Bereithaltung oder Verfügbarmachung und / oder Aufbewah-
rung in Papier- oder elektronischer Form bestimmter Dokumente (z. B. Ar-
beitsverträge, Lohnzettel, Arbeitszeitnachweise, Belege über die Entgeltzah-
lung) während des Entsendezeitraums im Zielland; 

c) die Pflicht, nach der Entsendung auf Ersuchen der Behörden des Ziellandes 
die unter b) genannten Dokumente innerhalb einer angemessenen Frist vor-
zulegen; 

d) die Pflicht zur Vorlage einer Übersetzung der unter b) genannten Dokumente 
in die Amtssprache des Ziellandes oder in eine andere von dem Zielland ak-
zeptierte Sprache; 

e) die Pflicht, den zuständigen Behörden des Ziellandes einen Ansprechpartner 
zu benennen, der bei Bedarf Dokumente und / oder Mitteilungen verschickt 
und entgegennimmt. 

Welche Maßnahmen allerdings tatsächlich ergriffen und wie diese konkret aus-
gestaltet werden, liegt im Ermessen der einzelnen EU-Mitgliedstaaten. Da die 
EU-Länder jeweils unterschiedliche, nicht harmonisierte Verwaltungsanforde-
rungen und Kontrollmaßnahmen erlassen haben, multipliziert sich wiederum der 
bürokratische Aufwand für Entsendeunternehmen, die in mehrere EU-Länder 
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entsenden.6 Folglich müssen sich Unter-
nehmen bei Entsendungen in verschiedene Länder jedes Mal neu über die je-
weils geltenden bürokratischen Anforderungen informieren und unterschiedli-
che Verfahren durchlaufen. 

4.1 A1-Bescheinigung 

Bei der Entsendung in alle drei Länder muss im Allgemeinen zunächst – nach 
Maßgabe von Art. 12 der Verordnung (EG) 883/2004 zur Koordinierung der Sys-
teme der sozialen Sicherheit in Verbindung mit der dazu ergangenen Durchfüh-
rungsverordnung (EG) Nr. 987/2009 – eine A1-Bescheinigung beantragt wer-
den. Die A1-Bescheinigung ist der Nachweis, dass die entsandte Person, die 
vorübergehend im Ausland tätig wird, weiterhin dem Sozialversicherungssystem 
des Herkunftslandes unterliegt und deshalb keine Sozialbeiträge an die Sozial-
kassen im Ausland abführen muss. Eine A1-Bescheinigung für europäische 
Auslandseinsätze muss elektronisch beantragt werden, entweder über ein zer-
tifiziertes Abrechnungsprogramm oder die Anwendung sv.net.  

4.2 Entsendemeldung vor Arbeitsaufnahme 

Zusätzlich zu der A1-Bescheinigung müssen auch die Meldepflichten zur Arbeit-
nehmerentsendung des Landes befolgt werden, in das die Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen entsandt werden. Die Richtlinie 2014/67/EU sieht hier z. B. 
die Meldung von Informationen über den Dienstleistungserbringer, das Unter-
nehmen, das die Leistung erhält und den geplanten Beginn und die Dauer der 
Entsendung vor. Neben diesen Grundinformationen verlangen die betrachteten 
Länder unterschiedliche Ergänzungen. So muss in den Niederlanden beispiels-
weise eine Person gemeldet werden, die für die Auszahlung des Lohns zustän-
dig ist. Österreich verlangt für reglementierte Gewerbe einen Befähigungsnach-
weis. In Frankreich ist besonders hervorzuheben, dass im Hoch- und Tiefbau 
zusätzlich zur Entsendemeldung eine kostenpflichtige Berufsidentifikationskarte 
(„Carte BTP“) erforderlich ist, die bei der Union des Caisses de France separat 
über eine Online-Plattform beantragt werden muss und die Kontrollen auf den 
Baustellen erleichtern soll (vgl. HWK Saarland/HWK Trier 2022). 

 

6  Übersicht A1 im Anhang gibt einen Überblick über die Anforderungen, die bei der Entsen-
dung nach Frankreich, Österreich und in die Niederlande von den Unternehmen beachtet 
werden müssen. Eine detaillierte Beschreibung der Entsendeanforderungen für die o. g. 
Länder findet sich z. B. in Matthes (2023), Holzbauer (2021) bzw. Pick (2021). 
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In allen drei betrachteten Ländern muss die Entsendemeldung elektronisch über 
das Online-Portal bzw. Online-Formular des jeweiligen Landes erfolgen. In 
Frankreich geschieht dies über das Internetportal SIPSI7 und ist in verschiede-
nen Sprachen möglich. In Österreich muss die Meldung über das Online-For-
mular ZKO 38 erfolgen. In den Niederlanden umfasst die Meldung drei Schritte: 
Im ersten Schritt muss der niederländische Auftraggeber bzw. die Auftraggebe-
rin den ausländischen Dienstleister über die Anmeldung der zu entsendenden 
Beschäftigten informieren. Im zweiten Schritt reicht das ausländische Entsen-
deunternehmen die Meldung über das entsprechende Online-Portal9 ein. Dies 
ist in niederländischer, englischer oder deutscher Sprache möglich. Im letzten 
Schritt prüft der niederländische Auftraggeber bzw. die Auftraggeberin die Mel-
dung. Der Meldevorgang ist dabei erst nach erfolgreicher Prüfung abgeschlos-
sen. 

Die Meldung muss in allen drei Ländern jeweils für jede zu entsendende Person 
und jeden Arbeitseinsatz neu erfolgen. In Frankreich und in den Niederlanden 
wird die erneute Meldung dahingehend vereinfacht, dass die bereits eingegebe-
nen Daten aus vorherigen Meldungen übertragen werden können (vgl. ZDH 
2021). Betriebe, die regelmäßig in Frankreich tätig sind, können bei der regio-
nalen Aufsichtsbehörde für bis zu ein Jahr die Einhaltung aller Verpflichtungen 
vereinbaren und damit den Aufwand einzelner Meldungen reduzieren (vgl. GTAI 
2020). In den Niederlanden genügt in Ausnahmefällen für Kleinstunternehmen 
mit bis zu neun Beschäftigten eine Jahresmeldung, wenn der Geschäftssitz we-
niger als 100 Kilometer von der niederländischen Grenze entfernt ist. Dies gilt 
allerdings nicht für das Baugewerbe inkl. des Handwerks. Auch in Österreich 
gibt es für bestimmte Einzelfälle die Möglichkeit einer vereinfachten Meldung, 
zum Beispiel bei wiederkehrenden Entsendungen innerhalb eines Dienstleis-
tungsvertrags (vgl. BUAK/BMAW 2023). Im Allgemeinen kommt es jedoch – 
trotz der (wenigen) Ausnahmeregelungen – durch die Häufigkeit der vorzuneh-
menden Meldungen zu einer erheblichen bürokratischen Belastung für die Un-
ternehmen. 

 

7  Abrufbar unter: https://www.sipsi.travail.gouv.fr/auth/login (Ministère du Travail, du Plein 
Emploi et de l‘Insertion 2023). 

8  Abrufbar unter: https://www4.formularservice.gv.at/formularserver/user/formu-
lar.aspx?pid=fe66cedb506e495c94b3e826701443e5&pn=B461f73088ab946fe9bd1d1cce
573d81a (Finanzpolizei - Zentrale Koordinationsstelle 2023). 

9  Abrufbar unter: https://meldloket.postedworkers.nl/runtime (Ministerie van Sociale Zaken 
en Werkgelegenheid 2023). 

https://www.sipsi.travail.gouv.fr/auth/login
https://www4.formularservice.gv.at/formularserver/user/formular.aspx?pid=fe66cedb506e495c94b3e826701443e5&pn=B461f73088ab946fe9bd1d1cce573d81a
https://www4.formularservice.gv.at/formularserver/user/formular.aspx?pid=fe66cedb506e495c94b3e826701443e5&pn=B461f73088ab946fe9bd1d1cce573d81a
https://www4.formularservice.gv.at/formularserver/user/formular.aspx?pid=fe66cedb506e495c94b3e826701443e5&pn=B461f73088ab946fe9bd1d1cce573d81a
https://meldloket.postedworkers.nl/runtime
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4.3 Bereithaltung von Dokumenten am Einsatzort 

Neben der Meldung von verschiedenen Informationen vor Beginn der Entsen-
dung, müssen die entsandten Personen während ihres Einsatzes eine Reihe 
von Dokumenten bereithalten und den Kontrollbehörden auf Anfrage vorlegen. 
Dies ist in allen drei Ländern grundsätzlich sowohl in Papier- als auch in elekt-
ronischer Form möglich. Zu den Dokumenten gehört in allen drei Ländern bei-
spielsweise die A1-Bescheinigung, der Arbeitsvertrag, eine Dokumentation der 
täglichen Arbeitszeit und Belege über Entgeltzahlungen. Zusätzlich können je 
nach Land noch weitere Dokumente verlangt werden. Beispielsweise müssen 
Unternehmen in Frankreich für bestimmte Arbeiten an Bauwerken eine Pflicht-
versicherung zur Absicherung von Gewährleistungsansprüchen der Kunden ab-
schließen („Assurance RC décennale“), während in Österreich detaillierte Infor-
mationen über die Lohneinstufung der entsandten Beschäftigten bereitgehalten 
werden müssen. In Frankreich müssen dabei alle Unterlagen in französischer 
Sprache vorliegen, was zu erheblichem Aufwand für die Entsendeunternehmen 
führen kann. 

In allen drei Ländern muss außerdem eine Kontaktperson benannt werden, die 
im Fall von Kontrollen als Ansprechpartner für die Behörden zur Verfügung steht 
sowie bei Bedarf Dokumente verschicken und entgegennehmen darf, z. B. eine 
der entsandten Personen. In Frankreich muss die Kontaktperson zudem die 
französische Sprache beherrschen. In Österreich kann die Kontaktperson auch 
ein in Österreich niedergelassener Wirtschaftstreuhänder bzw. eine Wirtschafts-
treuhänderin, ein Rechtsanwalt bzw. eine Rechtsanwältin oder ein Notar bzw. 
eine Notarin sein. 

4.4 Strafen bei Nichteinhaltung 

In allen drei betrachteten Ländern können die zuständigen Ordnungsbehörden 
bei Verstößen gegen die Meldepflicht und sonstige entsenderechtliche Anforde-
rungen Geldbußen verhängen. Die Höhe der Geldbußen variiert teilweise er-
heblich zwischen den Ländern. In den betreffenden Gesetzen werden häufig 
jedoch nur Regelsätze oder Maximalwerte festgelegt, von denen die Behörden 
im konkreten Einzelfall im Wege der Ermessensausübung abweichen können. 

Falls Unternehmen in Frankreich die entsenderechtlichen Verpflichtungen (Mel-
depflicht vor Arbeitsbeginn, Benennung eines Repräsentanten und Beantra-
gung der Berufsidentifikationskarte) nicht einhalten, können die Ordnungsbe-
hörden Bußgelder in Höhe von 4.000 € pro entsandter Person und pro Verstoß 
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(bei erstmaligem Verstoß) und bis zu 8.000 € im Wiederholungsfall innerhalb 
von zwei Jahren pro Mitarbeiter und pro Verstoß verhängen. Die Höchstgrenze 
liegt bei 500.000 € (vgl. Ministère du Travail, du Plein Emploi et de l‘Insertion 
2020). Die gleichen Sanktionen können den Auftraggebern auferlegt werden. 

In den Niederlanden kann ein Verstoß gegen die Meldepflicht – in Abhängigkeit 
von der Unternehmensgröße – mit einem Bußgeld zwischen 1.500 € und 
4.500 € geahndet werden. Sind benötigte Unterlagen am Einsatzort nicht ver-
fügbar, können Bußgelder in Höhe von bis zu 8.000 € anfallen. Verstoßen nie-
derländische Auftraggeber gegen ihre Prüfpflichten, so können auch sie zur 
Zahlung von Bußgeldern zwischen 750 € und 1.500 € herangezogen werden 
(vgl. Ministerie van Sociale Zaken en Werkgelegenheid 2023a). 

Auch in Österreich können Bußgelder in erheblicher Höhe fällig werden. Ent-
sendeunternehmen, die die Meldebestimmungen nicht einhalten oder erforder-
liche Unterlagen nicht bereithalten, können zur Zahlung von Geldstrafen in Höhe 
von bis zu 20.000 € verpflichtet werden, im Wiederholungsfall bis zu 40.000 €. 
Vereitelungshandlungen im Zusammenhang mit der Lohnkontrolle können mit 
Geldstrafen in Höhe von bis zu 40.000 € geahndet werden. Stellen die Ord-
nungsbehörden bei einem Entsendeunternehmen eine Unterentlohnung fest, 
können sie in Abhängigkeit von der Summe des vorenthaltenen Entgelts Geld-
strafen von bis zu 250.000 € verhängen (vgl. WKO 2023). 
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5 Belastungswirkungen für die Unternehmen 

5.1 Entwicklung der Bürokratie im Zeitablauf 

Wir befragten die Unternehmen sowie die Expertinnen und Experten, wie sie die 
aktuelle Bürokratiebelastung im Zusammenhang mit der Arbeitnehmerentsen-
dung im Vergleich zu früheren Jahren einschätzen. Nahezu alle Befragten – 
unabhängig davon, ob es sich um Experten und Expertinnen oder Unternehmen 
handelte – nahmen in der Gesamtbetrachtung eine Erhöhung des bürokrati-
schen Aufwands wahr: für Entsendungen nach Frankreich und Österreich stär-
ker als für solche in die Niederlande. Neben verschiedenen Faktoren, die zu 
dem Gesamtanstieg beigetragen haben, gab es jedoch auch Entlastungsmaß-
nahmen, die auf Teilgebieten eine Reduzierung der Bürokratielast bewirkt ha-
ben. 

Obwohl die Ursprünge der EU-Entsenderichtlinie auf das Jahr 1996 zurückge-
hen, hatten die entsendungsbezogenen bürokratischen Anforderungen für viele 
deutsche Unternehmen lange Jahre nur eine relativ geringe praktische Bedeu-
tung und waren ihnen oftmals auch unbekannt. Hinzu kam, dass die Entsende-
meldungen, soweit sie erforderlich waren, von den Behörden im Zielland oftmals 
nicht streng inhaltlich kontrolliert werden konnten, da sie häufig nur unvollstän-
dig und in Papierform abgegeben wurden. 

„Vor fünf, sechs Jahren war das eigentlich kein großes Thema. Da existierte die 
Grenze nicht, was die Entsendebürokratie anbelangt. Da haben Unternehmen ein-
fach Mitarbeiter über die Grenze geschickt, um Aufträge abzuarbeiten. Das war gar 

nicht so im Bewusstsein.“ (Exp.) 

„Diese Entsenderichtlinie gab es wohl auf dem Papier. Aber es hat keiner so genau 
gewusst, was er machen muss.“ (Unt.) 

„Für die Niederlande galt bis 2020 das Prinzip der Eigenverantwortlichkeit. Das heißt, 
die Unternehmen mussten in eigener Verantwortung dafür eintreten, dass sie alle Vo-

raussetzungen erfüllen. Es gab keine Meldepflicht und es wurde auch nicht so viel 
kontrolliert, wie es heute der Fall ist.“ (Exp.) 

Ein erster wichtiger Grund für den Anstieg der Belastung in den letzten Jahren 
bestand darin, dass einige EU-Mitgliedstaaten – wie z. B. Frankreich und Öster-
reich – relativ rasch nach Inkrafttreten der EU-Durchsetzungsrichtlinie neue 
restriktive nationale Entsenderegelungen verabschiedet haben (in Frankreich 
das „Loi Macron“ aus dem Jahr 2015 sowie in Österreich das 2015 novellierte 
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Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG)). Die Gesetzesände-
rungen zielten auf eine inhaltliche Verschärfung der nationalen Entsendevor-
schriften ab und beinhalteten auch verschärfte Kontroll- und Sanktionsmöglich-
keiten. Frankreich und Österreich zählten zu den ersten EU-Ländern, die an-
stelle der bisherigen Entsendemeldungen in Papierform verpflichtend digitale 
Meldeportale vorgeschrieben haben. Diese führten gerade in der Übergangszeit 
zu Herausforderungen in der praktischen Handhabung für die Unternehmen. 
Hinzu kommt, dass die digitale Erfassung der Entsendemeldung die Unterneh-
men sichtbarer und damit auch kontrollierbarer macht: die Kontrollbehörden 
können leichter als früher – z. B. mit Hilfe vorgeschriebener Pflichtfelder – die 
Vollständigkeit und Korrektheit der Meldeunterlagen prüfen. Der Zwang zur Voll-
ständigkeit und die erhöhte Sichtbarkeit erleichtern so den Schutz der Arbeit-
nehmerrechte, erhöhen aber auch den bürokratischen Aufwand für die Unter-
nehmen. 

„Ab 2015 kam die elektronische Meldung mit Pflichtfeldern. Wenn Sie die Pflichtfelder 
nicht ausfüllen, ist es praktisch so, als ob Sie keine Meldung abgegeben hätten, und 
Sie machen sich strafbar. Frankreich war vielleicht das erste Land in der EU, das das 

umgesetzt hat.“ (Exp.) 

Auch in Österreich nahmen die Unternehmen mit der Umstellung auf elektroni-
sche Meldeverfahren die Entsendevorschriften als verpflichtender wahr. Dem-
gegenüber haben die wirtschaftspolitisch eher pragmatisch ausgerichteten Nie-
derlande erst als eines der letzten EU-Länder eine digitale Meldepflicht einge-
führt. 

Erwartungsgemäß hat aus Sicht der befragten Experten und Unternehmen auch 
die bis 2020 umzusetzende Änderungsrichtlinie zu einer Erhöhung der Bürokra-
tielast beigetragen. Durch die Ausweitung der von den Unternehmen zu garan-
tierenden Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen ist der Aufwand für die Vor-
bereitung und das Durchführen der Vergleichsrechnungen spürbar gestiegen. 

„Die Novellierung der Entsenderichtlinie hat mit die größte Belastungswirkung 
hervorgerufen: den Betrieben das so aufzuladen und zu sagen, du musst dich jetzt 
an die tarifvertraglichen Bestimmungen, das Lohngefüge und den tarifvertraglichen 
Mindestlohn halten, nicht mehr nur an den allgemeingültigen Mindestlohn.“ (Exp.) 

Auch die Corona-Pandemie hat in einigen Grenzregionen als Verstärker ge-
wirkt. Anlässlich der verschärften Grenzkontrollen haben viele Entsendeunter-
nehmen Informationen bei Wirtschaftskammern und Verbänden darüber 
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eingeholt, welche Verfahren und Unterlagen notwendig sind, um rechtskonform 
die Grenze überqueren zu können. Ein Teil der Unternehmen hat so erstmalig 
ein Bewusstsein für die Existenz der entsendebezogenen rechtlichen Vorschrif-
ten entwickelt bzw. diese in höherem Maße als zuvor eingehalten. 

„Durch die (Corona-bedingten) Grenzkontrollen ist einem Teil 
der Unternehmen bewusst geworden, sich zu fragen: 

was müssen wir überhaupt an Bürokratie leisten?“ (Exp.) 

Ein weiterer Grund, dass die Unternehmen nun verstärkt die bürokratischen Er-
fordernisse befolgen und dies als höhere Belastungswirkung empfinden, sind 
die verschärften Kontrollen und hohen Strafen bei Verstößen – vor allem bei 
Entsendungen nach Österreich. Gerade unter gut vernetzten mittelständischen 
(Handwerks-) Unternehmen spricht sich dies schnell herum. Aber auch die um-
fangreichen Informations- und Sensibilisierungsaktivitäten der Wirtschaftskam-
mern und Verbände haben dazu beigetragen, dass (potenzielle) Entsendeun-
ternehmen ein ausgeprägteres Bewusstsein für Art und Umfang der bürokrati-
schen Anforderungen entwickelt haben (und zugleich in die Lage versetzt wur-
den, diese zu erfüllen). 

Zu den wichtigen Faktoren, die partiell eine Reduzierung der Bürokratiebelas-
tung bewirkt haben, gehören die vielfältigen Aktivitäten der Wirtschaftskammern 
und sonstigen Stakeholder in den Grenzregionen, die oftmals in Kooperation mit 
ihren Pendants jenseits der Grenze auf eine schrittweise Verbesserung und den 
Abbau von Bürokratielasten hinarbeiten. Aufgrund ihrer umfangreichen Bemü-
hungen können sie immer wieder kleinere und größere „Erfolge“ erzielen. Hierzu 
zählen z. B. eine verbesserte Praktikabilität der Meldeportale sowie das Hinwir-
ken auf entsenderechtliche Erleichterungen und Ausnahmeregelungen, die von 
den Politikträgern im Zielland umgesetzt werden (u. a. für sog. „Dienstleistungen 
auf eigene Rechnung“ in Frankreich, für kurze Entsendungen von weniger als 
48 Stunden Dauer in Österreich oder für Entsendungen von Kleinstunterneh-
men, die in Grenznähe zu den Niederlanden ansässig sind). Wenngleich sich 
die regionalen Akteure oftmals durch großes Engagement, detailliierte Sach-
kenntnis und innovative Ideen auszeichnen, können sie allein einen „großen Be-
freiungsschlag“ und eine substanzielle Reduzierung der Bürokratielasten nicht 
erreichen. Hierfür sind sie letztlich – auch in ihrer Selbsteinschätzung – auf das 
Tätigwerden der Politikträger auf Ebene der EU bzw. der Mitgliedstaaten ange-
wiesen, die über die entsprechenden Entscheidungs- und Umsetzungskompe-
tenzen verfügen. 
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5.2 Belastungsintensität der administrativen Teilschritte der Arbeitneh-
merentsendung 

Die Ausführungen zum rechtlichen Hintergrund der grenzüberschreitenden Ar-
beitnehmerentsendung in Kapitel 3 verdeutlichten bereits, dass Entsendeunter-
nehmen mit verschiedenen bürokratischen Erfordernissen konfrontiert sind. 
Diese können in unterschiedlichem Ausmaß zur wahrgenommenen Bürokratie-
belastung beitragen und ggf. wirtschaftspolitischen Handlungsbedarf anzeigen. 

Wir haben sowohl die Experten und Expertinnen als auch die Unternehmen um 
eine Einschätzung gebeten, wie belastend sie die einzelnen Teilschritte der Ar-
beitnehmerentsendung wahrnehmen. Für die Beurteilung konnten die Befragten 
jeweils einen Zahlenwert auf einer Skala von 0 (gar nicht belastend) bis 10 (sehr 
belastend) vergeben. Auf Grundlage dieser Bewertungen ermittelten wir eine 
Rangfolge der Prozessschritte im Hinblick auf ihre Belastungsintensität, und 
zwar getrennt nach den beiden Befragungsgruppen (Experten und Unterneh-
men), um so Unterschiede und Gemeinsamkeiten ihrer Einschätzungen identi-
fizieren zu können. 

5.2.1 Einschätzungen der Experten und Expertinnen 

Die Experten und Expertinnen empfinden die fehlende Harmonisierung der Ent-
senderegeln und -verfahren in der EU als besonders belastend. Nahezu alle 
Befragten bewerten die Belastungsintensität mit einer Punktzahl zwischen 8 und 
10. Hier kommt vor allem zum Ausdruck, dass Unternehmen, die in verschie-
dene EU-Länder Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entsenden, mit einem 
erheblichen (Mehr-) Aufwand konfrontiert sind, der aus den z. T. sehr unter-
schiedlichen rechtlichen Vorgaben und Verfahren resultiert (vgl. Abbildung 1). 

„Jedes Land hat sich seine eigene Lösung überlegt, 
seinen Datenkranz, den es an Informationen haben möchte, 

an Unterlagen, die vor Ort vorgehalten werden müssen.“ (Exp.) 

Auch die Berechnung der Vergleichsansprüche der entsandten Beschäftigten in 
den Zielländern wird als herausfordernd empfunden, insbesondere seit Inkraft-
treten der revidierten EU-Entsenderichtlinie im Jahr 2020. Die Experten schil-
derten uns anschaulich die Schwierigkeiten, mit denen die Unternehmen beim 
Ausfindigmachen und Anwenden der verschiedenen (tarifvertraglichen) Lohnre-
gelungen konfrontiert sind; zumal es häufig unterschiedliche Regelwerke für die 
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einzelnen Regionen innerhalb es eines Landes gibt und Berufe anders struktu-
riert und eingruppiert werden als in Deutschland. 

„Es gibt in Frankreich mehr als 200 Tarifverträge. Da kommen schon die französi-
schen Unternehmen nicht mit zurecht. Alles in Französisch.“ (Exp.) 

Abbildung 1: Bewertung der Belastungsintensität aus Sicht der Experten und 
Expertinnen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Des Weiteren können digitale Unterstützungstools zum Auffinden der richtigen 
Tarifverträge etwa in Frankreich nicht genutzt werden, da diese nur französi-
schen Unternehmen mit spezifischer Betriebsnummer offenstehen. In den Nie-
derlanden sind die Tarifverträge ebenfalls nur schwer auffindbar und in der Re-
gel nur in niederländischer Sprache verfügbar. Außerdem werden dort z. B. 
Handwerksberufe anders definiert und eingruppiert als in Deutschland. 

„Handwerk in den Niederlanden ist nicht gleich Handwerk hier. Zum Teil sind das 
ganz andere Tarifverträge und Lohngruppen, auch weil es dort Gesellen und Meister 

so nicht gibt. Das ist alles unendlich kompliziert.“ (Exp.) 

In Österreich entfällt zwar das Sprachproblem, hier sind neben der korrekten 
Tarifanwendung auch spezifische Lohnbestandteile zu berücksichtigen, die in 
Deutschland nicht üblich sind (z. B. Höhenzulage, Schmutzzulage oder das 
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Lebensalter der Beschäftigten). Zudem muss ein und derselbe Arbeitnehmer 
mitunter unterschiedlich eingruppiert werden, je nachdem welche konkrete Tä-
tigkeit er während der Entsendung ausübt. 

„Wenn derselbe Mitarbeiter während eines Arbeitseinsatzes z. B. Elektro- 
installationsarbeiten durchgeführt und bei einem zweiten Metallbauarbeiten, 

müssten für denselben Mitarbeiter zwei verschiedene aufwändige Vergleichs- 
rechnungen durchgeführt werden (einmal für die Eingruppierung als Elektro- 

installateur und das andere Mal als Metallbauarbeiter).“ (Exp.) 

Das auf dem Laufenden bleiben bezüglich etwaiger Änderungen der Arbeits- 
und Beschäftigungsbedingungen im Zielland wird von den Expertinnen und Ex-
perten vor allem im Hinblick auf Frankreich und die Niederlande als sehr auf-
wändig und – ohne Rechtsbeistand – im Prinzip nicht erfüllbar beurteilt. 

Mit der Häufigkeit der erforderlichen Meldungen ist nach Einschätzung der Ex-
pertinnen und Experten in allen drei Grenzregionen eine hohe Belastungsinten-
sität verbunden. Negativ betroffen sind vor allem Unternehmen, die häufig und 
jeweils nur für kurze Einsatzzeiten (wechselnde) Beschäftigte entsenden. 

„Wenn Mitarbeiter regelmäßig in die Niederlande fahren, 
dann müssen Sie im Zweifel jedes Mal eine Entsendemeldung vornehmen. 

Das ist dann schon sehr aufwändig.“ (Exp.) 

„Ich kann nicht sagen: ‘Ich habe nächste Woche zwei Aufträge, und bestimmt nächs-
ten Monat noch mal zwei. Die fasse ich vorab schon einmal zusammen‘.“ (Exp.) 

Dem Vorhalten der erforderlichen Dokumente während des Arbeitseinsatzes 
schreiben vor allem die Experten und Expertinnen aus der Grenzregion zu Ös-
terreich eine überdurchschnittlich hohe Belastungsintensität zu. Sie berichten, 
dass in Österreich vergleichsweise streng kontrolliert werde, ob alle erforderli-
chen Dokumente und Nachweise vorhanden sind. Während in Frankreich und 
den Niederlanden fehlende Unterlagen oftmals nachgereicht werden können, 
sei dies in Österreich häufig nicht der Fall. 

Bildet man aus den Einschätzungen der Experten und Expertinnen für jedes 
Zielland einen Durchschnittswert der Belastungsintensität (vgl. Abbildung 2), so 
zeigt sich, dass die Befragten die bürokratischen Pflichten in Frankreich als am 
belastendsten beurteilen (Durchschnittswert in Höhe von 7,5), gefolgt von Ös-
terreich (6,4) und den Niederlanden (5,6). Tatsächlich teilten nahezu alle Be-
fragten – auch wenn sie schwerpunktmäßig für andere Länder zuständig sind – 
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in unseren Gesprächen die Auffassung, dass Arbeitnehmerentsendungen nach 
Frankreich mit besonders hohen Bürokratielasten verbunden sind. Die Nieder-
lande werden demgegenüber oftmals – mit Ausnahme des komplizierten Tarif-
vertragssystems – als Land mit eher pragmatischer Ausrichtung wahrgenom-
men. 

„Die Pragmatik der Niederländer ist schon so, dass sie halt sagen: 
‘Wir wollen es nicht zu sehr verkomplizieren‘.“ (Exp.) 

Abbildung 2:  Durchschnittliche Belastungsintensität nach Zielländern – Be-
wertung aus Sicht der Experten und Expertinnen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Die relativ hohe durchschnittliche Belastungsintensität Frankreichs ist nach An-
sicht der Befragten u. a. auf einige spezifische Sonderanforderungen zurückzu-
führen. Hierzu zählen u. a. das Erfordernis, die vorzuhaltenden Dokumente in 
die französische Sprache zu übersetzen, eine französischsprachige Kontaktper-
son zu benennen sowie im Baugewerbe für jeden entsandten Beschäftigten im-
mer wieder neu eine Berufsidentifikationskarte („Carte BTP“) zu beantragen, die 
– im Gegensatz zu französischen Unternehmen – nur für einen einzigen (grenz-
überschreitenden) Arbeitseinsatz gültig ist. Darüber hinaus werden auch das 
Auffinden und die Anwendung der zu beachtenden Arbeits- und Entsendevor-
schriften als besonders kompliziert bewertet. Viele der Befragten nehmen 
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insgesamt auch eine eher protektionistische Grundhaltung der französischen 
Politik wahr, die sich u. a. darin äußert, dass es wenig gesetzlich verankerte 
Ausnahmefälle gibt und seit langer Zeit in Aussicht gestellte Erleichterungen 
nicht umgesetzt werden. Dennoch sind die Befragten der Ansicht, dass sich die 
Abwehrhaltung nicht gegen Deutschland richte, da die Arbeits- und Beschäfti-
gungsbedingungen in beiden Ländern sehr ähnlich seien. 

„In Frankreich, sobald Du einmal die Ländergrenze überschritten hast, 
egal was Du da machst, muss es gemeldet werden.“ (Unt.) 

„Die Franzosen wollen ihren Markt schützen. Was Deutschland und Frankreich anbe-
langt, könnte man die Entsenderichtlinie streichen. Wir sind praktisch auf demselben 

Niveau. Deutschland ist nicht im Visier der französischen Regierung.“ (Exp.) 

5.2.2 Einschätzungen der Unternehmen 

Ebenso wie die Experten und Expertinnen kritisieren die befragten Unterneh-
men vor allem die fehlende Harmonisierung (vgl. Abbildung 3). Nicht nur kleine, 
auch mittlere und größere Unternehmen fühlen sich von der Vielzahl der unter-
schiedlichen Entsenderegeln und -verfahren in den EU-Mitgliedstaaten überfor-
dert. Fast jedes der befragten Unternehmen bewertet diesen Aspekt mit einer 
„10“, also mit der höchsten Belastungsintensität. 

„Insgesamt sehr beschwerlich. Im Großen und Ganzen habe ich für Österreich und 
die Schweiz einen ganz guten Einblick. Aber los geht‘s dann in der Slowakei, 

in Rumänien, wo man dann schlichtweg keine Ahnung mehr hat.“ (Unt.) 

„10 Punkte, eigentlich 100. Ich frage mich, wir sind in der EU, haben den 
Europäischen Binnenmarkt und dennoch... Es steht in keiner Relation.“ (Unt.) 

Hohe Belastungen resultieren für die Unternehmen in allen Grenzregionen auch 
aus der Häufigkeit der erforderlichen Meldungen. Die Tatsache, dass im Allge-
meinen für jede Dienstleistung und für jeden entsandten Arbeitnehmer immer 
wieder ein neues Meldeverfahren durchgeführt werden muss, ist für die Unter-
nehmen ein großes Ärgernis, vor allem bei Entsendungen von kurzer Dauer. 
Belastend sind auch die häufig vorkommenden Änderungsmeldungen, etwa bei 
Krankheit von entsandten Beschäftigten oder wetterbedingten Änderungen der 
Entsendedauer. 
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„Ist der Mitarbeiter am Morgen krank, muss man sofort daran denken, ihn bei der 
Koordinationsstelle abzumelden. Man muss jeden Tag immer darüber nachdenken: 

‘Muss ich da jetzt was melden oder nicht?‘“ (Unt.) 

Abbildung 3: Bewertung der Belastungsintensität aus Sicht der Unternehmen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Vor allem in der Grenzregion zu Österreich, aber auch in der Grenzregion zu 
Frankreich beklagen sich die Unternehmen über den Umfang der bereitzuhal-
tenden Dokumente und die Schwierigkeit, dabei den Schutz der persönlichen 
Daten der entsandten Arbeitnehmer zu gewährleisten (wie etwa Gehaltsabrech-
nungen, Arbeitsverträge, Überweisungsbelege). Sie äußern Unverständnis dar-
über, dass derartig viele sensible Personendaten am Einsatzort – zumeist in 
einem Umschlag in Papierform – zur Verfügung gestellt werden müssen. Dies 
stehe auch in krassem Gegensatz zu den Anforderungen der Datenschutz-
grundverordnung. Persönliche Unterlagen könnten nicht sachgemäß in einem 
Firmenwagen oder einer Werkzeugkiste aufbewahrt werden. Noch weiterge-
hend hinterfragen einige Unternehmen auch die Eingabe personenbezogener 
Daten in die nationalen Meldeportale. Inwieweit diese im Hinblick auf den Da-
tenschutz zuverlässig seien, könne nicht überprüft werden und vor allem wüss-
ten auch die Beschäftigten nicht, wohin ihre Daten weitergeben werden. 
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„Das sind schon einige Seiten. So 25, 30 Seiten (pro Beschäftigtem) sind es locker.“ 
(Unt.) 

„Das Thema Datenschutz ist völlig ausgehebelt. Eigentlich müsste ich immer erst 
eine Genehmigung des Mitarbeiters einholen.“ (Unt.) 

„Warum muss ich die Meldung in Papierform nochmal mitgeben? 
Und warum muss ich die Unterlagen Leuten mitgeben, die eventuell gar nicht befugt 

sind, die Daten zu haben.“ (Unt.) 

Auffällig ist, dass Unternehmen in der Grenzregion zu den Niederlanden den 
Themen Datenschutz und Umfang der vorzuhaltenden Dokumente eine deutlich 
geringere Belastungsintensität beimessen. Hier scheinen sich die Unternehmen 
häufig pragmatisch auf zentrale Unterlagen wie Meldebescheinigung und A1-
Bescheinigung zu beschränken und weitere Unterlagen erst auf Nachfrage be-
reitzustellen, zumal die Kontrolleure in dieser Hinsicht als kulant eingeschätzt 
werden. 

„Wir machen nur A1 und Meldebescheinigung. Rest auf Anfrage.“ (Unt.) 

Nachrichtlich wird in Abbildung 4 analog zu Kapitel 5.5.1 die durchschnittliche 
Belastungsintensität nach Zielländern aus Sicht der befragten Unternehmen 
dargestellt. Der Vergleich der absoluten Werte hat in diesem Fall jedoch eine 
etwas eingeschränkte Aussagekraft, da die Charakteristika der befragten Unter-
nehmen in manchen Bereichen recht unterschiedlich sind. Der hohe Durch-
schnittswert für Österreich wird z. B. dadurch beeinflusst, dass ein befragtes 
Unternehmen seine Entsendeaktivitäten aufgrund der hohen Bürokratiebelas-
tung zum Befragungszeitpunkt bereits eingestellt hatte. Eines der in Frankreich 
tätigen Unternehmen nimmt demgegenüber die Unterstützungsleistungen eines 
professionellen Dienstleisters in Anspruch, wodurch die tatsächliche Bürokratie-
belastung in einigen Bereichen geringer ausfällt. 
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Abbildung 4:  Durchschnittliche Belastungsintensität nach Zielländern – Be-
wertung aus Sicht der Unternehmen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

5.2.3  Vergleich der Bewertungen von Expertinnen und Experten sowie 
Unternehmen 

Im Folgenden vergleichen wir die zuvor dargestellten Einschätzungen der Ex-
pertinnen und Experten mit denjenigen der Unternehmen. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass die Expertinnen und Experten bei der Bewertung eher eine über-
geordnete Perspektive einnehmen. Sie haben die Vielzahl der unterschiedlichen 
Unternehmen in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich vor Augen und treffen 
daher stärker verallgemeinernde Aussagen. Die Einschätzungen der befragten 
Unternehmen beruhen demgegenüber primär auf ihren konkreten Erfahrungen, 
die stark von den jeweiligen Unternehmensspezifika beeinflusst werden (vgl. 
Kapitel 5.4). 

Darüber hinaus gehen die Expertinnen und Experten bei der Bewertung der Be-
lastungsintensität überwiegend davon aus, dass die Unternehmen vollständig 
rechtskonform agieren. Im Gegensatz dazu bewerten die Unternehmen den 
Aufwand oftmals unter Berücksichtigung einer – in der Praxis nicht selten vor-
kommenden – nur partiellen Befolgung aller Vorschriften. Durch den Vergleich 
der Einschätzungen beiden Befragungsgruppen lassen sich so Anzeichen dafür 
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gewinnen, bei welchen Teilschritten die unternehmerische Praxis besonders 
stark von der geltenden Rechtslage abweicht. Aus diesem Grund ordnen wir die 
einzelnen Teilschritte in dem Vergleich entsprechend ihrer (abnehmenden) Be-
deutung aus Sicht der Expertinnen und Experten an. 

Abbildung 5: Belastungsintensität der Entsendung – Vergleich der Experten/ 
Expertinnen und Unternehmen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Ein Vergleich der Bewertungen zeigt neben Gemeinsamkeiten auch einige we-
sentliche Unterschiede (vgl. Abbildung 5). Zunächst sind sich beide Gruppen 
darin einig, dass die größten Belastungen aus der fehlenden Harmonisierung 
der Entsenderegeln und -verfahren in der EU resultieren. Hier wird ein beson-
derer Handlungsbedarf gesehen, um die Unternehmen von übermäßiger Büro-
kratie zu befreien. Gleiches gilt in ähnlicher Weise für Belastungen, die sich aus 
der Häufigkeit der erforderlichen Meldungen ergeben. 

Experten und Expertinnen stimmen mit den Unternehmen auch darin überein, 
dass sie die Belastungsintensität der administrativen Verwaltungsverfahren im 
engeren Sinne als vergleichsweise gering beurteilen. Sowohl die Beantragung 
der A1-Bescheinigung als auch die digitalen Meldeverfahren im Zielland lassen 
sich – wenn man einmal eine gewisse Routine gewonnen hat – relativ leicht 
bewältigen. 



27 

 

„Meldeverfahren sind lästig, (in der Summe) zeitaufwändig, aber letztlich 
mit etwas gewonnener Erfahrung und vorheriger Beratung machbar.“ (Unt.) 

„Ich freue mich immer, wenn eine Meldung in die Niederlande kommt. Das geht 
immer schnell. Da würde ich sagen: pro Meldung nur zehn Minuten.“ (Unt.) 

Nichtsdestotrotz belastet der aggregierte Zeitaufwand, der durch die Häufigkeit 
der Meldungen entsteht. Ferner sind die Unternehmen von Zeit zu Zeit auch mit 
Sonderkonstellationen konfrontiert (z. B. im Fall von Grenzpendlern im Kontext 
der A1-Bescheinigung), die größeren Informations- und Klärungsbedarf erfor-
dern. Bei Entsendungen nach Frankreich wird außerdem die Beantragung der 
„Carte BTP“ als sehr aufwändig eingeschätzt. Für Unmut sorgt dabei auch die 
Ungleichbehandlung gegenüber französischen Unternehmen – was zudem als 
Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot der EU betrachtet wird. 

Auffällige Unterschiede zwischen beiden Befragungsgruppen bestehen u. a. im 
Hinblick auf das „Berechnen der Vergleichsansprüche“, dem „auf dem Laufen-
den bleiben bezüglich möglicher Rechts- und Verfahrensänderungen“ sowie – 
bezogen auf Frankreich – hinsichtlich der „Übersetzung der erforderlichen Un-
terlagen“. Die Bewertungsunterschiede sind jedoch nicht darauf zurückzufüh-
ren, dass die Unternehmen die jeweiligen Teilschritte tatsächlich als deutlich 
weniger belastend einschätzen, sondern darauf, dass sie diese nicht oder nur 
partiell befolgen (so dass die effektive Belastungsintensität entsprechend gerin-
ger ausfällt). 

Als zentralen Grund für diesen „autonomen Bürokratieabbau“ (vgl. Holz et al. 
2019) nennen die Unternehmen den hohen Umsetzungsaufwand und die Un-
verhältnismäßigkeit der bürokratischen Erfordernisse. Die Unternehmen bekla-
gen, dass z. B. das Durchführen der Vergleichsrechnungen mit einem extrem 
hohen Aufwand verbunden sei. Falls sie solche Berechnungen durchführten, 
würden sie in aller Regel feststellen, dass sie aufgrund des hohen Niveaus der 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen in Deutschland nichts nachbessern 
müssen, d. h. keine Anpassungen etwa des Arbeitslohnes vornehmen müssen. 
Der hohe Berechnungsaufwand habe somit im Allgemeinen keinerlei praktische 
Konsequenzen. Angesichts der knappen unternehmerischen Ressourcen und 
der allgemein hohen Bürokratiebelastung gehen viele Unternehmen daher prag-
matisch vor: sie verzichten auf die Vergleichsrechnungen oder führen diese nur 
überschlägig, bei der ersten Entsendung oder bei unklaren Fällen (z. B. der Ent-
sendung von Auszubildenden oder Hilfskräften) durch. 
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„Die französischen Tarifverträge zu recherchieren, zu übersetzen und anzuwenden, 
ist ein Aufwand, der ist nicht händelbar. Zumal unsere Mitarbeiter in 99,9 % der Fälle 
mindestens das gleiche oder mehr verdienen als die französischen Tariflöhne.“ (Unt.) 

„Wir haben das nie gemacht, die einzelnen Gehälter zu vergleichen. Das kann man 
gar nicht. Wenn wir es machen würden, dann wäre es eine hohe Belastung, 9-10.“ 

(Unt.) 

„Mein gesunder Menschenverstand sagt mir, dass es bei dieser Richtlinie nicht um 
einen Maschinenbauer geht, der hier 23 € pro Stunde verdient. Und der wird ja auch 

nicht geholt, weil er billiger ist, sondern weil er ein Spezialist ist.“ (Unt.) 

Des Weiteren verzichten die Unternehmen oftmals auch deshalb auf aufwän-
dige Vergleichsrechnungen, weil ihre Erfahrung zeigt, dass die Kontrollbehör-
den im Allgemeinen zwar die Vollständigkeit von wichtigen Dokumenten wie A1- 
und Meldebescheinigung, Lohn- und Gehaltszettel prüfen, aber selbst auch 
keine detaillierte Überprüfung der korrekten (tariflichen) Entlohnung vornehmen. 

Wie oben erwähnt, zeigen die Unternehmen auch in anderen Bereichen häufig 
ein pragmatisches und am Maßstab der Verhältnismäßigkeit orientiertes Vorge-
hen: 

„Wir hoffen einfach, dass wir mit den Informationen oder mit dem Kenntnisstand, den 
wir aktuell haben, gut aufgestellt sind. Man hat so viele andere Themen, wo man auf 

dem Laufenden sein muss. Das lassen wir etwas links liegen.“ (Unt.) 

„(Französische Übersetzungen) Machen wir nicht. Nur auf Anfrage. Sonst könnten 
wir alles in 30 Sprachen übersetzt vorliegen haben. Unser Verband hat uns damals 

auch davon abgeraten.“ (Unt.) 

„Für Österreich müsste ich ja u. a. die aktuelle Lohnabrechnung, die letzten drei Mo-
nate und auch Stundenzettel mitgeben. Das machen wir nicht. Da lasse ich es drauf 

ankommen. Das ist eine bewusste Entscheidung.“ (Unt.) 

5.3 Belastungswirkungen auf die Geschäftstätigkeit  

Die Expertinnen und Experten sowie Unternehmen wurden ebenfalls danach 
befragt, inwiefern die Entsendevorgaben Auswirkungen auf die Geschäftstätig-
keit der Unternehmen haben (vgl. Abbildung 6). Nach Einschätzung beider 
Gruppen ergeben sich negative Wirkungen der Bürokratie vor allem im Hinblick 
auf die Einschränkung der unternehmerischen Flexibilität. Dies ist besonders 
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kritisch, da ein wesentlicher Wettbewerbsvorteil kleiner und mittlerer Unterneh-
men gerade in ihrer hohen Reaktions- und Anpassungsgeschwindigkeit begrün-
det ist. Spontane Entsendungen, z. B. im Fall einer kurzfristig erforderlichen Re-
paratur beim Kunden, seien für die Unternehmen kaum möglich, wenn sie alle 
erforderlichen Regeln und Verfahren einhalten wollen. 

„Wenn man es korrekt macht, dann sind wir in unserer Flexibilität eigeschränkt. 
Dienstleistung heißt bei uns ja oft Störungsbeseitigung, und da ist oft 

Flexibilität gefordert und die wird möglicherweise ausgebremst.“ (Unt.) 

„In unserer kleinen Betriebsgröße müssen wir dynamisch und schnell sein. Gibt es 
bei einem Kunden eine Störung, überlegen wir schon manchmal: Schmeiße ich jetzt 
den Riemen auf die ganze Entsendung oder machen wir das auf dem kleinen Dienst-

weg und melden es gar nicht, was ja nicht korrekt wäre.“ (Unt.) 

Abbildung 6:  Belastungswirkungen auf die Geschäftstätigkeit 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Eindrucksvoll schilderten uns aber auch mehrere Unternehmen, vor allem aus 
dem Maschinenbau, dass sie sich auch bei kurzfristigen Entsendungen bemü-
hen, zumindest die A1- und Meldebescheinigungen zu beantragen und den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern vor Grenzübertritt auf ihr Smartphone zu senden, 
wenn sie sich bereits auf dem Weg zum Kunden befinden. Erfahrene 



30 

 

Unternehmen, die in anderen Bereichen durchaus pragmatisch vorgehen, aber 
grundsätzlich „guten Willens“ sind, haben intern oftmals Checklisten und einge-
spielte Routinen entwickelt, um ihren Beschäftigten zumindest die beiden o. g. 
Bescheinigungen bzw. den Nachweis ihrer Beantragung mit auf den Weg zu 
geben. 

„Da kann es schon mal passieren, dass der Mitarbeiter bei einem Schadensfall 
sofort losfährt. Währenddessen richten wir die Papiere her und senden sie ihm 

(bis zum Grenzübertritt) auf sein Handy. Das sind schon Belastungen, 
weil wir auch nicht unbegrenzt Personal zur Verfügung haben.“ (Unt.) 

Unter fast allen Unternehmen besteht aber Konsens, dass bei wichtigen (Notfall) 
Einsätzen die Kundenbedürfnisse im Zweifel Priorität haben. Es gibt jedoch 
auch Unternehmen, für die kurzfristig erforderliche Einsätze keine größere Be-
deutung haben und die deshalb auch nicht wesentlich durch die Entsendebüro-
kratie in ihrer Flexibilität eingeschränkt sind, z. B. Malerbetriebe mit längerem 
Auftragsvorlauf. 

Die übrigen (potenziellen) Auswirkungen „Kontrollen / Sanktionen / Geldstra-
fen“, Beeinträchtigung der „preislichen“ bzw. „nicht-preislichen Wettbewerbsfä-
higkeit“ sind nachgelagert, wobei die Expertinnen und Experten diesen Aspek-
ten im Allgemeinen eine höhere Bedeutung beimessen als die Unternehmen. 
Hier kommt wiederum zum Ausdruck, dass die Expertinnen und Experten eher 
eine übergeordnete, verallgemeinernde Perspektive einnehmen. Demgegen-
über sind die diesbezüglichen Aussagen der von uns befragten Unternehmen 
weniger repräsentativ für die Gesamtheit aller Unternehmen, da mit Ausnahme 
eines befragten Unternehmens alle Unternehmen weiterhin Entsendungen vor-
nehmen („Survivor-Bias“). Aufgrund dessen ist anzunehmen, dass sie die dis-
kutierten negativen Auswirkungen der Entsendevorschiften tendenziell als we-
niger einschneidend wahrnehmen. 

Auch finanzielle Risiken infolge von Kontrollen und Sanktionen können die Un-
ternehmen bei der Erbringung grenzüberschreitender Dienstleistungen beein-
trächtigen. Vor allem Unternehmen, die in Teilbereichen pragmatisch vorgehen, 
fühlen sich angesichts möglicher hoher Geldbußen mitunter wie unter einem 
Damoklesschwert stehend. Die Geldstrafen sind zwar in Frankreich und den 
Niederlanden laut Aussage der Unternehmen recht hoch, allerdings würden dort 
auch nur relativ wenig Kontrollen durchgeführt – und wenn, dann vor allem in 
der Bauwirtschaft und anderen Branchen mit erhöhtem Betrugspotenzial. Selbst 



31 

 

wenn Kontrollen durchgeführt werden, werden die französischen und die nie-
derländischen Kontrolleure als gesprächsbereit wahrgenommen. 

„Da sind die Franzosen nicht so streng. Sie sagen, gut, wenn eine Kontrolle ist, 
haben Sie 14 Tage Zeit mindestens, das nachzuliefern.“ (Unt.) 

„Die Niederländer sind da sehr gesprächsbereit, wenn man sagt: ‘Ich kann das nach-
liefern‘, wenn etwas von den Unterlagen nicht sofort zugänglich ist. Die Kontrolleure 
sind immer sehr pragmatisch. Es sei denn, man tritt ihnen auf die Füße, dann sind 
sie alles andere als pragmatisch und setzen relativ stark ihre Regelungen durch.“ 

(Exp.) 

Demgegenüber sind die Kontrollbehörden in Österreich nach Einschätzung so-
wohl der Experten und Expertinnen als auch der Unternehmen vergleichsweise 
weniger kooperativ. Sie kontrollierten relativ häufig und streng, vor allem im Bau-
bereich. Im Hinblick auf den Maschinen- und Anlagenbau wurde für alle drei 
betrachteten Grenzregionen der Eindruck geäußert, dass Unternehmen aus 
Deutschland im Allgemeinen deutlich weniger kontrolliert würden als z. B. Un-
ternehmen aus osteuropäischen Ländern. 

„Ich will mal so sagen: Ein deutscher Maschinenbauer, der in Lothringen eine 
Maschine montiert. Da wird keine Überwachungsbehörde auf die Idee kommen, 

dass wir den Mindestlohn unterschreiten.“ (Exp.) 

Der Aufwand zur Erfüllung der bürokratischen Anforderungen verursacht Kos-
ten, die u. U. die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Entsendeun-
ternehmen im Vergleich zu den Unternehmen im Zielland verringern können. 
Inwiefern dies tatsächlich der Fall ist, hängt von verschiedenen Faktoren ab und 
kann von Unternehmen zu Unternehmen unterschiedlich sein (vgl. Kapitel 5.4). 
Für den Großteil der von uns befragten Unternehmen spielt die Beeinträchti-
gung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit keine wesentliche Rolle; u. a. weil 
ihre Wettbewerbsvorteile eher auf hoher Qualität und hohem Kundennutzen be-
ruhen und der Preis oftmals nicht das entscheidende Kriterium ist. 

Aus ihrem weiteren Blickwinkel, der eine Vielzahl unterschiedlicher (Entsende-) 
Unternehmen umfasst, weisen Experten und Expertinnen vor allem in der 
deutsch-französischen Grenzregion darauf hin, dass es eine ganze Reihe von 
(kleineren) Unternehmen in ihrer Region gebe, die sich in ihrer preislichen Wett-
bewerbsfähigkeit tatsächlich nachhaltig beeinträchtigt sehen und die deshalb 
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ihre grenzüberschreitenden Dienstleistungen einstellen oder gar nicht erst auf-
nehmen. 

„Wenn sich bis zu 50 % der Handwerker und kleinen Unternehmen vom Frankreich-
Geschäft verabschieden, kann man sagen: (die Beeinträchtigung der preislichen 

Wettbewerbsfähigkeit) hat eine große Rolle gespielt.“ (Exp.) 

Auch die nichtpreisliche Wettbewerbsfähigkeit kann durch den bürokratischen 
Aufwand beeinträchtigt sein; etwa wenn Unternehmen in der flexiblen Erbrin-
gung von Dienstleistungen beim Kunden eingeschränkt werden. Da jedoch der 
Großteil der Unternehmen Wege findet, mit den Beeinträchtigungen der Flexibi-
lität umzugehen, sehen Expertinnen und Experten sowie Unternehmen in die-
sem Bereich keine wesentlichen Negativwirkungen. 

5.4 Einflussfaktoren auf die wahrgenommene Bürokratiebelastung 

Wie stark ein Unternehmen die mit der Arbeitnehmerentsendung verbundenen 
bürokratischen Anforderungen als belastend wahrnimmt, hängt im Einzelfall von 
dem Zusammenspiel vieler verschiedener Einflussfaktoren ab. Die hier darge-
stellten Einflussfaktoren sind nicht immer trennscharf und bedingen sich zum 
Teil gegenseitig. 

• Einflussfaktor: Unternehmensgröße 

Auch wenn für jeden entsandten Beschäftigten eine A1-Bescheinigung angefor-
dert werden muss und diese dann auch auf den ausländischen Meldeportalen 
registriert werden müssen, haben kleine Unternehmen einen relativ höheren 
Aufwand als große Unternehmen.  

„Ein Anlagenbauer, der 100 Beschäftigte hat, hat jemand in einer (speziellen) Abtei-
lung sitzen, der ihm das macht. Aber wir haben 23 Mitarbeiter. Ich habe dieses Jahr 
eine Großbaustelle in Österreich und nächstes Jahr vielleicht eine in Spanien. Ja, 

und dann fangen wir wieder von vorne an.“ (Unt.) 

Bürokratie bindet finanzielle und persönliche Ressourcen. Da der Aufwand zur 
Erfüllung bürokratischer Erfordernisse häufig Fixkostencharakter hat, ist die Be-
lastung in kleineren Unternehmen höher, weil sie auf geringere Produktions-
mengen verteilt werden muss (vgl. Icks/Weicht 2023). Es ist auch davon auszu-
gehen, dass größere Unternehmen eigene Abteilungen haben, die sich mit Ent-
sendungen beschäftigen. Die dort beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter verfügen über entsprechendes Fachwissen, das sie regelmäßig 
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aktualisieren. Zudem haben sie in der Regel ein größeres Auftragsvolumen, das 
den Aufwand und die Kosten relativiert, die mit der Entsendung verbunden sind. 
Bei kleineren Unternehmen beschäftigt sich häufig der Geschäftsführer oder die 
Geschäftsführerin mit diesem Thema. Das wiederum reduziert das Zeitbudget 
der Unternehmensleitung für die originäre Unternehmertätigkeit. Zudem fallen 
für kleine Unternehmen aufgrund der häufig geringen Anzahl an Aufträgen wei-
tere administrative Kosten wie Such- und Informationskosten stärker ins Ge-
wicht als für große Unternehmen.  

• Einflussfaktor: Häufigkeit der Aufträge 

Eine große Rolle spielt die Häufigkeit und Regelmäßigkeit, mit der Unternehmen 
ihre Beschäftigten ins Ausland entsenden. 

„Ich kenne mich damit aus und weiß, was ich machen muss, weil ich pro Woche 20 
Meldungen habe…. Komplizierter wird es, wenn ich keine regelmäßigen Entsendun-

gen habe, sondern halt: Die letzte Meldung war vor drei Monaten. Wie war das noch? 
Gibt es Updates? Muss ich etwas ändern?“ (Unt.) 

Insbesondere die erstmalige Entsendung oder die Wiederaufnahme der Entsen-
deaktivität nach längerer Abstinenz führt bei den Unternehmen zu großer Unsi-
cherheit, welche Vorschriften sie befolgen müssen. Je häufiger sie grenzüber-
schreitend tätig sind, desto sicherer sind sie im Umgang. Gerade für kleine Un-
ternehmen, die weniger Aufträge ausführen, ist die Beschäftigung mit dem 
Thema Entsendung immer wieder eine Herausforderung. 

„Aber wenn ich an das bürokratische Monster denke, dann ist es schon sehr schwer. 
Also für einen Auftrag nach Österreich zu fahren, das rentiert sich nicht. 

Da ist ja der ganze Aufwand viel zu groß. Wenn man ständig drüben wäre 
und Anschlussaufträge hätte, dann würde sich das vielleicht rechnen. 

Aber für einzelne Aufträge ist es zu aufwändig.“ (Unt.) 

• Einflussfaktor: Wirtschaftsbereich 

Ebenfalls relevant ist die Branche, in der das Unternehmen tätig ist. Handelt es 
sich um einen Wirtschaftsbereich, der häufiger durch Fehlverhalten aufgefallen 
ist, wie z. B. die Bau- oder Fleischindustrie, gelten hier striktere Bedingungen 
als in Bereichen, die in der Vergangenheit eher unauffällig waren. Zudem sind 
sie in der Regel von bürokratieentlastenden Ausnahmen ausgenommen. Büro-
kratischer Mehraufwand kann sich auch aus der spezifischen Berufsgruppe 
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ergeben. So haben z. B. technische Berufe wie Elektriker häufig aufwändigere 
(gewerberechtliche) Auflagen zu erfüllen als andere Berufsgruppen. 

Auch das Dienstleistungsportfolio der Unternehmen spielt eine Rolle. Handelt 
es sich um ein Unternehmen, das spezifische Produkte und Dienstleistungen 
anbietet, wird sich der Auftrag aus dem Ausland eher lohnen, als wenn das Un-
ternehmen in einem scharfen Preiswettbewerb steht. So ist bei einer spezifi-
schen Dienstleistung eine Kostenüberwälzung auf die Kunden / Auftraggeber 
leichter möglich als bei eher unspezifischen Standardleistungen wie z. B. im 
Baugewerbe. 

„Wir produzieren sehr hochpreisige Maschinen, eher im siebenstelligen Bereich. 
Der After Market preist das irgendwo ein. Die haben einen Pauschalpreis 

und dann tackern die das da rein für 1.000 € oder so. 
Das fällt in der Gesamtsumme ja nicht auf.“ (Unt.) 

• Einflussfaktor: Erfahrung 

Mit der Dauer der Entsendetätigkeit entwickeln die Unternehmen eine Routine, 
die die Umsetzung der bürokratischen Anforderungen erleichtert. 

„Nach einer gewissen Zeit, weißt du eigentlich, was du zu tun hast“ (Unt.) 

Das Erfahrungswissen, das mit der Häufigkeit und Regelmäßigkeit der Entsen-
dungen wächst, erleichtert auch die Entscheidung, ob und in welchem Umfang 
die Unternehmen die bürokratischen Anforderungen erfüllen. Wie schätzen die 
Unternehmen die Wahrscheinlichkeit ein, kontrolliert zu werden? Ist es notwen-
dig, bereits mit dem Grenzübertritt alle erforderlichen Unterlagen und Doku-
mente beizubringen, oder weiß das Unternehmen, dass die Unterlagen bei einer 
Kontrolle auch nachgereicht werden können? 

„Das ist dann auch so die Erfahrung, die es über die Jahre gibt. Da wird man merken, 
was wird denn kontrolliert, was ist wichtig, worauf kommt es an und wo kann 

der Betrieb aber selber auch ein bisschen den Arbeitsaufwand reduzieren.“ (Exp.) 

• Einflussfaktor: Entscheidungsautonomie 

Die Unternehmen räumen sich in unterschiedlichem Ausmaß einen gewissen 
Bewertungs- und Handlungsspielraum bei der Erfüllung der bürokratischen Er-
fordernisse ein. Während ein Teil der Unternehmen strikt rechtskonform agiert 
und im Zweifel bei großer Bürobelastung eher die Entsendetätigkeit einstellt, 
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gehen andere Unternehmen einen pragmatischen Weg und setzen die entsen-
derelevanten Anforderungen nur in dem Umfang um, wie sie es im Rahmen 
einer Abwägung von Aufwand und Nutzen für angemessen und verhältnismäßig 
erachten. 

„Also da muss ich ganz ehrlich sagen: die ganze Reparatur dauert vier Stunden, da 
kann ich keine aufwändige Recherche der Tariflöhne betreiben. Ich muss ja immer 

auch ein bisschen Nutzen und Aufwand sehen. Da muss ich dann halt einmal sagen: 
‘Das machen wir jetzt.‘“ (Unt.) 

Diese Vorgehensweise ist bei vielen Unternehmen auch in anderen Kontexten 
der Bürokratiebelastung zu beobachten. Sie praktizieren einen „autonomen Bü-
rokratieabbau“ häufig dann, wenn sie die administrative Belastung durch Vor-
schriften und rechtliche Regelungen als unverhältnismäßig und unzumutbar 
empfinden (vgl. Holz et al. 2019). 

• Einflussfaktor: Unterstützende Organisationen 

Handwerkskammern, Industrie- und Handelskammern, Wirtschaftsverbände 
und Wirtschaftsförderungen unterstützen die Entsendeunternehmen u. a. durch 
Informationsveranstaltungen, Beratungsgespräche und das Bereitstellen von 
Informationen über ihre jeweiligen Webseiten. So bieten z. B. die Kammern eine 
Grundberatung über die allgemeinen Anforderungen, die die Unternehmen bei 
einer Arbeitnehmerentsendung erfüllen müssen. Aber auch Detailfragen können 
über Einzelberatungen geklärt werden. So wird z. B. bei Bedarf die Vorgehens-
weise der Meldeplattform SIPSI und der Carte BTP praxisnah vermittelt, indem 
die Registrierung gemeinsam vorgenommen wird.  

Einige Kammern bieten ebenfalls Unterstützung für die komplexe Lohnberech-
nung an. Andere Kammern agieren als One-Stop-Shop für die Arbeitnehmer-
entsendung. Hier sind alle Leistungen, die diese Thematik betreffen, gebündelt 
in einer Abteilung. Ebenso können sich Unternehmen auf elektronischen Infor-
mationsplattformen, wie z. B. dem bayerischen Dienstleistungskompass, über 
die rechtlichen Anforderungen bei der Erbringung grenzüberschreitender 
Dienstleistungen informieren.10 

 

10  Abrufbar unter: https://international.bihk.de/laenderinformationen/dienstleistungskom-
pass.html 

https://international.bihk.de/laenderinformationen/dienstleistungskompass.html
https://international.bihk.de/laenderinformationen/dienstleistungskompass.html
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Die befragten Unternehmen kennen diese Angebote und nehmen sie sehr gern 
in Anspruch. 

„Ohne die Unterstützung der HWK wäre das noch deutlich schwieriger. 
Die Beratung durch die Kammer ist sehr hilfreich für unser Unternehmen.“ (Unt.) 
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6 Folgewirkungen der Bürokratiebelastung 

6.1 Reaktionsweisen der Unternehmen 

Die Reaktionsweisen der Unternehmen auf die bürokratischen Anforderungen 
sind sehr vielfältig und nicht eindeutig determiniert. Sie ergeben sich aus dem 
Zusammenwirken der verschiedenen o. g. Einflussfaktoren, die in den Unter-
nehmen jeweils unterschiedlich ausgeprägt sind. Auf Basis der geführten Fach-
gespräche wird im Folgenden kurz dargestellt, welche grundlegenden Reakti-
onsweisen der Unternehmen hierbei zu unterscheiden sind. Dies geschieht un-
ter Ausklammerung der betrügerischen „schwarzen Schafe“, die nicht unmittel-
bar Gegenstand dieser Studie sind. 

Trotz umfangreicher Informations- und Sensibilisierungskampagnen der Wirt-
schaftskammern und Verbände existiert weiterhin eine Gruppe von (kleineren) 
Unternehmen, die keine Kenntnis von den Entsendevorschiften und -verfahren 
haben und diese bei der grenzüberschreitenden Arbeitnehmerentsendung da-
her auch nicht beachten. 

„Es gibt sicherlich eine Reihe von Unternehmen, die sich da nach wie vor 
überhaupt keine Gedanken machen, das vielleicht auch immer noch nicht wissen 

und dementsprechend auch nichts melden.“ (Exp.) 

„Manche Unternehmen rufen an und sagen, sie hätten gehört: Jetzt muss man in 
Frankreich etwas machen. Seit sieben Jahren muss man da etwas machen. 

Also trotz unserer ganzen Kampagnen in der Presse etc., wenn sie einen Auftrag ha-
ben und kontrolliert werden, dann sind sie ganz überrascht.“ (Exp.) 

Für andere, in unmittelbarer Grenznähe ansässige Unternehmen ist die Grenze 
in ihrer Wahrnehmung – nicht zuletzt infolge des Europäischen Binnenmarktes 
und der Personenfreizügigkeit („Schengen-Abkommen“) – quasi nicht existent. 
Ob eine Dienstleistung in Köln oder Venlo oder etwa in Bad Reichenhall oder 
Salzburg erbracht wird, macht für diese Unternehmen keinen Unterschied und 
ist normales Tagesgeschäft (was für sich genommen für den Erfolg und die 
große Bedeutung der grenzüberschreitenden regionalen Integration in der EU 
spricht). Ein anderer Teil der Unternehmen ist sich vage bewusst, dass es Ent-
sendevorschriften gibt, kümmert sich aber nicht näher darum und fährt fort, Be-
schäftigte formlos über die Grenze zu entsenden, wie sie dies schon immer ge-
tan haben. 
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„Einige Unternehmen sagen: ‘Haben wir die letzten zehn Jahre so gemacht. 
Nie was passiert‘. – So etwas machen Unternehmen; war schon immer so.“ (Exp.) 

Zur Häufigkeit des Nicht-Befolgens der Entsendevorschriften aus Unkenntnis 
oder „Nachlässigkeit“ können die befragten Expertinnen und Experten keine ge-
nauen Angaben machen. Es ist jedoch von einer nicht zu vernachlässigenden 
Anzahl entsprechender Unternehmen auszugehen. 

Die große Mehrheit der Unternehmen, die die Entsendevorschriften kennen, be-
fürworten nach Ansicht unserer Gesprächspartner/innen die grundsätzliche Ziel-
setzung der Entsenderichtlinie, Lohn- und Sozialdumping zu vermeiden und 
faire Arbeitsbedingungen für entsandte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
zu gewährleisten. 

„Die meisten Unternehmen verstehen, dass es wirklich darum geht, Lohndumping, 
Ausbeutung usw. zu verhindern. Und sie sind ja auch mit diesen ganzen Regelungen 

grundsätzlich einverstanden, dass wirklich gesunde Löhne gezahlt werden 
und dergleichen. Weil sie das auch wettbewerbsfähiger macht.“ (Exp.) 

„Wir sind in der EU. Wir wollen Schwarzarbeit verhindern. Jeder soll am gleichen Ort 
das Gleiche verdienen. Ist alles schön und gut, aber mit dieser Bürokratie 

machen sie eigentlich viel mehr kaputt, als dass es dient.“ (Unt.) 

Bei Unternehmen, die Kenntnis von den Entsendevorschriften haben, lassen 
sich grundsätzlich zwei konträre Reaktionsweisen unterscheiden: zum einen die 
Einstellung bzw. starke Reduzierung der Entsendeaktivitäten und zum anderen 
das (weitgehende) Befolgen bzw. das „sich arrangieren“. 

Die erste Reaktionsweise – Einstellung bzw. starke Reduzierung – wird gewählt, 
wenn der bürokratische Aufwand aus Sicht der betreffenden Unternehmen pro-
hibitiv hoch ist und die „Schwelle zur Unangemessenheit“ überschritten hat (vgl. 
Holz et al. 2019). Das kann bedeuten, dass es für das Unternehmen nicht (mehr) 
wirtschaftlich ist, Arbeitnehmer zur grenzüberschreitenden Dienstleistungser-
bringung zu entsenden – etwa weil das Auftragsvolumen im Verhältnis zu den 
Bürokratiekosten zu gering ist und somit nur geringe oder keine Gewinnbeiträge 
erwirtschaftet. Darüber hinaus kann eine (weitgehende) Einstellung auch des-
halb erfolgen, weil die Opportunitätskosten der einzusetzenden Unternehmens-
ressourcen zu hoch sind – etwa weil im Inland lukrative Aufträge mit geringerem 
Bürokratieaufwand bedient werden können. Schließlich können auch eher „psy-
chologische Kosten“ und Unmut eine wesentliche Rolle für die Einstellung oder 
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starke Reduzierung spielen. Einige Unternehmerinnen und Unternehmer haben 
unter den als widrig und wirtschaftsunfreundlich empfundenen Bedingungen 
schlicht keine Lust, grenzüberschreitend tätig zu sein. 

„(Die Entsendung) ist nicht nur zu umständlich und teuer. 
Die haben auch keine Lust mehr, so zu arbeiten, die wollen das nicht mehr.“ (Exp.) 

„Ich habe das vorher immer so gemacht, mehrere Mitarbeiter für die Baustelle zu 
melden. Und wenn dann einer ausgefallen ist, war das egal. Nun muss ich bei einem 

Wechsel der Mitarbeiter oder Baustopp, die Mitarbeiter wieder neu melden. 
Das war dann so die Zeit, wo wir uns ausgeklinkt haben.“ (Unt.) 

„Die Abschreckungswirkung von diesen (Bürokratieanforderungen) als Ganzes, 
dass man einfach sagt: ‘Okay, dann machen wir es halt nicht‘.“ (Exp.) 

Insbesondere in der deutsch-französischen Grenzregion scheint laut Einschät-
zung unserer Gesprächspartner/innen ein beträchtlicher Teil der Unternehmen 
mit der Einstellung bzw. Reduzierung der Arbeitnehmerentsendung auf die Bü-
rokratiebelastung zu reagieren. Dies bestätigen auch einige in der Region 
durchgeführte Umfragen. So ergab eine von der IHK Südlicher Oberrhein im 
Jahr 2022 durchgeführte Befragung, dass 10 % der teilnehmenden Unterneh-
men über eine Einstellung ihrer Frankreich-Geschäfte nachdenken; 30 % wollen 
diese reduzieren (vgl. IHK Südlicher Oberrhein 2023). Ähnliche Ergebnisse lie-
fert auch eine aktuell noch laufende Befragung der Handwerkskammer der Pfalz 
(2023). 

Daneben gibt es jedoch auch eine große Gruppe von Unternehmen, die den 
Umfang ihrer grenzüberschreitenden Entsendungen und Dienstleistungen letzt-
lich nicht reduziert. Wie groß darunter der Anteil der Unternehmen ist, die sich 
dabei vollständig und dauerhaft rechtskonform verhalten (können), ist strittig. 

„Durch die Akquise eines Auftrags in Frankreich ist das Thema Entsendung jetzt 
erstmalig thematisiert worden bei uns im Unternehmen. Und wir wollen es natürlich 

auch gut machen. Dann kam der Kontakt mit der Handwerkskammer zustande, 
die uns da toll unterstützt.“ (Unt.) 

„Der Großteil der Firmen will alles korrekt machen. Die wollen alle keinen Ärger. 
Und dann gibt es auch noch sehr aktive Unternehmen, die machen alles und sichern 
sich drei oder vier Mal ab. Es gibt eine ganz große Zahl, die nichts verkehrt machen 

wollen, die auch keinen Sozialabbau anstreben.“ (Exp.) 
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„Ich würde gerne ein Unternehmen kennenlernen, 
das das alles macht und zu 100%.“ (Unt.) 

Eine andere Teilgruppe, die die Arbeitnehmerentsendung ebenfalls nicht redu-
ziert, arrangiert sich auf die eine oder andere Weise mit den bürokratischen An-
forderungen. Für diese Unternehmen ist das grenzüberschreitende Auslands-
geschäft zu wichtig, als dass sie sich durch die aus ihrer Sicht oftmals unver-
hältnismäßigen Bürokratievorgaben davon abhalten lassen würden. 

„Wir reduzieren unsere Dienstleistung nicht. Wir reduzieren praktisch 
den Aufwand dafür durch kreative Lösungen in alle Richtungen.“ (Unt.) 

„Wir haben jetzt eine attraktive Anfrage aus Frankreich. 
Da wollen wir nicht nein sagen, nur wegen der Bürokratie.“ (Unt.) 

Die Anpassungs- und Bewältigungsstrategien dieser Unternehmen umfassen 
oftmals verschiedene Formen des „autonomen Bürokratieabbaus“ (vgl. Kapitel 
5.2.3), (halb-) legale Umgehungsaktivitäten und auch vollständig legale Aus-
weichmaßnahmen. Vor allem der pragmatische Umgang mit den bürokratischen 
Erfordernissen und das selektive Befolgen scheint in allen drei Grenzregionen 
vergleichsweise weit verbreitet zu sein. Viele Unternehmen, die die Grundinten-
tion der Entsenderichtlinie befürworten und auch guten Willens sind, die büro-
kratischen Vorschriften zu erfüllen, sehen sich nicht in der Lage, diese mit ver-
tretbarem, angemessenem Aufwand vollständig zu befolgen und zweifeln auch 
an der Notwendigkeit einiger bürokratischer Vorgaben. Aufwand und Nutzen 
stehen in ihrer Sicht oftmals in keinem angemessenen Verhältnis, etwa wenn 
für zweistündige Reparaturarbeiten der gleiche bürokratische Aufwand erforder-
lich ist wie für eine zweiwöchige Entsendung. Sie sehen sich quasi dazu ge-
drängt, eigenständig einen Ziel-Mittel-Vergleich bzw. eine Abwägung zwischen 
Aufwand und Nutzen vorzunehmen, die es in dieser Form in den gesetzlichen 
Grundlagen (bislang) nicht gibt. 

„Wir haben uns bei der HWK qualifiziert, machen immer wieder diese Seminare, 
hören uns Neuigkeiten (rechtliche Änderungen) an, sind im Dienstleistungsregister 

eingetragen. All das machen wir schon. Aber ich ziehe halt dann irgendwann einmal 
einen Schlussstrich und sage: ‘Das geht jetzt einfach zu weit‘.“ (Unt.) 

Je nach spezifischer Konstellation bzw. konkretem Entsendungsfall kann ein 
unterschiedliches Vorgehen zum Tragen kommen, wobei die Unternehmen häu-
fig eine Risikoabwägung vornehmen. 
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„Wir haben vor drei Jahren entschieden: Wie gehen wir mit dem Thema um? 
In einigen Ländern gehen wir das Risiko ein und nehmen keine Entsendemeldung 

vor, was wir aber ganz sicher in der Schweiz und Frankreich nicht tun würden.“ (Unt.) 

Auch die legalen Umgehungs- und Ausweichaktivitäten11 der Entsendeunter-
nehmen sind recht vielschichtig und umfassen z. B.: 

• Gründung einer eigenen Tochtergesellschaft im Zielland, 
• Kooperation mit spezialisierten Dienstleistern im Zielland, 
• Anlernen und Qualifizierung von Beschäftigten des Kundenunternehmens 

im Zielland, damit diese die Dienstleistung eigenständig ausführen, 
• Kooperation mit freiberuflichen Dienstleistern aus Deutschland, die im Ziel-

land für das eigene Unternehmen Dienstleistungen erbringen, 
• Dienstleistungen im Zielland werden nur durch den Unternehmer bzw. die 

Unternehmerin erbracht (keine Meldepflicht), 
• Verstärkte Nutzung der Digitalisierung, um physische Dienstleistungen zu 

ersetzen (Fernwartung, „predictive maintenance“, „digital services“ etc.). 

Der weit verbreitete pragmatische Umgang der Unternehmen mit den bürokra-
tischen Anforderungen und die Suche nach Ausweich- und Umgehungsmaß-
nahmen deuten nach Einschätzung vieler Gesprächspartner darauf hin, dass 
hinsichtlich der Ausgestaltung der bürokratischen Vorgaben größerer Revisi-
onsbedarf besteht. So wünscht sich nicht nur ein Unternehmer 

„…eine Lösung, wo sich alle rechtskonform verhalten können und 
sich nicht irgendwelche Ausweichstrategien ausdenken müssen.“ (Unt.) 

6.2 Folgewirkungen bei (potenziellen) Kunden und Auftraggebern 

Insbesondere in der deutsch-französischen Grenzregion spüren Kunden und 
Auftraggeber den zunehmenden Rückzug deutscher Unternehmen. Für franzö-
sische Verbraucherinnen und Verbraucher, die in der Grenzregion zu Deutsch-
land leben, ist es mittlerweile äußerst schwierig, Handwerker auf der deutschen 
Seite des Rheins zu finden, die bereit sind, ihre Dienstleistungen 

 

11 Eine Unternehmerin wies in diesem Zusammenhang auf einen bislang wenig beachteten 
Aspekt hin. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter würden aufgrund zeitlich eng getakteter fami-
liärer Verpflichtungen Entsendungen und der längeren Abwesenheit von zu Hause zuneh-
mend kritischer gegenüberstehen. Die Unternehmen müssten daher auch aus diesem 
Grund nach Maßnahmen suchen, die die Arbeitnehmerentsendung partiell ersetzen kön-
nen. 
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grenzüberschreitend anzubieten (vgl. Zentrum für Europäischen Verbraucher-
schutz e. V. 2020). 

„Französische Kunden haben bereits vor drei Jahren (vor der Corona-Krise) bemän-
gelt, dass keine deutschen Handwerker mehr beauftragt werden können.“ (Exp.) 

Trotz der hohen wirtschaftlichen Verflechtung in der deutsch-österreichischen 
Grenzregion spürt man auch in Österreich in bestimmten Branchen bzw. Regi-
onen mitunter einen Rückgang der grenzübergreifenden Geschäftstätigkeit. 
Dieser scheint jedoch im Ganzen tendenziell geringer ausgeprägt zu sein als in 
der deutsch-französischen Grenzregion. So gibt es auch unter den befragten 
Experten und Expertinnen – in Abhängigkeit von ihrer regionalen und branchen-
mäßigen Zuständigkeit – vereinzelt unterschiedliche Wahrnehmungen. 

„Es gibt eine fühlbare Betroffenheit. Unternehmen mit guter Auftragslage lehnen 
Aufträge wegen der hohen bürokratischen Mehrkosten in Österreich ab.“ (Exp.) 

„In der Region Oberbayern/Tirol sind die Vorschriften nicht der große Hemmschuh. 
Jemand, der einen Auftrag aus Österreich bekommt, kann und wird ihn annehmen. 

Aufgeräumte Betriebe schaffen das.“ (Exp.) 

Für die deutsch-niederländische Grenzregion lagen unseren Gesprächspart-
nern kaum konkrete Anhaltspunkte für mögliche Negativwirkungen der bürokra-
tischen Vorschriften auf Kunden und Auftraggeber vor. Dennoch könne es in 
Teilbereichen Einschränkungen geben, weil auch viele (Handwerks-) Unterneh-
men in dieser Grenzregion derzeit über einen hohen Auftragsbestand verfügen 
und zugleich unter Fachkräftemangel und Materialengpässen leiden. Aufgrund 
dessen könne es in manchen Fällen durchaus zu längeren Wartezeiten oder 
auch Absagen auf Kundenanfragen kommen. Die Bürokratie spiele dabei je-
doch nicht die zentrale Rolle. 

„Die Firmen, die vor der Meldepflicht in den Niederlanden gearbeitet haben, 
arbeiten nach wie vor dort. Allerdings ist im Handwerk momentan das Bedürfnis 

nach ausländischen Baustellen ohnehin etwas geringer.“ (Exp.) 

6.3 Folgewirkungen für die Grenzregion und den Binnenmarkt 

Die bürokratischen Hürden im Bereich der grenzüberschreitenden Arbeitneh-
merentsendung können (negative) Folgewirkungen entfalten, die deutlich über 
die zuvor beschriebenen einzelbetrieblichen Wirkungen hinausgehen. In wel-
chen Bereichen und wie stark sie auftreten, hängt wesentlich davon ab, wie die 
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bürokratischen Vorschriften und Verfahren in den jeweiligen Grenzregionen 
bzw. EU-Mitgliedstaaten konkret ausgestaltet sind und wie die Unternehmen 
darauf reagieren. 

Aus unseren Fachgesprächen haben wir wesentliche Folgewirkungen u. a. in 
den drei Bereichen „Internationalisierung“, „EU-Binnenmarkt / Regionale grenz-
überschreitende Integration“ sowie „Rechtstaatlichkeit“ abgeleitet, die wir im 
Folgenden kurz skizzieren. 

Im Bereich „Internationalisierung“ beschränkt die Regulierung der Arbeitneh-
merentsendung das wirtschaftliche Potenzial des grenzüberschreitenden 
Dienstleistungshandels in der EU. Dieser hat in den vergangenen Jahrzehnten 
– nicht zuletzt aufgrund des technologischen Fortschritts, der die Handelbarkeit 
von Dienstleistungen erhöht – eine starke Expansion erlebt (vgl. Breinlich 2018). 
Vor allem auch die geographische Nähe begünstigt den grenzüberschreitenden 
Austausch von Dienstleistungen (vgl. Head/Mayer 2014). Während Handels-
hemmnisse für den Warenhandel in der EU sukzessive abgebaut wurden, wur-
den sie jedoch im Dienstleistungshandel eher aufgebaut, so dass hier noch gro-
ßes Potenzial für weitere Wohlfahrtsgewinne gesehen wird (vgl. Felbermayr et 
al. 2018). Zu dessen Erschließung kann auch eine revidierte Ausgestaltung der 
Arbeitnehmerentsendung wichtige Beiträge leisten. 

In ihrer gegenwärtigen Form beschränken die bürokratischen Lasten der Arbeit-
nehmerentsendung auch das wirtschaftliche Internationalisierungspotenzial in 
den Grenzregionen. Der Export von Waren und Dienstleistungen in die benach-
barte ausländische Grenzregion ist oftmals der erste Schritt im Internationalisie-
rungsprozess von Unternehmen. Den Grenzregionen kommt daher auch eine 
„Sprungbrettfunktion“ für die Internationalisierung bei (vgl. Kranzusch/Holz 
2013). Diese wird durch den hohen bürokratischen Aufwand für die Arbeitneh-
merentsendung nicht unwesentlich beeinträchtigt. Vor allem Neueinsteiger, die 
erstmalig Dienstleistungen jenseits der Grenze anbieten möchten, sind mit einer 
relativ hohen Markteintrittshürde konfrontiert. Nicht selten durchlaufen solche 
Unternehmen einen längeren Abwägungsprozess, ob sie die zusätzlichen büro-
kratischen Hürden wirklich auf sich nehmen möchten. Es besteht dabei die Ge-
fahr, dass ein Teil dieser (potentiell) wachstumsstarken Unternehmen aufgrund 
nicht-wettbewerbsbezogener Markteintrittshindernisse in ihrem Entwicklungs-
prozess zurückgehalten werden. 

„Zu Anfang habe ich damals auch gedacht: ‘Willst Du den ganzen Aufwand 
betreiben?‘ Und da habe ich aber auch gesagt: ‘Enschede ist so eine große 
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Stadt direkt vor der Tür und man darf sich diesem großen Markt im Grunde 
nicht entziehen.‘ Es ist gut, dass wir es damals so gemacht haben, 

weil mittlerweile sind es fast alles Selbstläufer.“ (Unt.) 

Eine Beschneidung des (regionalen) Internationalisierungspotenzials ergibt sich 
ferner auch dadurch, dass Unternehmen, die ihre Entsendeaktivitäten aufgrund 
der Bürokratielasten eingestellt haben, im Fall ihrer Wiederaufnahme mit hohen 
(Wieder-) Eintrittshürden konfrontiert sind. 

„Die Hürden für einen erneuten Markteintritt sind mit Sicherheit hoch. 
Man muss sich den Kunden- und Lieferantenstamm wieder aufbauen; 

schauen, ob sich die rechtlichen Regelungen verändert haben etc. 
Das wäre mit einem erheblichen Informationsaufwand verbunden.“ (Unt.) 

Negative Folgewirkungen in dem Bereich „EU-Binnenmarkt / Regionale grenz-
überschreitende Integration“ beziehen sich u. a. auf die regionale wirtschaftliche 
Kooperation und die Wahrnehmung der EU. Die Europäische Union und der 
Europäische Binnenmarkt sind in der Vorstellung vieler Menschen – auch der 
Unternehmerinnen und Unternehmer – gemeinhin mit der Idee der Freizügig-
keit, der grenzüberschreitenden Kooperation und der gemeinsamen Erschlie-
ßung von Innovations- und Diversitätspotenzialen verbunden. Im Kontrast dazu 
stehen die zunehmenden und vielfach als unverhältnismäßig beurteilten Büro-
kratielasten der Arbeitnehmerentsendung. Diese werden oftmals als Rückschritt 
im Integrationsprozess wahrgenommen. Für nicht wenige Unternehmen und re-
gionale Stakeholder geht von ihnen eine negative Signalwirkung aus, und zwar 
dergestalt, dass grenzüberschreitende Dienstleistungen, Kooperation und Aus-
tausch möglicherweise gar nicht wirklich erwünscht seien. 

„Die Kollegen aus Straßburg wollen eine Plattform aufbauen, um die Zusammenar-
beit von deutschen und französischen Unternehmen zu fördern. 

Dieses Entsendegesetz stoppt diese Entwicklung.“ (Exp.) 

„Wir müssen zusammenarbeiten, von einem Land zum anderen reisen, 
Sitzungen halten, Montage machen, Forschung und Entwicklung machen. 

Wir brauchen das. Das bringt die Region voran. 
Und da brauchen wir nicht solche bürokratischen Hürden.“ (Exp.) 

„Deutlich vereinfachen. Das würde auch ein anderes Bild der EU abgeben. Die EU 
wird ja immer als einheitlicher Wirtschaftsraum verkauft und für Waren ist es ja auch 
ok. Aber wir erkennen in zahlreichen Gesprächen erhebliche Missstimmung.“ (Exp.) 
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Die Unternehmen können nicht nachvollziehen, warum in einem einheitlichen 
Binnenmarkt jeder Mitgliedstaat unterschiedliche Vorschriften und Verfahren er-
lassen hat und warum von der Europäischen Kommission keine sichtbaren, ziel-
führenden Harmonisierungsanstrengungen unternommen werden. 

„Die Betriebe sagen alle: ‘Wir haben doch die EU, wir sind doch in einem harmoni-
sierten Markt. Warum ist das alles so kompliziert?‘ Wenn man da eine Vereinfachung 

hinbekäme, würde das die Wertschätzung für die EU enorm steigern.“ (Exp.) 

Atmosphärische Spannungen, die die grenzüberschreitende Kooperation belas-
ten, können darüber hinaus auch dann entstehen, wenn Unternehmen in einem 
Teil der Grenzregion mehrheitlich der Auffassung sind, dass sie beim Grenz-
übertritt mit höheren Bürokratielasten sowie schärferen Kontrollen und Strafen 
konfrontiert sind als Unternehmen aus dem anderen Teil der Grenzregion. Die-
ser Aspekt wurde z. B. mehrmals von Unternehmerinnen und Unternehmern 
aus der deutsch-französischen sowie der deutsch-österreichischen Grenzre-
gion genannt. 

„Ich weiß nicht, ob es im Umkehrschluss von Österreich nach Deutschland genauso 
schwierig ist. Ich habe immer das Gefühl, dass die Österreicher mehr kontrollieren 

als bei uns. Ich habe das Gefühl, dass wesentlich mehr Firmen mittlerweile 
von Österreich zu uns rüberkommen als umgekehrt.“ (Unt.) 

Negative Folgewirkungen in dem Bereich „Rechtstaatlichkeit“ sind auf den ers-
ten Blick u. U. weniger offensichtlich. Für die EU-Mitgliedsländer als freiheitlich 
verfasste Rechtsstaaten sollte es kein Dauerzustand sein, dass ein großer Teil 
der Unternehmen, obwohl sie guten Willens sind, über einen längeren Zeitraum 
bürokratische Vorschriften nicht mit angemessenem Aufwand erfüllen können 
bzw. diese als realitätsfern und unsinnig beurteilen. Verantwortlich agierende 
Unternehmen, die in vielen anderen Bereichen wichtige gesellschaftliche Bei-
träge erbringen (vgl. Schlepphorst et al. 2022), wollen in Übereinstimmung mit 
der geltenden Rechtslage agieren können und nicht zu Umgehungs- und Aus-
weichhandlungen gedrängt werden. Die Stimmungslage bei vielen betroffenen 
Unternehmen ist aktuell oftmals durch Überforderung, Unmut und Enttäuschung 
gekennzeichnet. Nicht zuletzt um der Politik- und Bürokratieverdrossenheit ent-
gegenzuwirken, sind nach Ansicht unserer Gesprächspartner/innen deutliche 
Vereinfachungen notwendig. 

Die Ausgestaltung der entsenderechtlichen Vorschriften und Verfahren erfolgt 
in einem komplexen wirtschafts- und sozialpolitischen Spannungsfeld, in dem 
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wichtige Rechts- und Schutzgüter wie der Schutz der Arbeits- und Beschäfti-
gungsbedingungen und der Zugang zum EU-Dienstleistungsmarkt gegeneinan-
der abgewogen werden müssen. Einvernehmlich definierte Ziele können dabei 
mit unterschiedlichen Mitteln, die jeweils mit unterschiedlichen Belastungsinten-
sitäten verbunden sind, erreicht werden. In diesen Abwägungsprozess sollten 
u. a. auch die oben skizzierten Folgewirkungen mit einbezogen werden. 
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7 Bürokratiebelastung der Arbeitnehmerentsendung nach Deutschland 
aus niederländischer Perspektive 

7.1 Entsendungsbezogene bürokratische Anforderungen 

Niederländische Unternehmen, die einen Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehme-
rin nach Deutschland oder in ein anderes EU-Land entsenden, müssen im All-
gemeinen – unabhängig von der entsendebezogenen Meldepflicht – im Inland 
eine A1-Bescheinigung („A1-verklaring voor sociale verzekeringspremies 
aanvragen“) beantragen. Diese wird in der Praxis häufig nicht nur für eine Ent-
sendung, sondern für einen längeren Gültigkeitszeitraum ausgestellt. Die Bean-
tragung erfolgt über die Online-Plattform des Sozialversicherungsträgers für die 
niederländischen Volksversicherungen (SVB; Sociale Verzekeringsbank). Ne-
ben personenbezogenen Daten der eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sind Angaben zur Sozialversicherung sowie die Kopie eines gültigen Aus-
weises erforderlich. 

Darüber hinaus sind auch die entsenderechtlichen Vorschriften und Meldepflich-
ten in Deutschland zu erfüllen. Informationen hierzu sowie die erforderlichen 
Formulare finden sich auf dem Zoll-Informationsportal in deutscher und engli-
scher Sprache.12 Zur Wahrung gleicher und angemessener Arbeitsbedingun-
gen müssen Entsendeunternehmen je nach Branche Anforderungen nach Maß-
gabe des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG), des Mindestlohngesetzes 
(MiLoG), und des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) erfüllen. Die nach 
Deutschland entsandten Beschäftigten müssen mindestens nach dem dort gel-
tenden gesetzlichen Mindestlohn bezahlt werden.13 Darüber hinaus haben sie 
Anspruch auf weitere Lohnbestandteile wie z. B. spezielle tarifliche Mindest-
löhne, Zulagen und Urlaubsgeld, soweit diese gesetzlich oder in allgemeinver-
bindlichen Tarifverträgen vorgeschrieben sind. 

Der Umfang der Meldepflichten ist abhängig von der jeweiligen Wirtschaftsbran-
che. Entsprechend eines risikobasierten Ansatzes („Targeted Approach“) be-
schränkt sich die Meldepflicht nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz auf Un-
ternehmen aus bestimmten, als eher risikoträchtig eingeschätzten Wirtschafts-

 

12  Abrufbar unter: https://www.zoll.de/DE/Fachthemen/Arbeit/Anmeldungen-bei-Entsen-
dung/Anmeldung/anmeldung_node.html (Zoll 2023). 

13  Seit dem 1. Oktober 2022 beträgt der gesetzliche Mindestlohn 12 € brutto pro Arbeits-
stunde. 

https://www.zoll.de/DE/Fachthemen/Arbeit/Anmeldungen-bei-Entsendung/Anmeldung/anmeldung_node.html
https://www.zoll.de/DE/Fachthemen/Arbeit/Anmeldungen-bei-Entsendung/Anmeldung/anmeldung_node.html
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bereichen.14 Eine Meldepflicht kann sich ferner auch aus dem Mindestlohnge-
setz für Unternehmen aus bestimmten Branchen ergeben, die in § 2a Schwarz-
arbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG) aufgeführt sind.15 Als weitere Ent-
lastung für die meldepflichtigen Branchen nach dem Mindestlohngesetz sind 
von der Meldepflicht u. a. Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen ausgenommen, 
deren verstetigtes regelmäßiges Brutto-Monatsentgelt der letzten zwölf vollen 
Monate die Summe von 2.784 € überschreitet (vgl. § 1 Abs. 1 Mindestlohndo-
kumentationspflichtenverordnung (MiLoDokV)). Unternehmen, für die sowohl 
nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz als auch nach dem Mindestlohnge-
setz keine Meldepflicht besteht, sind somit von der Entsendebürokratie (weitge-
hend) entlastet. 

Meldepflichtige Unternehmen der gelisteten Branchen müssen ihre nach 
Deutschland entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Hilfe des di-
gitalen Meldeportals-Mindestlohn anmelden.16 Die Meldung kann in deutscher, 
englischer oder französischer Sprache vorgenommen werden. Für sechs wei-
tere Sprachen gibt es Ausfüllhilfen, allerdings nicht für Niederländisch. Die An-
meldung muss u. a. biographische Daten der entsandten Beschäftigten und des 
verantwortlich Handelnden enthalten sowie Angaben zu Branche, Beginn, 
Dauer und Ort der Beschäftigung in Deutschland (vgl. Zoll 2023). Der Anmel-
dung ist eine Versicherung beizufügen, in der das Entsendeunternehmen er-
klärt, dass es die Mindestarbeitsbedingungen nach Maßgabe des AEntG bzw. 
des MiLoG einhält. Führt das Entsendeunternehmen in Deutschland Tätigkeiten 
aus, die zu einem zulassungspflichtigen Handwerk gehören, muss es bei der 
örtlich zuständigen Handwerkskammer als Qualifikationsnachweis zusätzlich 
eine schriftliche Dienstleistungsanzeige vornehmen. Diese ist deutschlandweit 
ein Jahr gültig. 

Verstöße gegen (formelle) entsendungsbezogene Vorschriften können als Ord-
nungswidrigkeit mit Geldbußen von bis zu 30.000 € geahndet werden. Bei Ver-
stößen gegen wesentliche Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen können 

 

14  Z.B. Bauhauptgewerbe, Fleischwirtschaft, Elektrohandwerke aber auch Pflegedienstleis-
tungen sowie Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen. Zoll (2023) enthält eine vollstän-
dige Auflistung der betreffenden Branchen. 

15  Hierzu zählen z. B. Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen, Baugewerbe, Fleisch-
wirtschaft, Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, Gebäudereinigungsgewerbe, Lo-
gistikgewerbe, Wach- und Sicherheitsgewerbe. Zoll (2023) enthält eine vollständige Auf-
listung der betreffenden Branchen. 

16  Abrufbar unter: https://www.meldeportal-mindestlohn.de (Zoll 2023b). 

https://www.meldeportal-mindestlohn.de/


49 

 

Geldbußen im Umfang von bis zu 500.000 € verhängt werden. Geldbußen von 
mehr als 200 € werden in das Gewerbezentralregister eingetragen. Unterneh-
men, die mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500 € belegt worden sind, kön-
nen zeitweise von der Teilnahme am Wettbewerb um öffentliche Liefer-, Bau- 
oder Dienstleistungsaufträge ausgeschlossen werden (vgl. Zoll 2023a). 

7.2 Entwicklung der Bürokratie im Zeitablauf 

Der risikobasierte Ansatz des deutschen Entsenderechts hat maßgeblich dazu 
beigetragen, dass niederländische Unternehmen – soweit sie nicht zu bestimm-
ten Risikobranchen gehören – weitgehend von bürokratischen Lasten im Kon-
text der Arbeitnehmerentsendung entlastet wurden. 

Für die übrigen Entsendeunternehmen hat sich der erforderliche Bürokratieauf-
wand aus Sicht der niederländischen Befragten im Zeitablauf schrittweise er-
höht, wenngleich auch verschiedene Einzelmaßnahmen partiell für Entlastung 
gesorgt haben. 

Die entsenderechtlichen Erfordernisse waren vielen niederländischen Unter-
nehmen lange Zeit nur wenig bekannt und wurden auch von den deutschen Be-
hörden nicht streng durchgesetzt. 

“Burdens have increased since 2015. Until then we had no notification. 
We never did notifications before.” (Exp.) 

“Several years ago, it was only an A1. That was enough. 
And we didn’t have to use a portal. Now it has increased, 

not only for Germany, but also for the other countries.” (Unt.) 

“Rules have always been in place, but they were poorly enforced.” (Exp.) 

Mit der verpflichtenden Nutzung des digitalen Meldeportals hat sich für die mel-
depflichtigen Unternehmen einerseits der bürokratische Aufwand erhöht, da der 
höhere Formalisierungsgrad die Eingabe umfangreicherer und vollständiger In-
formationen erfordert. Andererseits werden digitale Verwaltungsverfahren von 
niederländischen Unternehmen grundsätzlich positiv bewertet, nicht zuletzt 
auch deshalb, weil sie in ihrem Heimatland ein höheres Maß an Verwaltungsdi-
gitalisierung gewohnt sind. 
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“It became (both) more formalized and easier because of the electronic system. Now, 
you are supposed to answer all the fields. Before, you made the notification on paper 

and maybe you completed some of the points and left out others.” (Exp.) 

“In 2015, we started with fax notification. They had to send the notification through 
fax. That was strange. I think a lot has improved since then.” (Exp.) 

Mit der bis Ende Juli 2020 umzusetzenden Reform der EU-Entsenderichtlinie 
verschärften sich die Anforderungen an die niederländischen Entsendeunter-
nehmen. Die Ausweitung der von den Unternehmen zu garantierenden Arbeits- 
und Beschäftigungsbedingungen erhöhte die Komplexität der Arbeitnehmerent-
sendung, die für viele (kleinere) Unternehmen schwer zu überschauen ist. So 
suchen insbesondere kleinere niederländische Unternehmen mittlerweile häufig 
bei Beratungsinstitutionen um Unterstützung nach. 

“There are some smaller companies who think it’s way too complex and they use a 
specific advisor or an intermediate who helps them with that kind of stuff.” (Exp.) 

Demgegenüber sind andere Experten der Meinung, dass nach der Reform des 
Entsenderechts zwar einige Regelungen hinzugekommen sind, die wahrgenom-
mene Belastung aber eher darin besteht, dass nunmehr stärker auf die Umset-
zung der Regelungen geachtet würde. 

“Since the revision of the posting of workers directive there aren’t a lot more extra 
rules in place. We simply pay more attention to enforcing them.” (Exp.) 

Eine Reduzierung des „operativen“ Bürokratieaufwands konnte für viele Unter-
nehmen dadurch erzielt werden, dass das deutsche Meldeportal im Zeitablauf 
nutzerfreundlicher ausgestaltet wurde. So können Entsendeunternehmen z. B. 
einmal eingegebene Daten nunmehr unkompliziert auch für Folgemeldungen 
verwenden. 

“You can retrieve employee data you had put in the portal before. Translations are 
better, frequently asked questions... So, it really became better.” (Exp.) 

Insgesamt zählt das deutsche Entsendesystem im europäischen Vergleich nach 
Ansicht der befragten niederländischen Expert/innen und Unternehmen gegen-
wärtig zu denjenigen mit einer relativ geringen Belastungsintensität. 

“Compared to other EU-countries, posting bureaucracy in Germany is acceptable.” 
(Unt.) 
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7.3 Belastungsintensität der administrativen Teilschritte der Arbeitneh-
merentsendung 

Meldepflichtige niederländische Unternehmen, die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer nach Deutschland (und in andere EU-Mitgliedstaaten) entsenden 
möchten, müssen grundsätzlich verschiedene Teilschritte durchlaufen, die in 
unterschiedlichem Ausmaß mit bürokratischen Belastungen verbunden sind. Im 
Kontext unserer halbstandardisierten Fachgespräche haben wir sowohl die nie-
derländischen Expert/innen als auch die Unternehmer/innen gebeten, die Be-
lastungsintensität der erforderlichen Teilschritte für Unternehmen ihres jeweili-
gen Wirtschaftssektors zu bewerten. Für die Bewertung haben wir eine Skala 
von 0 (gar nicht belastend) bis 10 (sehr belastend) vorgegeben. Im Folgenden 
stellen wir die Befragungsergebnisse getrennt nach Expert/innen und Unterneh-
men dar. Die Befragungsergebnisse geben Hinweise, in welchen Bereichen pri-
märer wirtschaftspolitischer Handlungsbedarf besteht. 

7.3.1 Einschätzungen der niederländischen Experten und Expertinnen 

Zunächst ist festzuhalten, dass die Verbandsvertreter/innen den deutschen risi-
kobasierten Ansatz – aus Unternehmensperspektive – als sehr positiv bewer-
ten. Der „Targeted Approach“ beschränkt die Meldepflicht im Kontext der Arbeit-
nehmerentsendung auf Unternehmen aus bestimmten – als risikoträchtig einge-
schätzten – Wirtschaftsbranchen. Unternehmen, die nicht diesem definierten 
Kreis angehören, werden somit von bürokratischen Anforderungen (weitge-
hend) entlastet. 

“It’s good in the German system, that you only target sectors that are high risk.” 
(Exp.) 

Die nachfolgend dargestellten Experteneinschätzungen zur Belastungsintensi-
tät beziehen sich daher auf Unternehmen, die nicht von der Meldepflicht ausge-
nommen sind. Für diese Unternehmen sind vor allem vier konkrete Teilschritte 
mit besonders hohen bürokratischen Belastungen (zwischen 9,75 und 7,75) ver-
bunden, während die übrigen Teilschritte nur mittlere oder eher vernachlässig-
bare Belastungswirkungen aufweisen (vgl. Abbildung 7). 
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Abbildung 7: Bewertung der Belastungsintensität aus Sicht der niederländi-
schen Experten und Expertinnen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Die größte Belastungswirkung geht nach Einschätzung der Expertinnen und Ex-
perten von der fehlenden Harmonisierung der Entsenderegeln und -verfahren in 
der EU aus. Unternehmen, die Arbeitnehmer in mehrere EU-Länder entsenden, 
sind aufgrund der großen Unterschiedlichkeit der Regelungen und Verfahren 
mit einem potenzierten Bürokratieaufwand konfrontiert, der hohe finanzielle, 
zeitliche und Personal-Ressourcen bindet und diese der eigentlichen unterneh-
merischen Tätigkeit entzieht. In diesem Bereich sehen die Expertinnen und Ex-
perten zugleich großen wirtschaftspolitischen Handlungsbedarf. Ziel müsse es 
sein, die Unternehmen einerseits von unnötigem bürokratischem Aufwand zu 
entlasten und anderseits die Vorteile des Europäischen Binnenmarktes respek-
tive der Dienstleistungsfreiheit in höherem Maße freizusetzen. 

“Every EU Member State has its own system and its own procedure. 
It could be so much easier.” (Exp.) 

Ein hoher Bürokratieaufwand resultiert darüber hinaus aus der Häufigkeit der 
erforderlichen Meldungen. Werden z. B. Arbeitnehmer innerhalb eines Projekts 
mehrmals – mit zeitlichen Unterbrechungen – entsandt, müsse jedes Mal eine 
neue Meldung vorgenommen werden. Ebenso müssten in der Unternehmens-
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praxis häufig vorkommende Änderungen der entsandten Personen (z. B. auf-
grund von Krankheit) oder der Entsendedauer (z. B. längere oder kürzere Ar-
beitseinsätze) mit einer neuen Meldung separat angezeigt werden. Für einige 
Unternehmen kann das bedeuten, dass ein Mitarbeiter der Personalabteilung 
ein oder zwei Tage pro Woche alleine damit beschäftigt ist, Entsendemeldungen 
vorzubereiten und durchzuführen. 

“They have to do it for every project, again and again and again.” (Exp.) 

Besonders kritisiert wird der hohe Meldeaufwand bei Entsendungen von kurzer 
Dauer, die ebenfalls einzeln und vollumfänglich gemeldet werden müssen. Als 
positives Beispiel wird in diesem Zusammenhang Belgien genannt, wo für kurz-
fristige Entsendungen von jeweils bis zu acht Tagen Dauer unter bestimmten 
Voraussetzungen nur eine Meldung zu Jahresbeginn erforderlich ist. 

“You can just do a notification and say: ‘I’ll be working in Belgium for the coming year 
on several locations: don’t know when, don’t know why, but I’ll be working there with 

my employees.’ And then you‘re done for the whole year.” (Exp.) 

Ebenfalls sehr hohe Bürokratiebelastungen sind nach Einschätzung der Ver-
bandsvertreter und -vertreterinnen mit dem Berechnen der Vergleichsansprü-
che der entsandten Beschäftigten verbunden. Wenn Entsendeunternehmen die 
Vergleichsansprüche ihrer entsandten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Deutschland in Bezug auf Gehalt, Zulagen, Urlaubsansprüche etc. gesetzes- 
bzw. richtlinienkonform berechnen wollten, wäre das mit vertretbarem Aufwand 
schlicht nicht möglich. Selbst ausgewiesene Branchenexperten und -expertin-
nen sehen sich hier mit großen Schwierigkeiten konfrontiert. Zudem bestünden 
zwischen den Niederlanden und Deutschland in der Regel kaum nennenswerte 
Unterschiede der Lohn- und Arbeitsbedingungen. Falls Unternehmen dennoch 
eine Vergleichsrechnung durchführen, beschränken sie sich oftmals auf zwei, 
drei ausgewählte Komponenten wie z. B. Standardgehalt, Arbeitszeit und Rei-
sezuschlag. 

“Trying to compare this, is really difficult. Well, it’s what the law says. 
So, there‘s a lack of compliance here.” (Exp.) 

Auch das Ausfindigmachen und Verstehen der zu beachtenden Entsendevor-
schriften ist für Unternehmen nach Ansicht der Verbandsexpertinnen und -ex-
perten mit hohem bürokratischen Aufwand verbunden. Besonders hoch seien 
die Belastungen bei der erstmaligen Beschäftigung mit den Entsendevor-
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schriften des Ziellandes. Haben Unternehmen im Zeitablauf einmal ein be-
stimmtes Erfahrungswissen aufgebaut und führen sie dann regelmäßig Entsen-
dungen durch, so verringert sich der entsprechende Aufwand. Verringern lässt 
sich der Aufwand auch durch die Inanspruchnahme von Beratungs- und Infor-
mationsleistungen der Wirtschaftsverbände. Darüber hinaus scheinen in den 
Niederlanden insbesondere KMU relativ häufig private Unternehmensberater für 
Unterstützungs- und Beratungsleistungen bei der Arbeitnehmerentsendung zu 
konsultieren. 

“For companies themselves, it’s very difficult. So, that’s why they want to use 
an adviser who really knows this and can help them to understand.” (Exp.) 

Das praktische Durchführen der vorgeschriebenen Meldungen in Deutschland 
erfordert im Regelfall einen überschaubaren Aufwand. Unternehmen, die mit der 
Funktionsweise des deutschen Meldeportals vertraut sind, benötigten nur ca. 10 
bis 15 Minuten pro Meldung. Schwieriger sei demgegenüber für viele Unterneh-
men das gewerberechtliche Verfahren der Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen in zulassungspflichtigen Handwerken, da es ein entsprechendes System in 
den Niederlanden nicht gibt. 

Des Weiteren treten im Rahmen des Meldeverfahrens mitunter Schwierigkeiten 
auf, wenn Entsendeunternehmen – wie in den Niederlanden oftmals üblich – bei 
der Auftragsbearbeitung mit Solo-Selbstständigen („Zelfstandige zonder perso-
neel“, ZZP-er) zusammenarbeiten. Diese Form der Unternehmenskooperation 
lasse sich im deutschen Meldesystem nicht oder nur schwer abbilden und ver-
ursache in diesen Fällen daher größeren bürokratischen Aufwand. 

“The team composed of own employees and different entrepreneurs 
all working together doesn’t fit in the German system. 

So, the paperwork for those ZZP-ers is really difficult.” (Exp.) 

7.3.2 Einschätzungen der niederländischen Unternehmen 

Die befragten niederländischen Unternehmen identifizieren drei Teilschritte, die 
mit besonders hohen Bürokratiebelastungen (zwischen 9,33 und 6,83) verbun-
den sind (vgl. Abbildung 8). Diese sind zudem inhaltlich und von der Reihenfolge 
deckungsgleich mit den zuvor von den Expert/innen genannten. 

Die fehlende Harmonisierung der Entsenderegeln und -verfahren in der EU ver-
ursacht demnach die größten Bürokratielasten, besonders für diejenigen Unter-
nehmen, die Beschäftigte in viele verschiedene EU-Länder entsenden. 
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“That’s the main issue. We are always talking about one Europe 
and one happy family, but we have a chaos in rules.” (Unt.) 

Abbildung 8: Bewertung der Belastungsintensität aus Sicht der niederländi-
schen Unternehmen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Ebenso bewerten die Unternehmen die Häufigkeit der Meldungen kritisch, da es 
sehr aufwändig sei, ständig nachzuhalten und zu kontrollieren, ob sie neue Mel-
dungen tätigen oder bestehende modifizieren müssen. Probleme ergeben sich 
nicht nur, wenn für viele kürzere Entsendungen jeweils neue Meldungen vorge-
nommen werden müssen, sondern auch wenn innerhalb eines längeren (Bau-) 
Projekts für die einzelnen Einsatzphasen immer wieder neue Meldungen für die 
entsandten Arbeitnehmer/innen getätigt werden müssen, obwohl sich die zu-
grundeliegenden entsendungsrelevanten Sachverhalte nicht oder nur geringfü-
gig geändert haben. 

“Ich bin eigentlich nur damit beschäftigt, zu kontrollieren, 
ob ich irgendwo noch was melden muss.” (Unt.) 

Auch aus Unternehmenssicht ist mit dem Ausfindigmachen und Verstehen der 
Entsendungsvorschriften hoher bürokratischer Aufwand verbunden. Dieser ist 
u. a. darauf zurückzuführen, dass die entsendungsrelevanten Sachbereiche 
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(Tarifvertragssysteme, Sozialversicherung, Arbeitsrecht) in Deutschland und 
den Niederlanden oftmals sehr unterschiedlich ausgestaltet seien, Begriffe un-
terschiedlich definiert werden und durch den deutschen Föderalismus zusätzlich 
verkompliziert werden. 

Bei der Berechnung der Vergleichsansprüche gehen die Unternehmen oftmals 
pragmatisch vor. Sie nehmen die Unterschiede zu den Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen in Deutschland als gering an. Aufgrund des auch in den Niederlanden 
gegebenen Fachkräftemangels zahlen sie zudem in der Regel (deutlich) über-
tarifliche Löhne. Auch ohne ausführlichen Vergleich der spezifischen Entgelt-
leistungen, Zulagen etc., gehen die Unternehmen daher oftmals implizit davon 
aus, dass kein Nachbesserungsbedarf besteht – und somit auch keine Notwen-
digkeit, dies mit hohem Aufwand zu belegen. 

“The systems are completely different. You cannot compare it. 
It is very time consuming. So, well, we don’t calculate it.” (Unt.) 

7.3.3 Vergleich der Bewertungen von niederländischen Expertinnen und 
Experten sowie Unternehmen 

Ein Vergleich der Einschätzungen von Expertinnen und Experten einerseits so-
wie von Unternehmerinnen und Unternehmern andererseits zeigt, dass zwi-
schen beiden Gruppen im Wesentlichen große Übereinstimmung über die wich-
tigsten Bürokratiebelastungen im Entsendeverfahren besteht (vgl. Abbildung 9). 
Die Wirtschaftspolitik auf EU- und nationaler Ebene erhält so eindeutige Hin-
weise, dass Verbesserungen insbesondere in den Bereichen „Harmonisierung 
der Entsenderegeln und -verfahren in der EU“, „Häufigkeit der Meldungen“ so-
wie „Ausfindigmachen und Verstehen der zu beachtenden Entsendevorschrif-
ten“ anzustreben sind. 

Gleiches gilt in ähnlicher Weise für das Berechnen der Vergleichsansprüche, 
wenngleich Unternehmen die Belastungsintensität in diesem Teilschritt deutlich 
geringer bewerten. Die Bewertungsunterschiede ergeben sich jedoch primär 
dadurch, dass die Unternehmen häufig nicht vollständig rechtskonform agieren. 
Da sie die Vergleichsrechnungen aufgrund des übermäßig hohen Aufwands und 
der daraus resultierenden geringen praktischen Handlungskonsequenzen oft-
mals nicht oder nur kursorisch durchführen, reduziert sich für sie die tatsächliche 
Belastungsintensität. Aus Gründen der Wahrung der Rechtsstaatlichkeit und 
Rechtskonformität sollte die Divergenz zwischen gesetzlichen Anforderungen 
und tatsächlich gelebter Unternehmenspraxis jedoch kein Dauerzustand sein. 



57 

 

Hier gilt es, Wege und Lösungen zu finden, die mit verhältnismäßigem Aufwand 
das Regelungsziel – Verhinderung von Sozialdumping und unzureichenden Ar-
beitsbedingungen – erreichen, ohne Unternehmen, von denen offenkundig kein 
größeres „Schadenspotenzial“ ausgeht, übermäßig zu belasten. 

Abbildung 9: Belastungsintensität der Entsendung – Vergleich der niederlän-
dischen Experten/Expertinnen und Unternehmen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Hinsichtlich der übrigen Teilschritte bestehen nur graduelle Bewertungsunter-
schiede zwischen Experten und Expertinnen sowie den Unternehmern und Un-
ternehmerinnen. Diese sind letztendlich jedoch nur von relativ geringer prakti-
scher Relevanz, da das Belastungsniveau von beiden Gruppen jeweils ver-
gleichsweise gering eingeschätzt wird. 

Die Anforderung, die erforderlichen Entsendeunterlagen in die deutsche Spra-
che zu übersetzen, wird von den Expertinnen und Experten – ausgehend von 
den rechtlichen Anforderungen – tendenziell mit höheren Belastungen verbun-
den als von den Unternehmerinnen und Unternehmern. Letztere behandeln die-
ses Erfordernis wiederum häufig pragmatisch, indem sie z. B. nur einen Teil der 
Unterlagen übersetzen, Online-Übersetzungsdienste nutzen oder standardi-
sierte Dokumente mit wiederkehrendem Inhalt verwenden. Der bürokratische 
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Übersetzungsaufwand fällt für Unternehmen naturgemäß umso höher aus, je 
höher die Anzahl der Zielländer mit unterschiedlichen Sprachen ist. 

Im Gegensatz zur gängigen Praxis in Deutschland, wo Unternehmen im Regel-
fall für jede Entsendung eine neue A1-Bescheinigung beantragen müssen, pro-
fitieren die meisten niederländischen Unternehmen von der Möglichkeit, eine 
A1-Bescheinigung für einen längeren Zeitraum von ein bis zwei Jahren zu er-
halten. 

“We have to do this once a year for all people. It takes us half a day to fix that. 
But then it’s fixed and we are free for one year.” (Unt.) 

Sowohl für die Expert/innen als auch für die Unternehmen spielt ferner auch der 
administrative Aufwand für das Vorhalten der erforderlichen Dokumente wäh-
rend des Arbeitseinsatzes und der damit zusammenhängende Datenschutz 
keine zentrale Rolle. Dies ist wesentlich darauf zurückzuführen, dass es nach 
Auskunft beider Gruppen weitverbreitete Praxis ist, dass Entsendeunternehmen 
wichtige, personenspezifische Unterlagen (wie Lohn- und Gehaltsnachweise, 
Zahlungsbelege, Arbeitsvertrag, Arbeitszeitaufzeichnung) auf das Smartphone 
der jeweiligen entsandten Arbeitnehmer/innen überspielen bzw. spezielle Apps 
mit Zugriff auf diese Dokumente verwenden. Falls ein Teil der Unterlagen nicht 
oder nicht rechtzeitig verfügbar ist, wollen und können die Unternehmen diese 
in Absprache mit den Kontrollbehörden oftmals nachreichen, worin wiederum 
die grundsätzlich pragmatisch ausgerichtete Verhaltensweise vieler niederlän-
discher Unternehmen zum Ausdruck kommt. 

“We try to do as much as asked. We deliver the paycheck, the A1 declaration. We 
have the labor contract in German. We have it all and they can show it digitally. 

If still something is missing, then we can have the discussion.” (Unt.) 

7.4 Belastungswirkungen auf die Geschäftstätigkeit 

Die vielfältigen bürokratischen Erfordernisse im Kontext der Arbeitnehmerent-
sendung sind nicht nur mit unternehmensinternen Belastungen verbunden, in-
dem sie knappe zeitliche, finanzielle und Personal-Ressourcen binden, sondern 
können sich auch belastend auf die Geschäftstätigkeit und Wettbewerbsfähig-
keit der Unternehmen auswirken. Wie stark diese – nach außen gerichteten – 
Belastungswirkungen ausfallen, wird u. a. durch die konkreten Branchen- und 
Unternehmensspezifika beeinflusst. Hierzu zählen z. B. die Planbarkeit / Vor-
laufzeit von Dienstleistungseinsätzen im Ausland, die Auftragssumme, Häufig-
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keit der Entsendungen und die Anzahl der Zielländer. Die Belastungen auf die 
Geschäftstätigkeit können somit von Branche zu Branche und von Unterneh-
men zu Unternehmen ein unterschiedliches Ausmaß annehmen. 

Abbildung 10:  Belastungswirkungen auf die Geschäftstätigkeit niederländi-
scher Unternehmen 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Die Einschätzungen der niederländischen wirtschaftsnahen Expertinnen und 
Experten sowie Unternehmerinnen und Unternehmer zu den Auswirkungen der 
Entsendebürokratie auf die Geschäftstätigkeit sind nahezu deckungsgleich (vgl. 
Abbildung 10). Die größte negative Wirkung besteht nach Ansicht beider befrag-
ter Gruppen in der eingeschränkten Flexibilität. Werden Unternehmen z. B. 
kurzfristig von einem Kunden in Deutschland beauftragt (etwa zur Vorbereitung 
einer Messebeteiligung) oder müssen Maschinenbauer einen Defekt bei einer 
gelieferten Maschine beheben, so haben die Unternehmen nicht immer ausrei-
chend Zeit, um die notwendigen Meldungen vorzunehmen und die erforderli-
chen Unterlagen zusammenzustellen und zu übersetzen. 

“The projects are always planned in a short period of time. So, sometimes you cannot 
make the notifications for all employees you are posting.” (Exp.) 
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“Die Flexibilität ist einfach noch nicht gegeben, wenn ich beim Kunden 
schnell weiterhelfen muss. Ganz wichtiges Thema.“ (Unt.) 

Aufgrund der eingeschränkten Flexibilität befinden sich die Unternehmen in ei-
nem Zwiespalt zwischen dem Bestreben, die bürokratischen Anforderungen zu 
erfüllen und den Erwartungen und vertraglichen Verpflichtungen gegenüber 
dem Auftraggeber, der eine schnelle Reaktion benötigt. Dieser Zwiespalt wird in 
der Regel dahingehend aufgelöst, dass die Unternehmen einer schnellen und 
flexiblen Reaktion auf die Kundenanforderungen Priorität einräumen. Dies ge-
schieht vor allem aus dem Grund, um erhebliche wirtschaftliche Konsequenzen 
zu vermeiden, wie z. B. Unterbrechungen in der Lieferkette und Vertragsstrafen. 

“We will send our employees anyway. We cannot say to a client: 
The portal is not working or we have not received permission or notification. 

That’s not an option for us.” (Unt.) 

“Our clients are producing day and night. If they cannot deliver, they have penalties 
to pay to their customers. So, we have to go.” (Unt.) 

Die bürokratischen Erfordernisse werden dann in der Regel zumindest in die 
Wege geleitet und schnellstmöglich nachgeholt. Mitunter müssen Unternehmen 
aber auch längere Zeit auf eine Rückmeldung der Behörden warten. 

“Sometimes the authorities are not in time, and we don’t have yet an answer. 
Then, we go to the customer and have the notification with us 

that we did apply for that.” (Unt.) 

Ebenfalls sehr hoch bewerten beide befragten Gruppen das finanzielle Risiko 
aufgrund eventueller Geldstrafen bei Verstößen gegen die Entsendevorschrif-
ten. Dies gilt vor allem für die Fälle, wenn Unternehmen flexibel auf Kundenan-
forderungen reagieren müssen und nicht rechtzeitig alle bürokratischen Anfor-
derungen erfüllen können. Selbst Unternehmen, die großen Wert auf gesetzes-
konformes Verhalten legen, müssen in bestimmten (Notfall-) Situationen aus der 
wirtschaftlichen Notwendigkeit heraus, ein Risiko eingehen und können nicht 
alle bürokratischen Anforderungen rechtzeitig erfüllen. 

“We have to deal with it and take a calculated risk in thinking of the customer and 
keeping in mind that we try to do the bureaucratic requirements.” (Unt.) 

“It is not that we don’t want to meet the requirements. 
But sometimes we have to take that risk.” (Unt.) 
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Ein finanzielles Risiko kann sich darüber hinaus aus der Vielfalt der zu beach-
tenden Rechtsvorschriften und Verfahren ergeben. Dies gilt insbesondere für 
Unternehmen, die in viele EU-Länder Arbeitnehmer entsenden. Auch Unterneh-
men, die bestrebt sind, die bürokratischen Anforderungen bestmöglich zu erfül-
len, sind sich nicht immer sicher, alle relevanten Vorschriften und Verfahren 
auch tatsächlich zu kennen. 

“I know several procedures of course, but do we know them all? 
Procedures can change and how do we know that there are changes? 

So, you always have a risk.” (Unt.) 

Da Deutschland für viele niederländische Unternehmen ein sehr bedeutsamer 
Auslandsmarkt ist und die Strafen bei Verstößen gegen die Entsendevorschrif-
ten als relativ hoch eingeschätzt werden, gehen die Unternehmen oftmals ein 
kalkuliertes Risiko ein. Das heißt, sie erfüllen häufig – soweit zeitlich möglich – 
die Meldepflicht, gehen aber bei den „operativen“ nachgelagerten bürokrati-
schen Erfordernissen – wie z. B. Übersetzungen, Vorhalten von Unterlagen, Be-
rechnen von Vergleichsansprüchen, Änderungsmeldungen – pragmatisch und 
aufwandsreduzierend vor. 

“Das würde ich von Land zu Land unterschiedlich behandeln. Es gibt Länder, da 
hätte ich wenig Bauchschmerzen, wenn ich sagen würde: So, komm, wir machen das 

nicht, weil ich nicht glaube, dass da was passiert. Und es gibt Länder, wo ich sage: 
Lieber erst mal nicht. Lassen Sie uns erst mal die Hausaufgaben machen.” (Unt.) 

Im Vergleich zu den Belastungswirkungen der Entsendebürokratie auf Flexibili-
tät und finanzielles Risiko schätzen die befragten Expertinnen und Experten so-
wie Unternehmerinnen und Unternehmer die Auswirkungen auf die preisliche 
bzw. die nicht-preisliche Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen deutlich gerin-
ger ein. Erstere werde jedoch vergleichsweise mehr beeinträchtigt als letztere. 

Bei Unternehmen, die z. B. hochwertige und teure Maschinen und Anlagen her-
stellen, installieren und reparieren, fällt der bürokratische Aufwand nicht so sehr 
ins Gewicht. Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit wird somit nur relativ wenig 
oder gar nicht beeinträchtigt. Bei Spezialherstellern spielen darüber hinaus 
preisliche Aspekte oftmals nur eine nachgeordnete Rolle im Vergleich zu Quali-
tät, Kundennutzen oder Service. 

“When you compare the bureaucracy costs to the total amount of the project, 
then it’s not so high.” (Unt.) 
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“Quality and skills are more important.” (Exp.) 

Anders sieht die Situation jedoch bei Unternehmen aus, die eher standardisierte 
Güter und Dienstleistungen anbieten, wo also der Preis ein wichtiges Kaufkrite-
rium ist. Häufig werden dann die Bürokratiekosten nicht in den Preis der Dienst-
leistung oder des Produktes einkalkuliert, weil sie sonst die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit verringern können. Auch bei Unternehmen, die pro Jahr eine 
hohe Anzahl von Entsendungen vornehmen und wo sich die Bürokratiekosten 
entsprechend summieren, kann sich in der Aggregation ein negativer Effekt auf 
die preisliche Wettbewerbsfähigkeit einstellen – vor allem im Vergleich zu den 
inländischen Unternehmen im Zielland. Teilweise entlastend wirkt sich jedoch 
die aktuelle Inflation aus, in deren Folge viele andere Kostenpositionen und In-
putfaktoren relativ noch stärker – und für alle Wettbewerber gleichmäßig – im 
Preis gestiegen sind. 

“We have to be competitive. So, if we have a lot of this stuff burdening us, it will go off 
our profit. We cannot put everything to the customer because then we’ll lose him. 

That’s also why I plead for a simple system.” (Unt.) 

“Our pricing is more affected by increased prices for input goods and diesel.” (Unt.) 

Die Verringerung der nichtpreislichen Wettbewerbsfähigkeit aufgrund des büro-
kratiebedingt erschwerten Angebots von produktbezogenen Dienstleistungen 
spielt in der unternehmerischen Praxis aus Sicht der befragten Experten und 
Expertinnen sowie der Unternehmer und Unternehmerinnen keine wichtige 
Rolle. Wie oben bereits geschildert, gehen die Unternehmen mit den sich aus 
der Bürokratie ergebenden Flexibilitätseinschränkungen pragmatisch um, in-
dem sie in bestimmten Sondersituationen den Kundenanforderungen Priorität 
einräumen. Daher ergibt sich in der Praxis oftmals keine nennenswerte Ein-
schränkung der nichtpreislichen Wettbewerbsfähigkeit. 

7.5 Einflussfaktoren auf die wahrgenommene Bürokratiebelastung 

Die von den Entsendevorschriften und -verfahren ausgehende Bürokratiebelas-
tung wird von den Unternehmen in unterschiedlichem Maße wahrgenommen 
und führt auch zu unterschiedlichen Reaktionen. Im Laufe der Gespräche mit 
wirtschaftsnahen Expertinnen und Experten sowie Unternehmen konnten wir 
diesbezüglich verschiedene zentrale Einflussfaktoren identifizieren. 

Da die niederländischen Unternehmen in ihrem Umgang mit der Entsendebüro-
kratie ähnlichen Handlungslogiken und wirtschaftlichen Sachzwängen unter-
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worfen sind wie die deutschen Unternehmen, ähneln sich auch die Einflussfak-
toren sehr stark. Im Folgenden werden die wesentlichen Determinanten mit ver-
anschaulichenden Zitaten kurz beschrieben. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
die Einflussfaktoren sich häufig gegenseitig bedingen und daher nicht immer 
trennscharf voneinander abgegrenzt werden können. 

• Einflussfaktor: Unternehmensgröße 

Mit der Unternehmensgröße ist das Ausmaß der verfügbaren zeitlichen, finan-
ziellen und Personal-Ressourcen eng verknüpft. Größere Unternehmen verfü-
gen im Allgemeinen über eine größere Ressourcenausstattung und sind so eher 
in der Lage, die bürokratischen Erfordernisse zu erfüllen und die bürokratischen 
Belastungen zu tragen. 
“Especially small companies find this really hard. I would say 40 employees or more, 
then it becomes easier because then you have employees dedicated to this.“ (Exp.) 

• Einflussfaktor: Häufigkeit der Aufträge 

Unternehmen, die häufig grenzüberschreitende Dienstleistungen erbringen und 
zudem noch eine größere Anzahl von – mitunter auch wechselnden – Beschäf-
tigten entsenden, sind mit höheren Belastungen konfrontiert als Unternehmen, 
die wenig Entsendungen vornehmen.  

“If you have 450 events abroad per year, times 2 to 20 posted people each. 
It’s serious business.” (Unt.) 

• Einflussfaktor: Anzahl der Zielländer 

Da die Entsendevorschriften und die entsprechenden Meldeverfahren in den 
einzelnen EU-Mitgliedstaaten nicht harmonisiert sind, steigt die Bürokratiebe-
lastung für die Entsendeunternehmen mit der Anzahl der Länder, in die sie Ent-
sendungen vornehmen. 

“We have eight or nine countries (where we post employees to) 
and eight or nine different rules. This is lot of work.” (Unt.) 

• Einflussfaktor: Erfahrung 

Mit der Häufigkeit der vorgenommenen Entsendungen stellen sich andererseits 
auch Lerneffekte ein. Mit zunehmender Erfahrung fällt es den Unternehmen 
leichter, die bürokratischen Erfordernisse zu erfüllen, wenngleich Änderungen 
in den Rechtsvorschriften und Verfahren immer wieder eine Aktualisierung des 
Wissens erfordern. Dennoch sind die größten Bürokratiebelastungen im Allge-
meinen mit der erstmaligen Auseinandersetzung mit dem Thema verbunden. 
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“Größeren Unternehmen, die häufiger Entsendungen abwickeln, mehr Expertise und 
eine spezielle Personalabteilung haben, fällt es leichter.“ (Unt.) 

• Einflussfaktor: Umsatzanteil des Auslandsmarktes 

Ist ein Auslandsmarkt, wie z. B. der deutsche, sehr wichtig für Entsendeunter-
nehmen und erwirtschaften sie dort einen nennenswerten Teil ihres Gesamtum-
satzes, so übt dies einen Druck auf die Unternehmen aus, sich mit der Entsen-
debürokratie zu arrangieren. Ein Verzicht oder eine weitgehende Einstellung der 
grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringung sind für diese Unternehmen 
dann keine relevanten Handlungsoptionen. 
“The German market is very important for us. We have to deal with it. Otherwise, we 

have to do some other business, selling cookies in Holland or something.” (Unt.) 

• Einflussfaktor: Auftragssituation auf dem Inlandsmarkt 

Unternehmen, die eine hohe Bürokratiebelastung wahrnehmen und für die der 
deutsche Markt wirtschaftlich nicht so bedeutsam ist, verzichten um so eher auf 
Entsendungen und grenzüberschreitende Dienstleistungen, je besser die Auf-
tragssituation auf dem Inlandsmarkt ist. Verschlechtert sich die inländische Kon-
junktur, so können Entsendungen wieder attraktiver werden. 

“They have got lots of domestic orders. That’s why they focus on the Netherlands. 
They know how it works, what they have to do, what the laws are.” (Exp.) 

• Einflussfaktor: Wirtschaftsbranche / Preis einzelner Aufträge 

Die Bürokratiebelastung und die Reaktion der Unternehmen hierauf wird dar-
über hinaus in hohem Maße von der Wirtschaftsbranche und der Art der ange-
botenen Produkte und Dienstleistungen beeinflusst. Verkaufen Unternehmen 
hochpreisige Maschinen und Anlagen und bieten sie in diesem Zusammenhang 
grenzüberschreitende Dienstleistungen an, so haben die Bürokratiekosten nur 
einen relativ geringen Anteil am Gesamtpreis. Sie sind dann nicht kaufentschei-
dend und können häufig auch leichter auf den Käufer überwälzt werden. Dem-
gegenüber spielen die Bürokratiebelastungen für Unternehmen eine deutlich 
gewichtigere Rolle, die eher niedrigpreisige, standardisierte Leistungen anbie-
ten und einem höheren Preiswettbewerb unterliegen. In diesen Fällen haben die 
Bürokratiekosten einen viel höheren Anteil am Gesamtpreis und können daher 
grenzüberschreitende Dienstleistungserbringung schneller unrentabel machen. 

“The bureaucracy costs are not so high in relation to the price of our machines. 
Otherwise, it would be a real burden.” (Unt.) 
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Jedoch gibt es auch bei Herstellern von hochpreisigen Maschinen und Anlagen 
eine (zumutbare) Belastungsgrenze; besonders wenn der bürokratische Auf-
wand in dem betreffenden Land als sehr hoch, vielschichtig und intransparent 
eingeschätzt wird. Wird diese Belastungsgrenze überschritten, so spielen die 
Unternehmen verschiedene Optionen durch – bilaterale Verhandlungen mit den 
zuständigen Behörden, alternative Formen der Dienstleistungserbringung (z. B. 
im Wege der Kooperation mit Unternehmen im Zielland) bis zur Einstellung oder 
Reduzierung der Entsendungen. 

“We are now aiming for projects in 2023 in Switzerland, and we are thinking about 
having a discussion with the authorities in front, because if we do it in a normal way, 

it is not bearable.” (Unt.) 

• Einflussfaktor: Entscheidungsautonomie 

Eine wesentliche Einflussgröße für die Wahrnehmung und den Umgang mit der 
Entsendebürokratie ist auch das Ausmaß der Bewertungs- und Handlungsauto-
nomie, die sich Unternehmen selbst zugestehen. Unternehmen befürworten oft-
mals die Grundintention der Entsenderichtlinie, sie sehen aber einzelne „opera-
tive“ Umsetzungsvorschriften und Verfahren als übermäßig belastend an; be-
sonders wenn die Unternehmen in mehrere Länder Arbeitsnehmer/innen ent-
senden. Nicht zuletzt auch unter dem Druck, wichtige Auslandsmärkte weiterhin 
bedienen zu können und zur Reduzierung des bürokratischen Aufwands auf ein 
angemessenes Niveau, gesteht sich ein Teil dieser Unternehmen eine Entschei-
dungsautonomie zu, wie sie pragmatisch mit den bürokratischen Anforderungen 
umgehen können. Andere Unternehmen, die großen Wert auf dauerhaft rechts-
konformes Agieren legen, die wenig Erfahrung mit den Details der Vorschriften 
haben und für die Auslandsmärkte ggf. keinen so hohen Stellenwert haben, wer-
den sich die Entscheidungsautonomie nicht einräumen und im Zweifel auf die 
grenzüberschreitende Dienstleistungserbringung verzichten. 

“You cannot do everything that is demanded from you on paper. 
It’s not proportional. You have to be pragmatic.” (Unt.) 

• Einflussfaktor: Unterstützende Organisationen 

Die wahrgenommene Bürokratiebelastung kann wesentlich reduziert werden, 
wenn die Unternehmen Unterstützungs- und Beratungsleistungen von Wirt-
schaftsverbänden, Unternehmensberater/innen etc. in Anspruch nehmen. 

“If you're a member of our association, 
then we've got all the information for you.” (Exp.) 
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7.6 Folgewirkungen der Bürokratiebelastung 

7.6.1 Reaktionsweisen der niederländischen Unternehmen 

Die Reaktion der niederländischen Unternehmen auf die mit der Entsendung 
verbundenen bürokratischen Belastungen wird in hohem Maße von der konkre-
ten Ausprägung der unternehmensspezifischen Einflussfaktoren der Bürokratie-
wahrnehmung determiniert (vgl. Kapitel 7.5). Hierbei sind grundsätzlich zwei 
Gruppen von Unternehmen zu unterscheiden, die grundsätzlich guten Willens 
sind und rechtskonform agieren wollen. 

Zunächst gibt es eine größere Gruppe von Unternehmen, die relativ häufig gut 
dotierte Aufträge in Deutschland bearbeiten und für die der deutsche Auslands-
markt folglich eine große Bedeutung sowie einen relativ hohen Umsatzanteil 
hat. Diese Unternehmen betrachten die Bürokratie zwar als lästig, versuchen 
den Aufwand mitunter durch „autonomen Bürokratieabbau“ auf ein angemesse-
nes Niveau zu reduzieren, sie lassen jedoch nicht zu, dass ihnen die Bürokratie 
einträgliche Geschäftschancen in Deutschland vereitelt. Die Reduzierung der 
grenzüberschreitenden Dienstleistungserbringung oder deren vollkommene 
bzw. weitgehende Einstellung sind für diese Unternehmen keine Handlungsop-
tionen. 

“The projects in Germany are very important for us. 
So, we do we don't stop or reduce them. (Unt.) 

“Wir nehmen es so hin. Die Bürokratie ist für uns kein Kriterium, zu sagen: 
‘Wir stellen das jetzt komplett ein.‘” (Unt.) 

Demgegenüber existiert eine andere Gruppe von Unternehmen, die ihre Ent-
sendeaktivitäten tatsächlich wesentlich verringern, komplett einstellen oder gar 
nicht erst aufnehmen. Diese Unternehmen sind oftmals dadurch gekennzeich-
net, dass sie eher kleiner sind und relativ selten Aufträge in Deutschland bear-
beiten. Der Umsatzanteil (potenzieller) Aufträge in Deutschland am gesamten 
Unternehmensumsatz ist vergleichsweise gering. Da auch die Höhe der einzel-
nen Aufträge oftmals eher niedrig ist – und diese z. B. bei Handwerksleistungen 
von kurzer Dauer sind –, fallen die mit der Entsendung verbundenen Bürokra-
tiekosten besonders stark ins Gewicht und machen die Auftragsbearbeitung un-
rentabel. 

“If it's just one small assignment you're doing and then you have to do 
all the paperwork, then you rather choose not to.” (Exp.) 
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Diese Unternehmen nennen häufig nicht nur die bürokratischen Belastungen, 
die aus dem Entsenderecht resultieren, als wichtigen Grund für den Verzicht auf 
die grenzüberschreitende Dienstleistungserbringung, sondern auch solche, die 
aus anderen Rechtsgebieten resultieren, wie z. B. dem Steuer-, Umwelt- und 
Arbeitszeitrecht. Die gesamte rechtliche Komplexität, schwere Verständlichkeit 
und Intransparenz halten viele Unternehmen von Entsendungen ab. Wenn dann 
noch, wie aktuell, die Auftragslage im niederländischen Inlandsmarkt sehr gut 
ist, beschränken diese Unternehmen ihre Geschäftsaktivitäten lieber auf be-
kanntes (rechtliches bzw. regulatorisches) Terrain, wo sie Aufwand und Risiken 
besser einschätzen können. 

“Posting is complex, but all the other laws are also complex. And that's why compa-
nies say: we don't want to get involved in this complex situation. So, they focus on 

the Netherlands where there's a lot of work to do.” (Exp.) 

Ähnlich wie die deutschen reagieren auch die niederländischen Unternehmen, 
die weiterhin Entsendungen vornehmen, auf die Bürokratiebelastung häufig mit 
verschiedenen Formen des teilweisen Nicht-Befolgens, Ausweichens oder Um-
gehens der Vorschriften. Ein zentraler Grund für diesen "autonomen Bürokra-
tieabbau" wird in der fehlenden Verhältnismäßigkeit vieler Regeln gesehen; be-
sonders bei Entsendungen von geringer zeitlicher Dauer. 

“It's not proportionate. That's the complete essence from all these questions.” (Unt.) 

“If we post workers abroad for half a year, then I understand we have to do some-
thing. But for two, three days or one week, that's a waste of time and money.” (Unt.) 

Dabei befürworten die Unternehmen die Grundintention der Entsendevorschrif-
ten und profitieren mitunter auch davon, indem sie z. B. vor betrügerischen „low-
cost“-Anbietern geschützt werden. Die legitimen Ziele der Richtlinie sollen aber 
mit angemessenem Aufwand erreicht werden. 

“I always emphasize that it's not the legislation itself that 
we have a problem with. But it should be proportionate. (Exp.) 

“The main issue is: Keep it simple.” (Unt.) 

“They are protecting their own workers. We understand that, but we are not under-
paying our people, so there's no reason to overregulate us.” (Unt.) 
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Unter den aktuellen Entsendevorschriften sehen selbst Unternehmen mit gutem 
Willen oftmals keine andere Möglichkeit, als pragmatisch vorzugehen und ei-
genständig abzuwägen, inwieweit sie die Entsendevorschriften mit noch vertret-
barem Aufwand erfüllen (können). 

“We have nothing to hide, and we try to do it as good as possible. We know that we 
have done our best to do it correct and that's the important issue, I think.” (Unt.) 

Im Hinblick auf Deutschland scheint sich das pragmatische Nicht-Befolgen von 
Entsendevorschriften nach Aussage von wirtschaftsnahen Expertinnen und Ex-
perten sowie Unternehmerinnen und Unternehmer – besonders bei größeren 
Projekten – eher auf "nachgeordnete" Bereiche wie z. B. das nicht vollständige 
Übersetzen aller Unterlagen, das (weitgehende) Unterlassen von Vergleichs-
rechnungen der Lohn- und Arbeitsbedingungen oder das Unterlassen von Än-
derungsmeldungen (z. B. bei veränderter Dauer der Arbeitseinsätze) zu bezie-
hen. Das vollständige Unterlassen von Entsendemeldungen in Deutschland 
scheint demgegenüber seltener eine Handlungsoption für die niederländischen 
Entsendeunternehmen zu sein. Hierfür ist der deutsche Markt häufig zu bedeut-
sam, als dass die Unternehmen hier ein höheres Risiko von Strafen eingehen 
wollen. Falls Kontrollen der deutschen Behörden durchgeführt werden, werden 
diese zudem oftmals als streng angesehen. 

“For Germany, a lot of our members do the notification, because they are working 
there a lot of times and the fines and the chances of being inspected are high.” (Exp.) 

Das weitergehende Nicht-Befolgen von Entsendevorschriften, wie z. B. das voll-
ständige Unterlassen von Entsendemeldungen, scheint – wenn es denn vor-
kommt – eher in anderen Ländern praktiziert zu werden, die wirtschaftlich nicht 
so bedeutsam für die Unternehmen sind und die durch eher geringe Kontrollak-
tivitäten und Strafen gekennzeichnet sind. Dieses partielle Nicht-Befolgen in ei-
nigen Ländern ist in der Regel nicht Ausdruck einer betrügerischen Grundhal-
tung, sondern eher Mittel zum Zweck, um den gesamten, mehrere Länder um-
fassenden und als unverhältnismäßig eingeschätzten bürokratischen Aufwand 
auf ein erträgliches Maß zu reduzieren. 

Ein anderer Teil der Unternehmen nimmt in Deutschland (und in anderen Län-
dern) aus Unwissenheit über die rechtlichen Erfordernisse keine Entsendemel-
dung vor. Aufgrund der kontinuierlichen Informationsaktivitäten scheint diese 
Gruppe von Unternehmen jedoch zunehmend kleiner zu werden. 
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“Especially new companies, sometimes don't do the notification. 
But it's more due to a lack of knowledge.” (Exp.) 

Darüber hinaus üben auch aktuelle technologische und unternehmensorganisa-
torische Trends einen Einfluss auf das Entsendegeschehen niederländischer 
Unternehmen aus. Nicht immer ist die Reduzierung des mit Entsendungen ver-
bundenen bürokratischen Aufwands das wichtigste Motiv für diese Veränderun-
gen. Dennoch lohnt es sich, diese Trends im Hinblick auf zukünftige Verände-
rungen des Entsendegeschehens und der Entsendevorschriften zu beachten. 

Im Zuge der Digitalisierung kann ein Teil der Entsendungen zunehmend durch 
digitale Lösungen ersetzt werden. So können Wartungs- und Reparaturarbeiten 
immer häufiger mittels digitaler Fernsteuerung erfolgen. Geschäftliche Bespre-
chungen und gemeinsame Projektarbeiten werden über Videokonferenzen ab-
gehalten. In beiden Fällen werden Unternehmen nicht nur von bürokratischem 
Aufwand entlastet, sondern sparen auch Reisekosten und Wegezeiten. 

“In den Bereichen, wo digitale Lösungen möglich sind, 
werden Entsendungen zurückgehen.“ (Unt.) 

Des Weiteren gibt es Hinweise, dass sich auch die Art der (unternehmensinter-
nen) Entsendung verändern wird. In der Vergangenheit wurden Beschäftigte 
häufig durchgehend für eine lange Dauer (z. B. zwei Jahre) in ein ausländisches 
Tochterunternehmen entsandt. Aktuellen Trends zufolge werden sich zuneh-
mend hybride Lösungen etablieren, d. h. alternierende, kürzere Zeiten im 
Stammhaus und im Ausland. Die Entsendevorschriften sollten entsprechend an-
gepasst werden, z. B. durch die Möglichkeit solche Entsendungsformen nur ein-
mal anzuzeigen und nicht jede Einsatzzeit gesondert. 

Besonders im oberen Management von multinationalen Unternehmen werden 
Mitarbeiter/innen zunehmend nicht (unternehmensintern) in ausländische Toch-
terunternehmen entsandt, sondern auf Basis von sogenannten Split-Verträgen 
angestellt. Das heißt, sie haben bei mehreren Gesellschaften eine Verantwor-
tung und auch einen Vertrag, so dass die Notwendigkeit einer Entsendung ent-
fällt. Einerseits können die Unternehmen so die Entsendebürokratie vermeiden, 
andererseits müssen sie die verschiedenen arbeits- und sozialversicherungs-
rechtlichen Vorschriften in den betreffenden Ländern beachten. Im Endeffekt 
kann so häufig keine unmittelbare Bürokratieentlastung erreicht werden, son-
dern nur eine Verlagerung in andere Rechtsgebiete.  
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7.6.2 Folgewirkungen bei (potenziellen) Kunden und Auftraggebern 

Die geführten Fachgespräche haben gezeigt, dass ein Teil der Unternehmen 
durch die Entsendebürokratie nicht wesentlich in der Auftragsbearbeitung in 
Deutschland beeinträchtigt wird. Ein andere Gruppe von Unternehmen nimmt 
dagegen keine Aufträge von deutschen Kundinnen und Kunden (mehr) an. Bei 
den letztgenannten Unternehmen könnten sich theoretisch negative Folgewir-
kungen für deutsche Auftraggeber ergeben, soweit sie keinen adäquaten Ersatz 
für die ausgefallenen Leistungen finden. 

Um die Folgewirkungen bei (potenziellen) Kunden und Auftraggebern in 
Deutschland konkreter einschätzen zu können, bedarf es spezieller empirischer 
Untersuchungen, wie sie z. B. in der deutsch-französischen Grenzregion durch-
geführt werden. 

Die im Rahmen dieser Studie befragten niederländischen Expertinnen und Ex-
perten sowie Unternehmerinnen und Unternehmern konnten jedoch keine kon-
kreten Anhaltspunkte für großflächige negative Folgewirkungen bei (potenziel-
len) Kunden und Auftraggebern in Deutschland benennen, so dass eher von 
überschaubaren negativen Auswirkungen auszugehen ist. 

7.6.3 Folgewirkungen für die Grenzregion und den Binnenmarkt 

Die Überlegungen zu den Folgewirkungen bei (potenziellen) Kunden und Auf-
traggebern gelten in ähnlicher Weise auch für die Grenzregion. Die Mehrzahl 
der befragten Expertinnen und Experten sowie Unternehmerinnen und Unter-
nehmern kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine gravierenden negativen 
Auswirkungen auf das Wirtschaftsgeschehen in der niederländisch-deutschen 
Grenzregion feststellen. 

Ein großer Teil der niederländischen und der deutschen Unternehmen scheint 
sich mit der Entsendebürokratie so weit arrangiert zu haben, dass ihre Ge-
schäftstätigkeit nicht wesentlich beeinträchtigt wird. Potenzielle negative Wir-
kungen, die aus dem Rückzug vor allem kleinerer Unternehmen aus dem grenz-
überschreitenden Dienstleistungshandel resultieren könnten, scheinen bislang 
– auch mangels entsprechender empirischer Erhebungen – (noch) unterhalb 
der Wahrnehmungsschwelle zu liegen. 

“I don't think there are noticeable effects right now on the border region.” (Exp.) 

“Ich sehe keinen Einfluss auf die Grenzregion als solche.“ (Unt.) 
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“Everybody manages because we have to do so. 
But yes, it could be much easier.” (Unt.) 

Innerhalb der niederländischen Unternehmerschaft scheint die Entsendebüro-
kratie gegenwärtig kein Thema zu sein, das flächendeckend größeren Unmut 
hervorruft. Dennoch gibt es immer wieder einzelne, besonders betroffene Un-
ternehmen, die sich hilfesuchend an verschiedene Regierungsinstitutionen wen-
den (besonders an das Sozial- und Arbeitsministerium), um so auf die Notwen-
digkeit von Erleichterungen – vor allem auf dem Gebiet der Harmonisierung von 
Verfahren und Vorschriften – hinzuweisen. 

“We had an exchange with our government about this topic. That it would be easier, if 
we didn't have to do all this kind of stuff, but we never heard of them again.” (Unt.) 

7.7 Vergleich der Einschätzungen aus den Niederlanden und Deutsch-
land 

Ein Großteil der Unternehmen in beiden Ländern sind verantwortungsbewusst 
und wollen gesetzeskonform agieren. Sie befürworten grundsätzlich die Inten-
tion der Entsenderichtlinie, kritisieren aber den damit verbundenen bürokrati-
schen Aufwand. Unternehmen müssen für die Erfüllung der administrativen Er-
fordernisse oftmals viele Ressourcen einsetzen, die dann der eigentlichen un-
ternehmerischen Tätigkeit nicht mehr zur Verfügung stehen. Gerade kleine Un-
ternehmen sehen sich durch die bürokratischen Vorgaben in ihrer Flexibilität – 
ein besonderes Kennzeichen von KMU – und in ihrer Wirtschaftlichkeit einge-
schränkt. Mit der im Zeitablauf zunehmenden Bürokratielast steigt aus ihrer 
Sicht auch die Unverhältnismäßigkeit der rechtlichen Vorgaben – mit der mögli-
chen Folge, dass ein Teil der (kleineren) Unternehmen die grenzüberschreiten-
den Tätigkeiten reduziert oder ganz aufgibt. 

Sowohl die niederländischen als auch die deutschen Gesprächspartnerinnen 
und -partner schätzen die Belastungsintensität in Bezug auf das jeweilige Nach-
barland als vergleichsweise gering ein. Beide Gruppen beurteilen die entsende-
relevanten Anforderungen in anderen EU-Ländern als deutlich belastender. 
Ebenso gibt es auf beiden Seiten der deutsch-niederländischen Grenzregion 
aktuell kaum Anzeichen für eine Beeinträchtigung des Wirtschaftsklimas oder 
des Binnenmarktes. 

Für niederländische und deutsche Unternehmen gilt gleichermaßen: Werden 
die bürokratischen Anforderungen als unverhältnismäßig bewertet, geht ein Teil 
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der Unternehmen bei der Umsetzung der Regelungen pragmatisch vor. In wel-
chem Ausmaß, das geschieht, ist vom Zusammenspiel verschiedener Einfluss-
faktoren abhängig wie z. B. Bedeutung des betreffenden Auslandsmarktes, An-
zahl der bearbeiteten Auslandsmärkte und Ausmaß der in Anspruch genomme-
nen unternehmerischen Entscheidungsautonomie. 

Auch wenn davon auszugehen ist, dass sich die meisten Unternehmen geset-
zeskonform verhalten und die Richtlinien umsetzen (wollen), gibt es in beiden 
Ländern auch eine kleine Gruppe von Unternehmen, die die Entsendevorschrif-
ten bewusst missachten und in betrügerischer Absicht wesentliche Schutz-
rechte der Entsenderichtlinie verletzen. Zur Eindämmung der Aktivitäten mit er-
höhtem Schadens- oder Betrugspotenzial bei gleichzeitiger Entlastung von Un-
ternehmen mit geringem Risikopotenzial plädieren die Interviewpartnerinnen 
und -partner für die Umsetzung eines risikobasierten Ansatzes, d. h. für die ziel-
gruppenspezifische und risikojustierte Ausgestaltung der Entsenderegelungen. 

Sämtliche Befragten aus beiden Ländern beklagen die fehlende Harmonisie-
rung der Entsendeanforderungen. Die unterschiedlichen Bestimmungen in den 
verschiedenen EU-Mitgliedsländern verursachen einen sehr großen Aufwand. 
Insofern hat die Harmonisierung der Entsendevorschriften für die Befragten in 
beiden Ländern die höchste Priorität. Hingewiesen wird häufig auch auf den 
großen Vereinfachungsbedarf bei kurzen und kurzfristigen Entsendungen sowie 
zur Reduzierung der Häufigkeit der Meldungen. 

Unterschiede im niederländisch-deutschen Vergleich zeigen sich zum einen da-
rin, dass die niederländischen Unternehmen tendenziell häufiger private Unter-
nehmensberater konsultieren, während deutsche Unternehmen eher die um-
fangreichen Informations- und Beratungsleistungen der Handwerkskammern 
sowie der Industrie- und Handelskammern in Anspruch nehmen. Im Hinblick auf 
den Datenschutz weisen die niederländischen Gesprächspartner häufiger auf 
die Wahrung des Datenschutzes bei zentralen (EU-weiten) digitalen Lösungen 
hin, während für die deutschen Befragten Datenschutz eher bei der Vorhaltung 
der Unterlagen und Dokumente während der Dienstleistungserbringung eine 
Rolle spielt. 

Ein weiterer Unterschied im niederländisch-deutschen Vergleich besteht 
schließlich darin, dass die niederländischen Interviewpartner und -partnerinnen 
häufiger das aus ihrer Sicht mangelnde Vertrauen der Politikträger in die Unter-
nehmen als wesentlichen Grund für die hohe Regelungsdichte ansprachen.  
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8 Handlungsempfehlungen  

Mit der Reform der Entsenderichtlinie im Jahr 2018 wurden die bürokratischen 
Anforderungen für die Entsendung von Arbeitnehmern in andere EU-Staaten 
zur Erbringung von Dienstleistungen weiter verschärft. Obschon die regionalen 
Akteure in grenzüberschreitenden Arbeitsgruppen häufig innovative Lösungs-
vorschläge erarbeiten, um die Bürokratiebelastung merklich zu verringern, fehlt 
es weiterhin an grundlegenden – möglichst EU-weiten – Verbesserungen und 
einer angemessenen Harmonisierung der Entsendeanforderungen. Sowohl in 
den Gesprächen mit den Expertinnen und Experten, vor allem aber mit den Un-
ternehmerinnen und Unternehmern wurde das Unverständnis über den hohen 
Bürokratieaufwand für die Arbeitnehmerentsendung in einem einheitlichen EU-
Binnenmarkt deutlich. Ausgehend von der Kritik und den Verbesserungsvor-
schlägen der von uns befragten Gesprächspartner haben wir Handlungsemp-
fehlungen in vier Bereichen erarbeitet: 

I. Empfehlungen zur grundsätzlichen Ausrichtung der nationalen und EU-
Wirtschaftspolitik im Kontext der Reform der Arbeitnehmerentsendung 

II. Empfehlungen zur Rekonfiguration und Verschlankung der Informations- 
und Verfahrens-Infrastruktur 

III. Empfehlungen zur weitergehenden Vereinheitlichung und Harmonisie-
rung der rechtlichen Grundlagen und der administrativen Verfahren 

IV. Empfehlungen zur Reduzierung des Erfüllungsaufwands 

I. Empfehlungen zur grundsätzlichen Ausrichtung der nationalen und 
EU-Wirtschaftspolitik im Kontext der Reform der Arbeitnehmerent-
sendung 

Nationale und EU-Politikträger sollten stärker als bisher ernsten politischen Wil-
len demonstrieren und gezielte Anstrengungen unternehmen, um geeignete 
Maßnahmen zur effektiven Vereinfachung des Systems umzusetzen. Dies 
würde auch dazu beitragen, das Vertrauen der Unternehmen sowie der Bürge-
rinnen und Bürger in die Regelsetzungskompetenz der EU zu erhöhen und 
knappe unternehmerische Ressourcen freizusetzen. Bei aller Kritik der Unter-
nehmerinnen und Unternehmer sowie der Experten und Expertinnen geht es 
ihnen nicht darum, die Entsenderichtlinie abzuschaffen. Ihnen ist bewusst, dass 
der Schutz der entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gewahrt blei-
ben muss. Gleichzeitig wünschen sie sich für die Erbringung von grenzüber-
schreitenden Dienstleistungen einen möglichst unbürokratischen Zugang zum 
Europäischen Binnenmarkt. 
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Die Maßnahmengestaltung in diesem wirtschafts- und sozialpolitischen Span-
nungsfeld erfordert eine schwierige Gratwanderung: Es muss ein neues (risiko-
justiertes) Gleichgewicht zwischen Vertrauen und Kontrolle gefunden werden, 
zwischen der Bekämpfung von Sozialdumping und dem Freiraum für einen 
freien Dienstleistungsverkehr in der EU. Da mit neuen Regelungen immer auch 
eine gewisse Unsicherheit verbunden ist, wie sich diese in der Praxis tatsächlich 
auswirken, sollten neue Regelungen und Politikansätze regelmäßig einer Eva-
luierung und ggf. einer Nachjustierung unterzogen werden. Hierfür wäre zudem 
auch eine geeignete statistische Datengrundlage zu schaffen, wie sie etwa be-
reits in Frankreich vorhanden ist. 

In den Grenzregionen existieren auf regionaler Ebene bereits zahlreiche Initia-
tiven, die innovative Ideen für den (EU-weiten) Bürokratieabbau zur Erleichte-
rung der Arbeitnehmerentsendung entwickeln. Allerdings scheitern sie mangels 
eigener Zuständigkeit an der Umsetzung dieser Ideen. Alle von uns befragten 
Expertinnen und Experten sind sich darüber einig, dass eine grundlegende EU-
weite Verbesserung und Harmonisierung nur durch das gemeinsame Handeln 
der nationalen und EU-Politikträger erreicht werden kann. Hierzu sollten die zu-
ständigen Ministerien auf nationaler Ebene noch enger mit den regionalen Akt-
euren und Arbeitsgruppen kooperieren, ihren Erfahrungsschatz und ihr kreati-
ves Ideenpotenzial aufnehmen und dieses im Wege eines „Bottom-up-Ansat-
zes“ in die Politikgestaltung auf EU-Ebene einbringen. Ein geeigneter Anknüp-
fungspunkt hierfür ist die „Single Market Enforcement Task Force“ (SMET), die 
im Jahr 2020 mit dem Ziel eines koordinierten und schnellen Abbaus von Bin-
nenmarkthindernissen eingerichtet wurde und die sich u. a. explizit mit dem Ab-
bau bürokratischer Hürden im Bereich der Arbeitnehmerentsendung befasst 
(vgl. Europäische Kommission 2023). 

II. Empfehlungen zur Rekonfiguration und Verschlankung der Informa-
tions- und Verfahrens-Infrastruktur 

Momentan herrscht bei den Unternehmen große Unsicherheit darüber, wo 
sämtliche für die Entsendung relevanten Informationen erhältlich sind: Welche 
Anforderungen müssen die Unternehmen beachten und welche Optionen oder 
Ausnahmen gibt es? Wo können die relevanten Verfahren durchlaufen werden? 
Die damit verbundenen Suchkosten belasten die Unternehmen. Zur Reduzie-
rung dieser Transaktionskosten und zur Erhöhung der Nutzerfreundlichkeit ist 
es sinnvoll, alle relevanten Informationen an einem Ort in verständlicher Spra-
che leicht auffindbar, einheitlich aufbereitet und aktuell zur Verfügung zu stellen. 
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Der Rahmen hierfür existiert bereits, denn der Europäische Rat und das Euro-
päische Parlament haben 2018 beschlossen, mit der Verordnung zum Single 
Digital Gateway (SDG) ein einheitliches Zugangstor zur Verwaltung der EU zu 
schaffen (vgl. BMI 2023). Es sollte eine Trichterfunktion erfüllen, welche die Un-
ternehmen je nach Fragestellung zu den relevanten Informationen weiterleitet 
(z. B. zur Informationsplattform Your Europe). Hier sollten die allgemein gelten-
den Vorschriften und die daraus resultierenden Anforderungen mehrsprachig 
und aktuell abgebildet werden. 

Darüber hinaus sollte das Single Digital Gateway die Unternehmen ebenfalls zu 
den relevanten Meldeportalen führen: d. h. aktuell zu den jeweiligen nationalen 
Meldeportalen oder alternativ zu einem noch zu entwickelnden EU-weit einheit-
lichen Meldeportal, das langfristig auch die nationalen Meldeportale ersetzen 
kann.17 Bei der Meldeportal-Konzeption sollte im Idealfall die technische An-
kopplung an die digitalen IT-Systeme der Entsendeunternehmen bereits mitge-
dacht werden. Medienbrüche und Mehrfacheingaben seitens der Entsendeun-
ternehmen können vermieden werden, wenn die Lohn- und Buchhaltungssys-
teme der Unternehmen mit dem jeweiligen Meldeportal gekoppelt werden kön-
nen. Dies hat hohe praktische Relevanz und kann großes Entlastungspotenzial 
entfalten. Das Benutzerkonto auf dem Meldeportal sollte Funktionen beinhalten, 
mit denen Unterlagen, wie z. B. Arbeitsverträge, Gehalts- oder Sozialversiche-
rungsnachweise einfach hochgeladen werden können. Sie wären dann bei Kon-
trollen zentral einsehbar. Hilfreich wäre auch die Schaffung eines Tools (z. B. 
einer App), mit dem Entsendeunternehmen kurzfristige Änderungen an beste-
henden Entsendemeldungen vornehmen können (z. B. veränderte Entsende-
dauer oder Änderungen der zu entsendenden Personen). 

Zur Erhöhung der Akzeptanz von zentralen digitalen Lösungen sollte den Un-
ternehmen vermittelt werden, in welchem Umfang die Kontrollbehörden anderer 
Länder auf personen- und unternehmensbezogene Daten zugreifen können und 
für welche Kontrollbehörden dies konkret gilt. Dies sollte auch auf den entsen-
derechtlichen nationalen Informationsseiten transparent dargestellt werden. 

 

17 Für Transportdienstleistungen zwischen EU-Mitgliedstaaten existiert bereits seit Anfang 
Februar 2022 ein EU-weit einheitliches Meldeportal („IMI“). Die bisherigen nationalen Mel-
deverfahren und -portale sind nicht mehr zulässig (vgl. Europäische Kommission 2023a). 
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III. Harmonisierung der administrativen Anforderungen der Entsende-
richtlinie in den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten 

Angesichts der beträchtlichen Unterschiede zwischen den EU-Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der Rechtsgrundlagen, Dokumentenanforderungen, Formulare und 
nationalen Meldeportale herrscht eine große Intransparenz und hohe Bürokra-
tiebelastung für Unternehmen. Eine entsprechende Angleichung der Entsende-
anforderungen und -verfahren wurde fast durchgängig von allen Befragten als 
vordringliches Politikziel genannt. 

Eine vollständige Harmonisierung muss aktuell als nicht realistisch betrachtet 
werden. Vorstellbar ist jedoch eine Stufenregelung. So könnten z. B. drei bis 
fünf Stufen definiert werden: Innerhalb einer jeden Stufe werden Länder mit je-
weils vergleichbaren bürokratischen Anforderungen zusammengefasst. Damit 
reduziert man die Anzahl der unterschiedlichen Anforderungen auf einen über-
schaubaren Umfang. Ein weiterer Vorschlag betrifft die Vereinheitlichung der 
Meldeformulare und der dort abgefragten Informationen. Dies würde die Bear-
beitung erleichtern und eine fehlerfreie, vollständige Dateneingabe begünstigen. 
Eine Bürokratieentlastung könnte auch von der Klärung und Vereinheitlichung 
wichtiger Begriffe wie z. B. der Branchenabgrenzung im Handwerk oder der Ab-
grenzung des Handwerks gegenüber der Bauindustrie ausgehen. 

Darüber hinaus ist in einigen EU-Mitgliedstaaten die Übersetzung zahlreicher 
Dokumente in die Landessprache erforderlich. Angesichts der mittlerweile recht 
gut funktionierenden Online-Übersetzungstools, die den Kontrollbehörden zur 
Verfügung gestellt werden können, könnte auf eine Übersetzung verzichtet wer-
den, was den Zeit- und Kostenaufwand für die betroffenen Unternehmen deut-
lich reduzieren würde. Dies würde zugleich in einem Teilgebiet der Arbeitneh-
merentsendung exemplarisch die Bringschuld der Unternehmen in eine Hol-
schuld der staatlichen Behörden umwandeln. Alternativ könnte eine Erleichte-
rung auch dadurch erreicht werden, dass eine Übersetzung in Englisch von al-
len EU-Mitgliedstaaten als ausreichend betrachtet wird. 

Eine Ideallösung, die von fast allen Befragten präferiert wurde, ist die Schaffung 
eines EU-weiten Meldeportals, in das die erforderlichen Informationen und Do-
kumente hochgeladen werden können und auf das die Kontrollbehörden – unter 
Beachtung wichtiger Datenschutzanforderungen – konkret definierte Zugriffs-
rechte erhalten. 
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IV. Maßnahmen zur Reduzierung des Erfüllungsaufwands 

Zusätzlich zu einer Angleichung der nationalen Entsendevorgaben verfolgt die 
SMET-Taskforce das Ziel, den Entsendevorgang so einfach und unkompliziert 
wie möglich zu halten. Hier bieten sich einige Stellschrauben zum Bürokratieab-
bau an. Während die EU-Mitgliedstaaten im Bereich der Arbeitnehmerentsen-
dung bislang überwiegend nach dem Grundsatz „gleiche Regelungen für alle 
Unternehmen“ („one-size-fits-all“) vorgegangen sind, findet heute ein (partielles) 
Umdenken statt. Anstatt alle Unternehmen gleichermaßen mit bürokratischen 
Pflichten zu belegen, obwohl nur relativ wenige „schwarze Schafe“ in betrügeri-
scher Absicht die Vorgaben missachten, wird heute zunehmend ein risikoba-
sierter Ansatz („Targeted Approach“) diskutiert. So unterliegen z. B. in Deutsch-
land nur diejenigen Unternehmen den vollständigen Entsendeanforderungen, 
die zu einem der gelisteten Wirtschaftsbereiche mit erhöhter Risikoneigung ge-
hören.18  Ein solcher risikobasierter Ansatz kann einen wesentlichen Beitrag 
zum Bürokratieabbau leisten, indem Unternehmen in Branchen mit begrenztem 
Schadens- und Risikopotenzial von Erleichterungen bzw. weitgehender Befrei-
ung von den bürokratischen Pflichten profitieren. 

EU-Mitgliedstaaten, die keinen risikobasierten Ansatz implementieren möchten, 
können dennoch mit ausgewählten Maßnahmen zur Reduzierung der Entsen-
debürokratie beitragen: 

• Erleichterungen bei kurzfristigen und oder kurzzeitigen Entsendungen 

Insbesondere bei Notfalleinsätzen fällt die rechtzeitige Beantragung der erfor-
derlichen Dokumente schwer. So wäre es bei produktbezogenen Dienstleistun-
gen wie Wartung oder Reparatur hilfreich, wenn sie von der Meldepflicht ausge-
nommen werden oder zumindest die Möglichkeit besteht, die Dokumente nach-
zureichen. Dies sollte ebenfalls für kurzzeitige Dienstreisen, Meetings, Ver-
triebsgespräche oder kaufvertragsnahe Dienstleistungen gelten, da hier in der 
Regel nicht gegen Arbeitsschutzbedingungen verstoßen wird und keine Gefahr 
des Sozialdumpings besteht. Auch die von einigen EU-Mitgliedstaaten prakti-
zierte 8-Tage-Regelung, wonach Kurz-Entsendungen unter bestimmten Vo-
raussetzungen nicht meldepflichtig sind, kann eine Erleichterung für die Unter-
nehmen darstellen. 

 

18  Die Liste der Wirtschaftsbereiche findet sich unter Zoll (2023). 
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Ebenso wäre zu überlegen, ob alle Unterlagen und Dokumente vorgehalten 
werden müssen oder ob es nicht ausreicht, die Unterlagen auf Verlangen (digital 
oder analog) vorzuzeigen. So reicht es z. B. in Österreich bei kurzen Einsätzen 
von weniger als 48 Stunden aus, lediglich Arbeitsvertrag und Arbeitszeitauf-
zeichnungen vorzuhalten, ohne weitere Dokumente wie Lohnzahlungsnach-
weise und Lohnunterlagen mit sich führen zu müssen. Gerade für grenznahe 
Betriebe kann diese Regelung eine Erleichterung darstellen. 

Zur Erleichterung des administrativen Aufwands bei Entsendungen von kurzer 
Dauer könnte auch eine abgestufte Kontingentlösung (ähnlich wie in der 
Schweiz) zur Anwendung kommen. Je länger die Entsendungen dauern, desto 
höhere bürokratische Anforderungen und Nachweispflichten wären zu erfüllen, 
da mit längerer Entsendedauer tendenziell auch der potenzielle Schaden zu-
nimmt. 

• Ermöglichung längerfristiger Regelungen 

Die Vielzahl der wiederkehrenden Einzelmeldungen belastet die Unternehmen 
in besonderem Maße. Erleichternd könnten sich Rahmen- oder Sammelmeldun-
gen auswirken, die für einen bestimmten längeren Zeitraum gelten. Denkbar 
wäre die Abgabe einer jährlichen oder halbjährlichen Meldung, die sich nicht nur 
auf einen Auftragnehmer bzw. einen Einsatzort bezieht. 

Etwas kontroverser wurde der Vorschlag einer Präqualifizierung durch be-
stimmte Einrichtungen wie z. B. Wirtschaftskammern diskutiert. So wäre es vor-
stellbar, dass Unternehmen, die sich in der Vergangenheit nachweisbar rechts-
konform verhalten und / oder eine Präqualifizierung zur Entsendung erfolgreich 
durchlaufen haben, von bestimmten Meldepflichten für ein Jahr befreit werden. 
Allerdings wären in diesem Zusammenhang viele komplexe Fragen zu klären, 
z. B. wer führt die Präqualifizierung durch, auf welcher Rechtsgrundlage und auf 
Basis welcher konkreter Kriterien und Nachweise? 

• Verringerung der Meldehäufigkeit bei längeren Projekten 

Unternehmen in bestimmten Branchen (z. B. im Anlagenbau) bearbeiten häufig 
länger andauernde Kundenaufträge, innerhalb derer die Beschäftigten mehrere 
Male mit zeitlichen Unterbrechungen zum Auftraggeber entsandt werden müs-
sen. Für jede dieser Entsendungen ist immer wieder neu eine Meldung vorzu-
nehmen, obwohl sich die zugrunde liegenden entsendungsrelevanten Tatbe-
stände nicht oder nur unwesentlich ändern. Zur Reduzierung des 
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bürokratischen Aufwands sollte geprüft werden, inwiefern in diesen Fällen die 
Anzahl der Meldungen verringert werden könnte – z. B. durch die Einführung 
einer einzigen ausführlichen Meldung zu Beginn des Projekts und ggf. nur kur-
zer Anzeigen für die folgenden Arbeitseinsätze während des Projekts.19 

• Ermöglichung von längeren Entsendungen von Grenzgängern in ihre Hei-
matregion (Anpassung der 183-Tage Regel) 

Niederländische Unternehmen, die in der Grenzregion angesiedelt sind, be-
schäftigen oftmals deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die weiter-
hin in Deutschland wohnen. Aufgrund ihres Unternehmenssitzes in Grenznähe 
kommt es häufig vor, dass die niederländischen Unternehmen ihre deutschen 
Beschäftigten für Dienstleistungsaufträge bei Kunden in Deutschland einsetzen; 
nicht zuletzt auch aus sprachlichen Gründen in der Kundenkommunikation. Die 
deutschen Beschäftigten können in dieser Konstellation jedoch in der Regel nur 
183 Tage in Deutschland eingesetzt werden, ohne dass aufwändige sozialver-
sicherungsrechtliche Änderungen vorgenommen werden müssen. Unterneh-
men, für die diese Problematik gegeben ist, regen an, hier Erleichterungen zu 
schaffen, so dass sozialversicherungsrechtliche Änderungen entbehrlich wer-
den. Analoges gilt auch für deutsche Unternehmen mit niederländischen Be-
schäftigten. 

• Erleichterungen im Kontext der A1-Bescheinigung 

Auch wenn die Beantragung der A1-Bescheinigung für die Unternehmen ein 
eher untergeordnetes Problem darstellt, steigt die Belastung durch die Häufig-
keit der Beantragung. Insofern könnte die Beantragung einer längerfristigen A1-
Bescheinigung, wie dies in den Niederlanden praktiziert wird, die bürokratische 
Belastung deutlich verringern. Zudem sollten die Bedingungen für die A1-Be-
scheinigung vereinheitlicht und vereinfacht werden. Eine grundlegende Verein-
fachung könnte ferner dadurch erzielt werden, dass die A1-Bescheinigung in 
ihrer gegenwärtigen Form ganz überflüssig wird und durch neue digitale Instru-
mente ersetzt wird. So könnte die diesbezügliche Bürokratielast von einer Bring-
schuld der Unternehmen in eine Holschuld des Staates umgewandelt werden. 

 

19 Alternativ könnte auch darüber nachgedacht werden, ob man das Meldesystem teilweise 
von einer projektbezogenen auf eine personenbezogene Meldung umstellen kann. Anstatt 
jede einzelne Entsendung immer wieder neu zu melden, könnten die für Entsendungen in 
Frage kommenden Beschäftigten zu Jahresanfang mit den erforderlichen Unterlagen ge-
meldet werden. Im Jahresverlauf anfallende Entsendungen könnten dann ggf. nur noch in 
sehr kurzem Umfang den zuständigen Behörden angezeigt werden. 
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Denkbar ist es z. B., eine europäische Sozialversicherungsnummer einzuführen 
und den Kontrollbehörden im Zielland den begrenzten Zugriff auf die nationalen 
Sozialversicherungsdatenbanken zu erlauben. Mit einer einfachen Abfrage 
könnte so der Sozialversicherungsstatus der entsandten Arbeitnehmer erhoben 
werden (z. B. mittels eines grünen Lichts („betreffende Person ist in der natio-
nalen SV angemeldet und versichert“) und eines roten Lichts ("… nicht versi-
chert.“)). Alternativ könnte auch darüber nachgedacht werden, die bisherigen 
nationalen Krankenversicherungskarten mit einem zusätzlichen Chip oder QR-
Code auszustatten, der Auskunft über den Sozialversicherungsstatus und den 
Arbeitgeber gibt und bei Kontrollen vorgezeigt werden könnte. 

• Lohnhöhe der entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

Im österreichischen Entsenderecht ist eine Gehaltshöhe definiert, ab der Unter-
nehmen keine Meldung mehr abgeben müssen, da keine besondere Schutzbe-
dürftigkeit der zu entsendenden Arbeitnehmer angenommen wird. Allerdings 
liegt die Mindesthöhe des Bruttolohns mit aktuell ca. 6.800 € sehr hoch. Alter-
nativ könnten z. B. auch branchenabhängig drei verschiedene Lohngruppen 
(etwa Hilfsarbeiter, Facharbeiter, Meister) definiert werden. In die jeweilige 
Lohngruppe könnten auch die je nach Mitgliedstaat unterschiedlichen Lohnbe-
standteile eingerechnet werden. Damit könnte die als sehr belastend wahrge-
nommene Lohnberechnung wesentlich vereinfacht werden. 

• Grenzregion / Geographische Nähe 

Für Unternehmen in Grenznähe könnten zur Förderung der grenzüberschrei-
tenden Dienstleistungserbringung Erleichterungen geschaffen werden. Bei-
spielsweise müssen Kleinstunternehmen, deren Unternehmenssitz weniger als 
100 Kilometer von der Grenze entfernt ist und die Aufträge mit einer zeitlichen 
Dauer von bis zu einer Woche in den Niederlanden bearbeiten, unter bestimm-
ten Voraussetzungen keine Einzelmeldungen mehr abgeben. Hier reicht eine 
Jahresmeldung. 

• Privatkundenaufträge / Bagatellregelungen 

Ebenso wäre zu überlegen, die Meldepflicht bei Privatkundenaufträgen abzu-
schaffen und nur für Aufträge im gewerblichen und öffentlichen Auftragswesen 
gelten zu lassen. Als Alternative könnten Aufträge bis zu einer bestimmten Auf-
tragssumme von der Meldepflicht befreit werden (Bagatellreglungen). 
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• Unternehmensgröße 

Da kleine Unternehmen aufgrund ihrer geringeren Ressourcen im Allgemeinen 
stärker mit den bürokratischen Anforderungen der Entsendung belastet sind, 
könnten unter bestimmten Voraussetzungen Ausnahmen von der Meldepflicht 
bis zu einer bestimmten Mindestgröße gewährt werden. 

• Berücksichtigung von flexiblen Kooperationsformen in den Meldeportalen 

Nicht zuletzt aufgrund des technologischen Wandels und steigender Flexibili-
tätsanforderungen differenziert sich die Unternehmenswelt immer weit aus und 
es entstehen neuartige Formen von kürzer- bzw. längerfristigen Unternehmens-
kooperationen und Wertschöpfungsverbünden. Die Meldeportale sollten daher 
inhaltlich so angepasst werden, dass sie diese unterschiedlichen Formen der 
Unternehmenskooperation berücksichtigen und abbilden können. Zugleich 
muss aber sichergestellt werden, dass diese Kooperationsformen nicht dazu 
missbraucht werden, um Intransparenz und Betrug zu ermöglichen. 

• Nutzung von bereits vorhandenen Kontrollinstanzen (Once-only-Ansatz) 

In den meisten EU-Mitgliedstaaten existieren bereits vielfältige (formelle und in-
formelle) Kontrollmechanismen (Steuerprüfung, CSR-Richtlinie, Lieferketten-
sorgfaltspflichtengesetz etc.), die die Zuverlässigkeit, Rechtstreue und gesell-
schaftliche Verantwortung von Unternehmen prüfen. Unternehmen fassen die 
Entsendebürokratie zum Teil als einen weiteren Kontrollmechanismus auf, der 
ihre Rechtschaffenheit zusätzlich belegen soll. Sie schlagen vor, zu prüfen, in-
wieweit bestehende Kontrollmechanismen genutzt werden können, um ihre 
Rechtschaffenheit im Kontext der Arbeitnehmerentsendung nachzuweisen. Auf 
diese Weise ließe sich der bürokratische Aufwand u. U. deutlich reduzieren. 

Nicht alle hier vorgeschlagenen Maßnahmen, die sich zum Teil auch inhaltlich 
überschneiden, sind gleichermaßen für alle Typen von Unternehmen geeignet. 
Dazu ist die Unternehmensrealität zu heterogen. Insgesamt adressieren die 
o. g. Maßnahmen vornehmlich mittelständische Unternehmen, die die zentralen 
Schutzrechte der Entsenderichtlinie gewährleisten. Für die (kleine) Gruppe von 
Unternehmen, die die Entsenderegeln in betrügerischer Absicht bewusst umge-
hen, sind Kontrollen jedoch sinnvoll und notwendig, nicht nur zum Schutz der 
betroffenen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, sondern auch zur Wahrung 
eines fairen Wettbewerbs für die große Gruppe der verantwortlich agierenden 
Unternehmen.  
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9 Würdigung 

In allen unseren Gesprächen wurde deutlich, dass die Gesprächspartnerinnen 
und -partner die Intention der Entsenderichtlinie grundsätzlich befürworten. Sie 
gehen zudem davon aus, dass die Mehrheit der Unternehmen guten Willens ist, 
diese auch umzusetzen. Viele aktive Entsendeunternehmen verhalten sich voll-
ständig regelkonform, einige geben ihre grenzüberschreitende Tätigkeit auf, 
weil sie sich nicht in der Lage sehen, sich dabei vollständig rechtskonform zu 
verhalten. Andere Unternehmen, die grundsätzlich guten Willens sind, verhalten 
sich nur partiell rechtskonform, da ihrer Einschätzung nach die mit der Entsen-
dung verbundenen Anforderungen unverhältnismäßig hoch sind. Sie entschei-
den dann im Einzelfall pragmatisch, in welchem Umfang sie die bürokratischen 
Anforderungen umsetzen. Gleichwohl gibt es auch „schwarze Schafe“, die die 
Anforderungen der Entsendrichtlinie bewusst umgehen, Sozialdumping betrei-
ben und ihren Arbeitnehmerinnen und -nehmern deutlich schlechtere Arbeits- 
und Beschäftigungsbedingungen bieten als im jeweiligen Zielland. 

Übersicht 1: Typologie von Entsendeunternehmen 

Vollständig rechtskonforme Unternehmen 
• Aktive Entsendeunternehmen 
• Unternehmen, die Entsendeaktivitäten eingestellt haben bzw. gar nicht erst 

aufgenommen haben 
Pragmatische Unternehmen 
• Aktive Entsendeunternehmen 

o Unternehmen mit grundsätzlich „gutem Willen“, die bürokratischen Anforde-
rungen zu erfüllen 

o Partiell rechtskonforme Entsendeaktivitäten 
o soweit die Unternehmen den bürokratischen Aufwand – in eigener Abwä-

gung (auch unter Risikoaspekten) – als (noch) verhältnismäßig erachten 
o dennoch: Befürwortung und Gewährleistung der zentralen Schutzrechte der 

Entsenderichtlinie 
Schwarze Schafe 
• Illegale „Entsende“-Aktivitäten 
• Betrügerische Absicht (d. h. kein grundsätzlich „guter Wille“) 
• Bestimmte Konstellationen mit hohem „Schadenspotenzial“, z. B. 

o Zeitarbeitsfirmen 
o Vielschichtige, intransparente Wertschöpfungsverbünde 
o Arbeitsintensive Tätigkeiten 
o Relativ geringes (formelles) Qualifikationsniveau 
o Arbeitskräfte aus Ländern mit vergleichsweise niedrigem Gehaltsniveau 
o Scheinselbständigkeit (u. a. von Zeitarbeitsfirmen vermittelt) 

© IfM Bonn 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Die Entsenderichtlinie und ihre Umsetzung in nationales Recht sind in den meis-
ten EU-Mitgliedstaaten von einem „One-size-fits-all“-Ansatz geprägt. Dies führt 
in der Konsequenz zu einer Vielzahl unterschiedlicher nationaler Regelungen, 
die von allen Entsendeunternehmen gleichermaßen und ohne Rücksicht auf ihr 
konkretes “Schadenspotenzial“ erfüllt werden müssen. Ein Großteil der befrag-
ten Unternehmen empfindet das Entsenderecht insgesamt als zu stark durch 
staatliche Kontrolle und Unverhältnismäßigkeit geprägt und wünscht sich mehr 
Vertrauen sowie Regelungen mit Augenmaß. Ein Übermaß an Kontrolle und 
fehlende (risikobasierte) Verhältnismäßigkeit können u. U. einen für alle Betei-
ligten nachteiligen „Teufelskreislauf“ in Gang setzen, indem sie genau jenes 
Verhalten und jene Reaktionen hervorrufen und im Zeitablauf verstärken, die sie 
eigentlich verhindern möchten. 

Für die Ausgestaltung der Entsendevorgaben sollte daher ein Ansatz gewählt 
werden, der stärker die risikobehafteten Unternehmen in den Fokus rückt und 
diejenigen Unternehmen, die die zentralen Schutzrechte der Entsenderichtlinie 
gewährleisten, von bürokratischen Anforderungen im Entsendeprozess entlas-
tet („Targeted Approach“). Hierzu sollte die Wirtschaftspolitik in Kooperation mit 
sachverständigen Dritten – u. a. auch mit den branchenbezogenen Sozialpart-
nern, die häufig über spezialisiertes Know-How und Erfahrungswissen auf die-
sem Gebiet verfügen – die Konstellationen mit hohem "Schadenspotenzial" 
identifizieren und geeignete (bürokratische) Maßnahmen entwickeln, die diese 
illegalen „Entsendeaktivitäten“ effektiv unterbinden. 

Eine Reduktion der Bürokratiebelastung könnte ferner grundsätzlich auch 
dadurch erzielt werden, indem geprüft wird, in welchen Bereichen die Bürokra-
tielast zwischen Unternehmen und staatlichen Behörden neu aufgeteilt werden 
kann. Bislang obliegt die Erfüllung bürokratischer Pflichten und das zur Verfü-
gung stellen von Daten und Dokumenten weitestgehend den Unternehmen. 
Denkbar wäre – wie dies in der Studie an einigen Stellen exemplarisch aufge-
zeigt wird – die Bringschuld der Unternehmen teilweise in eine Holschuld der 
staatlichen Behörden umzuwandeln, etwa indem die Kontrollbehörden verstärkt 
vorhandene Datenquellen und digitale Instrumente nutzen. 

Insbesondere zum Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in stär-
ker risikobehafteten Unternehmen beschäftigt sind, kann auch die verbesserte 
(verbindliche) Informationsbereitstellung für die Unternehmen und vor allem für 
die Beschäftigten ein wirksames Mittel sein. Zu diesem Zweck könnten z. B. die 
nationalen Informationswebseiten, die mit ihren Inhalten primär die 
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(potenziellen) Entsendeunternehmen adressieren, verstärkt ergänzende Infor-
mationen für die entsandten Beschäftigten bereitstellen. Auch den Entsendeun-
ternehmen könnte in bestimmten risikogeneigten Branchen bzw. Anbieterkons-
tellationen vorgeschrieben werden, dass sie ihren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern vor der Entsendung ausführliche Informationen zu ihren Rechten 
und den zu garantierenden Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen zukom-
men lassen müssen. In umfangreichen Wertschöpfungsverbünden kann das 
auch bedeuten, dass die Auftraggeber bzw. Kunden in höherem Maße in die 
Prüfung und Verantwortung für die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
einbezogen werden. 

Die hier vorgeschlagenen Maßnahmen können als Baukastensystem verstan-
den werden. Es ist illusorisch zu glauben, dass eine vollständige Harmonisie-
rung über alle EU-Mitgliedstaaten möglich sei. Dazu sind die nationalen Parti-
kularinteressen zu unterschiedlich. Dennoch sollte bei der Arbeitnehmerentsen-
dung stärker gesamteuropäisch im Sinne eines verantwortlichen Bürokratieab-
baus gedacht werden, damit der Europäische Binnenmarkt nicht gerade in den 
Grenzregionen an seine Grenzen gelangt. Eine fühlbare, nachhaltige Verringe-
rung der Bürokratiebelastung könnte so – bei Aufrechterhaltung und Gewähr-
leistung zentraler Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen – wirtschaftliches 
Potenzial freisetzen und die Wertschätzung des Europäischen Binnenmarktes 
und der EU fördern. 
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Anhang 

Übersicht A1: Entsenderechtliche Anforderungen in den vier Untersuchungsländern 

Maßnahmen, die nach Richtli-
nie 2014/67/EU ergriffen wer-
den können 

Deutschland Frankreich Niederlande Österreich 

Offizielle Website https://www.zoll.de/DE/Fachthe-
men/Arbeit/arbeit_node.html 

https://travail-emploi.gouv.fr/droit-du-
travail/detachement-des-salaries/ 

https://www.postedworkers.nl/  www.entsendeplattform.at 

Entsendemeldung vor 
Arbeitsaufnahme: 
Soll Informationen enthalten 
über: 
• Dienstleistungserbringer 
• Zahl der entsandten Arbeit-

nehmer 
• Geplante Dauer und Beginn 

der Entsendung 
• Arbeitsort 
• Art der Dienstleistung 

Risikobasierter Ansatz: Entsende-
meldung nur in bestimmten 
risikogeneigten Branchen erforder-
lich 
Für Arbeitnehmer mit regelmäßigem 
Monatslohn < 2.784 € ist in bestimm-
ten Branchen eine Anmeldung nach 
dem Mindestlohngesetz erforderlich 
Elektronische Meldung über Online-
Portal: https://www.meldeportal-min-
destlohn.de 
Sprache: Deutsch, Englisch, Franzö-
sisch 
Zusätzliche Informationen z.B. Erklä-
rung zur Einhaltung der Mindestar-
beitsbedingungen, Qualifikations-
nachweis (für zulassungspflichtige 
Handwerke in Deutschland) 

Elektronische Meldung über Internet-
portal SIPSI erforderlich:  
https://www.sipsi.travail.gouv.fr 
Sprache: Französisch, Deutsch, 
Englisch, Italienisch, Spanisch 
Zusätzliche Informationen z.B. über 
Ort der Unterbringung, Übernahme-
modalitäten von beruflich bedingten 
Ausgaben 
Für Arbeitnehmer in Hoch- und Tief-
bau:  
zusätzlich Berufsidentifikationskarte 
(„Carte BTP“) erforderlich (muss bei 
der Union des Caisses de France 
über eine Online-Plattform separat 
beantragt werden) 

Elektronische Meldung über Online-
Portal erforderlich: https://meldlo-
ket.postedworkers.nl/runtime/ 
Sprache: Niederländisch, Deutsch, 
Englisch 
Besonderheit:  
Der niederländische Auftraggeber 
muss die Meldung prüfen 
Zusätzliche Informationen z.B. über 
Wirtschaftszweig, Person, die für die 
Auszahlung des Lohns zuständig ist 

Elektronische Meldung über Online-
Formular ZKO 3 für Entsendungen 
erforderlich: 
https://www4.formularservice.gv.at  
Sprache: Deutsch, Englisch, 
sowie neun weitere Sprachen 
Zusätzliche Informationen z.B. über 
Art der Tätigkeit, Befähigungsnach-
weis (falls in Österreich reglemen-
tiertes Gewerbe) 

Bereithaltung der Dokumente 
am Einsatzort 
Wie? Papier- oder elektronische 
Form 
In welcher Sprache? Z.B. Amts-
sprache des Aufnahmemitglied-
staates 
Wo? An einem zugänglich und 
klar festgelegten Ort 
Was?  
Arbeitsvertrag, Lohnzettel, Doku-
mentation der täglichen Arbeits-
zeit, Belege über Entgeltzahlung 

Wie? Papier- oder elektronische 
Form 
In welcher Sprache? Deutsch 
Wo? In Deutschland; auf Verlangen 
der Prüfbehörde auch am Arbeitsort 
Was? 
Wie in Richtlinie 2014/67/EU vorge-
schlagen; 
Prüfbehörde kann weitere Unterla-
gen anfordern 

Wie? Papier- oder elektronische 
Form 
In welcher Sprache? Französisch 
Wo? Verwahrung innerhalb des 
Staatsgebiets (Arbeitsort, oder bei 
materieller Unmöglichkeit an jedem 
anderen Ort, der dem Vertreter zu-
gänglich ist) - Am Ort der Leistungs-
erbringung in französischer Sprache. 
Was? 
Zusätzlich zu dem, was in Richtlinie 
2014/67/EU vorgeschlagen z.B.: 
Nachweis über medizinische Unter-
suchung, Bezeichnung des gelten-
den Branchentarifvertrags, Finanz-
garantie 

Wie? Papier- oder elektronische 
Form 
In welcher Sprache? Niederlän-
disch, Englisch, Deutsch 
Wo? Am Arbeitsplatz oder direkt di-
gital 
Was? 
Wie in Richtlinie 2014/67/EU vorge-
schlagen 

Wie? Papier- oder elektronische 
Form 
In welcher Sprache? Deutsch (oder 
Englisch) 
Wo? Arbeitsort /Ansprechperson au-
ßerhalb des Arbeitsorts / Zweignie-
derlassung; Tochter- oder Mutterge-
sellschaft in Österreich; Ort muss in 
Meldung benannt werden 
Was? 
Zusätzlich zu dem, was in Richtlinie 
2014/67/EU vorgeschlagen z.B.: 
Kopie der Meldung, Lohneinstufung 
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https://travail-emploi.gouv.fr/droit-du-travail/detachement-des-salaries/
https://www.postedworkers.nl/
http://www.entsendeplattform.at/
https://www.meldeportal-mindestlohn.de/
https://www.meldeportal-mindestlohn.de/
https://www.sipsi.travail.gouv.fr/
https://meldloket.postedworkers.nl/runtime/
https://meldloket.postedworkers.nl/runtime/
https://www4.formularservice.gv.at/


 

91 

Fortsetzung Übersicht A1: Entsenderechtliche Anforderungen in den vier Untersuchungsländern 

Maßnahmen, die nach Richtli-
nie 2014/67/EU ergriffen wer-
den können 

 
Deutschland Frankreich Niederlande Österreich 

Benennung einer Kontaktper-
son/ Ansprechperson 
(soll bei Bedarf Dokumente ver-
schicken und entgegennehmen 
können) 

Ja, muss in Deutschland anwesend 
sein 

Ja, muss in Frankreich anwesend 
sein und die französische Sprache 
beherrschen 

Ja, muss in den Niederlanden vor 
Ort sein 

Ja, erlaubt sind z.B. entsandte Ar-
beitnehmer/innen, Wirtschaftstreu-
händer/in, Rechtsanwalt/Rechtsan-
wältin, Notar/in  

Häufigkeit der Meldungen Meldung für jeden entsandten Arbeit-
nehmer und jeden Arbeitseinsatz 
 
Ausnahmen von der Meldepflicht 
(z.B. Erstmontage- oder Einbauar-
beiten; ausgenommen Bauleistun-
gen) 
 
Bei erneuter Meldung können Daten 
aus vorheriger Meldung übertragen 
werden 

Meldung für jeden entsandten Arbeit-
nehmer und jeden Arbeitseinsatz 
 
Bei erneuter Meldung können Daten 
aus vorheriger Meldung übertragen 
werden 

Meldung für jeden entsandten Arbeit-
nehmer und jeden Arbeitseinsatz 
 
In Ausnahmefällen Jahresmeldung 
möglich (z.B. für Kleinstunternehmen 
mit 1-9 Beschäftigten in Grenznähe; 
nicht im Baugewerbe) 
 
Bei erneuter Meldung können Daten 
aus vorheriger Meldung übertragen 
werden 

Meldung muss bei jedem neuen Auf-
trag mit neuem Auftraggeber neu ab-
gegeben werden 
 
Änderungen in der Meldung müssen 
unverzüglich gemeldet werden (z.B. 
bei Änderung Arbeitszeit oder Ar-
beitsort). 
Vereinfachte Meldung: in bestimm-
ten Fällen einzige Meldung für meh-
rere wiederkehrende Entsendungen 
ausreichend 

Zu erwartende Strafen bei 
Nichteinhaltung 
(nicht in Richtlinie 2014/67/EU 
geregelt) 

Bei Verstoß gegen Meldepflicht/ feh-
lende Unterlagen: 
Geldbuße bis zu 30.000 € 
 
Bei Verstoß gegen bestimmte Ar-
beitsbedingungen: 
Geldbuße bis zu 500.000 € 

Bei Verstoß gegen Meldepflicht/ 
Benennung einer Kontaktperson/ 
Vorlage der Unterlagen: 
4.000 € pro AN und pro Verstoß 
(8.000 € bei Wiederholung innerhalb 
von zwei Jahren). 
 
Gesamtobergrenze: 500.000 € 

Bei Verstoß gegen Meldepflicht: 
1.500 € bis 4.500 € (je nach Unter-
nehmensgröße) 
 
Benötigte Unterlagen nicht am Ein-
satzort verfügbar: 8.000 € 
 
Informationspflicht nicht nachgekom-
men: 6.000 € 
 
Meldung nicht geprüft: 750 € bis 
1.500 € 
Im Einzelfall Erhöhung um 50 %, 
Verringerung um 25, 50, 75 % mög-
lich 

Bei Verstoß gegen die Meldepflicht 
oder bei fehlenden Unterlagen: bis 
zu 20.000 €, im Wiederholungsfall 
bis zu 40.000 €. 
 
Vereitelung von Lohnkontrollen: bis 
zu 40.000 € 
 
Bei Unterentlohnung der entsandten 
Beschäftigten: in Abhängigkeit von 
der Summe des vorenthaltenen Ent-
gelts bis zu 250.000 € 

    © IfM Bonn 

Quelle: Eigene Darstellung. 



 

 
 

Wir möchten allen Expertinnen und Experten sowie Unternehmen danken, die 
uns mit ihrer Expertise und ihren Erfahrungsberichten anschaulich die bürokra-
tischen Herausforderungen bei der Arbeitnehmerentsendung geschildert ha-
ben. Sie haben uns wertvolle Hintergrundinformationen geliefert, die die Erstel-
lung dieses Berichts erst ermöglichten. 

• Germany Trade & Invest (GTAI): Marcelina Nowak, Karl-Martin Fischer 
• Handwerkskammer Düsseldorf 
• Handwerkskammer für München und Oberbayern: Barbara Peinel, Dietmar 

Schneider 
• Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz (Regensburg): Katharina 

Wierer 
• Handwerkskammer der Pfalz: Elke Wickerath 
• Handwerkskammer des Saarlandes: Sabrina Rüther 
• IG Bau Bezirksverband Aachen 
• Industrie- und Handelskammer Mittlerer Niederrhein 
• Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern 
• Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein: Frédéric Carrière 
• Landratsamt Bad Tölz-Wolfratshausen – Wirtschaftsförderung: Andreas 

Roß 
• Wirtschaftsverband Industrieller Unternehmen Baden (wvib): Alexander 

Rohrer 
• Zentrum für Europäischen Verbraucherschutz (ZEV) 

Für die Niederlande: 

• CLC-VECTA, Centrum voor Live Communication: Dineke Philipse 
• Federatie Nederlandse Vakbeweging (FNV): Ellen Hoeijenbos 
• Royal Bouwend Nederland: Jaap van de Burgt 
 

Die teilnehmenden Unternehmen werden zur Wahrung ihrer Anonymität nicht 
namentlich genannt. 
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